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Vorwort

Zu dem Qualitätszirkel gehörten:

Bretfeld, Nada	 Stadtteilarbeit

Cocha, Susana	 Lernförderung

Franz, Dirk	 Abteilungsleitung

Glaw, Thomas	 Stellv. Abteilungsleitung, Abteilungsleitung

Goo, Anja 	 Kinderschutz

Granzow, Daniela	 Therapeutische Wohngruppen
Groba, Constanze	 Schulbezogene Hilfen zur Erziehung

Hippe, Melanie	 Kooperationen Oberschule

HoΊmann-Fischer, Franziska	 Familienförderung

Lange, Willi	 Natur- und Werkpädagogik Grundschulen

Masch, Yasmin	 Jugendsozialarbeit an Grund- und Oberschulen

Müller, Susanne	 Schulkooperative Angebote/Fachberatung

Pesch, Ludger	 Direktion

Tangermann, Sonja 	 Ganztagsbetreuung an Grundschulen/Fachberatung

Wendland, Wioletta	 Kita/Fachberatung

Wietzker, Anne	 Erziehungs- und Familienberatung

WolΊhardt, Esther	 OΊene Kinder- und Jugendarbeit
Zámostná, Linda	 Kita/Familienzentren/Fachberatung

Ein besonderer Dank geht an dieser Stelle an alle Beteiligten des Qualitätszirkels für ihre 

Bereitschaft, ihr Engagement und den intensiven fachlichen Austausch!

Ebenfalls möchten wir uns herzlich bei Professorin i. R. Dr. Raingard Knauer und Professor  

i. R. Dr. Benedikt Sturzenhecker für die ziel- und prozessorientierte Begleitung des gesamten 

Prozesses bedanken. 

Thomas Glaw 
(Leitung der Abteilung Sozialpädagogische Praxis Pestalozzi-Fröbel-Haus)

Im Frühjahr 2022 hat das Pestalozzi-Fröbel-Haus beschlossen, das Konzept für ein Quali-

tätshandbuch zur demokratischen Partizipation zu entwickeln. Als Ziel schwebte den 

Initiator*innen vor, die demokratische Partizipation von Kindern, Jugendlichen, Eltern und 

Familien, Nachbar*innen und allen anderen Adressat*innen in der sozialpädagogischen 

Praxis zu stärken, das Interesse am Thema zu bekräftigen und weitere Quali΋zierungswege 
aufzuzeigen. So heißt es im Leitbild des PFH: „Das PFH bietet viele Formen der Partizipation 

wie einen abteilungsübergreifenden Fachausschuss, ein Kuratorium als Repräsentant der 

Gesellschaft oder Gremien für die Einbeziehung von Kindern, Jugendlichen und Erwachsenen. 

Diese breite Beteiligungskultur ist unser Beitrag zu einer demokratischen Gesellschaft.“ 1  

Indem das PFH solche Qualitätsbereiche aufbaut und mit den entsprechenden Handlungs-

konzepten unterlegt, gestaltet es den zunächst abstrakten Partizipationsgedanken in ein 

ganz praktisches Arbeitsgebiet um – mit dem Ziel, damit seiner SelbstverpΌichtung gerecht 
zu werden. Vorliegendes Qualitätshandbuch nimmt dabei sowohl die Breite sozialpäda-

gogischer Handlungsfelder als auch deren jeweils spezi΋sche, diΊerenzierte Anwendung 
auf und arbeitet ebenfalls den gemeinsamen und allgemeinen Kern sozialpädagogischer 

Professionalität heraus. 

Qualitätszirkel

Der Prozess, in dem das Qualitätshandbuch entstand, war ganz im Sinne des Themas 
demokratisch partizipativ organisiert. Ein Qualitätszirkel aus Vertreter*innen aller Fach-

bereiche hat in einem Zeitraum von einem Jahr in mehreren Terminen das Qualitätshand-

buch mitentwickelt. Dabei kamen Praxiserfahrungen der Mitglieder ebenso zum Tragen wie 
kontinuierliche ReΌexionen darüber, wie sich theoretische Konzepte praktisch anwenden 
lassen. 

1 Unser Leitbild | Pestalozzi-Froebel-Haus
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Grußwort

Das in 2021 in Kraft getretene Kinder und Jugendstärkungsgesetz (KJSG) hat die Stärkung 

der Partizipation von Kindern, Jugendlichen und Eltern bei der Planung und Ausgestaltung 

von Leistungen und Angeboten der Kinder- und Jugendhilfe in den Vordergrund gestellt. 

Für das Pestalozzi-Fröbel-Haus bedeutet dies, unsere sozialpädagogischen Angebote so 

zu gestalten, dass wir die Menschen, mit denen wir arbeiten, möglichst umfassend in die 

individuellen Bildungsprozesse einbeziehen. So können wir sie wirksamer unterstützen, 

wenn sie ihre Rechte aushandeln, ihre Bedürfnisse vertreten und ihren Interessen nach-

gehen. Damit geben wir ihnen die Möglichkeit, ihr soziales Umfeld mitzugestalten und 

sich als aktives und wirksames Mitglied von Gemeinschaft zu erleben. Unser besonderes 

Augenmerk richten wir auf die uns anvertrauten Menschen, die bisher nicht oder nur 

unzureichend an partizipativen Prozessen teilhaben. Inklusion im Sinne gleichberechtigter 

Teilhabe muss für alle Menschen erlebbar sein.

Den Autor*innen des vorliegenden Qualitätshandbuchs gratuliere ich zu diesem Meilen-

stein! Er überzeugt ebenso durch seine fachliche Fundierung wie durch seinen ausgeprägten 

Fokus darauf, unsere vielfältigen sozialpädagogischen Angebote in die pädagogische Praxis 

umzusetzen. Das Qualitätshandbuch eröΊnet die Chance einer verbesserten demokratischen 
Teilhabe unserer Zielgruppen. Gleichzeitig dient es der professionellen Weiterentwicklung 
unserer pädagogischen Fachkräfte und der Qualitätsentwicklung des Pestalozzi-Fröbel-

Hauses insgesamt. Dafür möchte ich Ihnen meine Anerkennung und meinen herzlichen 

Dank aussprechen.

Berlin im Oktober 2025

Henriette Harms 

Direktorin des Pestalozzi-Fröbel-Hauses
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1 Einführung in das 

Qualitätshandbuch

Das vorliegende Qualitätshandbuch „Demokratische Partizipation“ 
der Arbeitsbereiche der Sozialpädagogischen Praxis des Pesta-
lozzi-Fröbel-Hauses (PFH) beschreibt in neun Qualitätsbereichen, 
welchen fachlichen Ansprüchen sich die Fachkräfte und der Träger 
bei der Gestaltung demokratischer Partizipation in ihren Angeboten, 
Projekten und Einrichtungen stellen. Das Qualitätshandbuch unter-
stützt sowohl die Fachkräfte als auch den Träger, die demokratische 
Partizipation vor Ort zu reflektieren und weiterzuentwickeln.

1.1 Inhaltliche Struktur

Um die qualitativen Grundannahmen einzuordnen, gilt es zunächst, die BegriΊe Qualitäts-

bereich, Qualitätsstandard und Handlungsschritte zu de΋nieren: 

Ein Qualitätsbereich beschreibt jeweils einen zentralen Aspekt demokratischer Partizipa-

tion. Jeder der neun genannten Qualitätsbereiche dient dazu, die verschiedenen Facetten 

der demokratischen Beteiligung systematisch zu betrachten und sicherzustellen, dass die 

Angebote, Projekte und Einrichtungen am PFH diese nach und nach umsetzen und sich 

dabei kontinuierlich verbessern. Besonders hervorzuheben sind die ersten beiden Quali-

tätsbereiche „Demokratische Rechte der Kinder, Jugendlichen und weiterer Zielgruppen 

klären“ (strukturelle Verankerung) und „Demokratische Beteiligungsgremien und Verfahren 

gestalten“ (strukturelle Verankerung) – sie schaΊen die notwendigen strukturellen Rahmen-

bedingungen und Verfahren für die demokratische Partizipation und ermöglichen so erst 

die Arbeit in allen weiteren Qualitätsbereichen. 

Qualitätsstandards sind die Zieldimensionen innerhalb des jeweiligen Qualitätsbereichs. 

Sie de΋nieren das angestrebte Niveau und die gewünschten Ergebnisse in jedem Bereich 
und dienen folglich als Messlatte für eine qualitativ hochwertige Umsetzung demokratischer 

Partizipation. Während die Qualitätsbereiche die grundlegenden Themen der demokrati-
schen Partizipation festlegen, stellen die Qualitätsstandards ein einheitliches Verständnis 
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darüber sicher, was konkret zu erreichen und umzusetzen ist. Ohne klare Qualitätsstan-

dards könnte es zu unterschiedlichen AuΊassungen darüber kommen, was der jeweilige 
Bereich verlangt. Dies könnte letztlich zu einer inkohärenten oder weniger zielgerichteten 

Umsetzung führen. Es ist wichtig zu betonen, dass der Weg zur Erreichung der Qualitäts-

standards ein langfristig angelegter Prozess ist. Dieser erfordert Zeit, ReΌexionsarbeit, 
kontinuierliche Anpassungen und viel Geduld. 

Die Handlungsschritte sind Impulse für konkrete Maßnahmen, die ergriΊen werden 
müssen, um die festgelegten Qualitätsstandards in die Praxis umzusetzen. Sie bieten den 

praktischen Rahmen, um die de΋nierten Ziele zu reΌektieren und zu erreichen. Die Hand-

lungsschritte zeigen, was zu tun ist, aber nicht wie dies geschehen soll. Es handelt sich 

demnach nicht um ein Methodenhandbuch, sondern um eine praxisbezogene Checkliste. 

Es bietet sich bei Bedarf an, ein Methodenhandbuch oder einen Leitfaden für mögliche 

Vorgehensweisen und Strategien als ergänzende Materialien zu erarbeiten und den Fach-

kräften zur Verfügung zu stellen, um damit die Arbeit im Sinne der Handlungsschritte zu 

unterstützen. 

Der Abschnitt über die einzelnen Qualitätsbereiche demokratischer Partizipation im dritten 

Kapitel beginnt mit der zentralen Formulierung der „Qualitätsstandards im PFH“. Deren 

Umsetzung zeigen die Passsagen zu den jeweiligen Handlungsschritten praktisch auf. Die 

Handlungsschritte sind dabei als aktivierender Impuls im Präsens und in der pronomi-

nalen Anredeform „ihr“ geschrieben. Hiernach erfolgt die fachliche Begründung für den 

jeweiligen Qualitätsbereich.

Das Qualitätshandbuch wurde partizipativ unter der Beteiligung der Arbeitsbereiche des 

Pestalozzi-Fröbel-Hauses (PFH) und vieler Fachkräfte entwickelt. Den Prozess haben Prof. 

i. R. Dr. Raingard Knauer (Fachhochschule Kiel) und Prof. i. R. Dr. Benedikt Sturzenhecker 

(Universität Hamburg) wissenschaftlich begleitet. Die beiden Mitglieder des Instituts für 

Partizipation und Bildung e. V. (IPB) haben ihre fachlichen Vorschläge zur strukturellen 

Verankerung demokratischer Partizipation in den Angeboten, Projekten und Einrichtungen 

des PFH eingebracht und den gesamten Prozess der Entstehung des Handbuchs begleitet. 

Auf diese Weise sollte eine möglichst breite Auseinandersetzung darüber in Gang kommen, 

wie demokratische Partizipation in der Kinder- und Jugendhilfe des PFH am besten zu 

gestalten sei. 

Das Ziel war dabei, die Fachkräfte zu befähigen und zu unterstützen, sich das Partizipa-

tionskonzept des IPB anzueignen, sowie es für die eigene Praxis in eine handhabbare 

Form zu bringen. Nach diesem Verständnis kann Qualitätsarbeit nur gelingen, wenn die 

Fachkräfte ihre spezi΋sche Perspektive auf Partizipation beitragen, sie diskutieren und eine 
gemeinsame Position dazu entwickeln. Qualitätsstandards beruhen auf solchen fachlichen 

Aushandlungsprozessen der Beteiligten. So entwickelte fachliche Standards haben eine 

Chance auf ihre Realisierung und reΌexive Weiterentwicklung: Fachkräfte sehen ihre eigenen 
fachlichen Positionen sowohl wiedergegeben als auch herausgefordert. Sie müssen sich mit 

den selbstentwickelten Ansprüchen identi΋zieren und sie als Orientierung ebenso wie als 
Prüfkriterium ihrer Praxis verstehen können. Erst dann werden so entwickelte Standards 

in der Praxis Wirkung entfalten.

Der Prozess begann mit einer Auftaktveranstaltung im September 2022, in der sich 120 

Fach- und Leitungskräfte aus allen Arbeitsbereichen des PFH mit dem Konzept einer struk-

turellen Verankerung demokratischer Partizipation auseinandersetzten. Die fachliche und 

rechtliche Begründung sowie die methodischen Prinzipien demokratischer Partizipation 

wurden vorgestellt und diskutiert. Ebenso wurde die projektorientierte Vorgehensweise 

der partizipativen Erstellung der Qualitätsbereiche präsentiert und von den Fachkräften 

bestätigt. 

Ein Ziel war es, die Kompetenzen in demokratischer Partizipation von Fachkräften, die 

spezi΋sch die Angebote, Projekte und Einrichtungen der sozialpädagogischen Praxis im PFH 
leiten, zu stärken und gleichzeitig den Auseinandersetzungsprozess damit zu intensivieren. 

Zu diesem Zweck wurden in sieben Einrichtungen2 unterschiedlicher Handlungsfelder exem-

Abb. 1: Struktur des Qualitätshandbuchs

2 Es handelt sich um die folgenden Einrichtungen: Ganztagsbetreuung an der Fichtelgebirge- und der Schinkel-Grundschule,  

	 die Kindertagesstätten Perelsplatz und Haubachstraße, D3 MädchentreΊen, FireΌy, Familien- und Nachbarschaftszentrum  
	 Kiezanker 36.

Qualitätsbereich

1.2 Verständnis von Qualitätsarbeit und 
partizipativer Entwicklung

Qualitätsstandard

Handlungsschritte  

zur Umsetzung der 

Qualitätsstandards
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plarisch vertiefte Fortbildungen zum Konzept „Die Kinderstube der Demokratie“3 sowie zur 

GEBe-Methode „Gesellschaftliches Engagement von Benachteiligten fördern“4 angeboten. 

In den Fortbildungen haben die beteiligten Fachkräfte die Lebenswelt ihrer Zielgruppen 

sowie ihr Handeln in der Einrichtung und dem Stadtteil beispielhaft beobachtet, um daraus 

ein konkretes Thema für ein demokratisch-partizipatives Beteiligungsprojekt abzuleiten 
und zu verwirklichen. Die Einrichtung Kita Perelsplatz hat beispielsweise eine „Verfassung“ 

für die Einrichtung erarbeitet, in der Rechte, Beteiligungsgremien und -verfahren für die 

Zielgruppen beschrieben sind. Die teilnehmenden Fachkräfte berichteten wiederum in 

ihren Arbeitsbereichen den anderen Einrichtungen und Teams über ihre Erfahrungen 
und regten deren eigene Beschäftigung mit dem Thema an. So ließ sich das Know-how 
insgesamt ebenso wie das kritische Bewusstsein der Fachkräfte für die Chancen, aber auch 
Herausforderungen demokratischer Partizipation weiterentwickeln. 

Das Team der Fachberatung hat sich durch eine prozessbegleitende Inhouse-Fortbildung 
gezielt darin quali΋ziert, die Einrichtungen und Fachkräfte beim Aufbau von demokratischer 
Partizipation zu unterstützen.

Im Juni 2023 begann der Qualitätszirkel die Arbeit am eigentlichen Qualitätshandbuch. 

Dauerhaft waren bis zu achtzehn Vertreter*innen aller Arbeitsbereiche der sozialpädagogi-

schen Praxis des PFH im Qualitätszirkel vertreten. Ihre Aufgabe bestand darin, die fachlichen 

Vorschläge der wissenschaftlichen Begleitung, wie einzelne Standards am besten auszuge-

stalten sind, zu prüfen, den Blick auf die Praxis der Angebote, Projekte und Einrichtungen 

des PFH zu richten und schließlich Qualitätsstandards zu formulieren und zu verabschieden. 

Die Mitglieder des Qualitätszirkels berichteten bereits im Prozess den Kolleg*innen aus 

ihren Arbeitsfeldern über die getroΊenen Entscheidungen zu den Qualitätsbereichen. Die 
eingegangenen mitunter auch kritischen Rückmeldungen und Ergänzungen brachten die 

Mitglieder des Qualitätszirkels wiederum zur Verbesserung des Qualitätshandbuchs ein.

Parallel entwickelte ein Ausschuss des Qualitätszirkels einen Vorschlag, wie das Quali-

tätshandbuch in einem Evaluations- und ReΌexionsverfahren zu nutzen sein könnte. Das 
Evaluationsverfahren dient den Abteilungs- und Bereichsleitungen dazu, möglichst einfach 

und quantitativ einen Einblick in den Stand der Qualitätsentwicklung zu bekommen, um 

diese wo nötig zu unterstützen. Die qualitative ReΌexion der Qualitätsbereiche leitet die 
einzelnen Teams dazu an, das Handbuch zur SelbstreΌexion ihrer Partizipationsarbeit zu 
verwenden. Die gemeinsam vereinbarten fachlichen Standards sind eine Anregung zu 

gegenseitiger fachlicher Weiterentwicklung. 

Anfang Juli 2024 lag eine erste Fassung des Qualitätshandbuchs vor. Diese wurde den 

einzelnen Einrichtungen vorgestellt; anschließend galt es, ihre Rückmeldungen und Verän-

derungsvorschläge zu betrachten und einzuarbeiten.

1.3 Ziele des Qualitätshandbuchs 

Das Qualitätshandbuch dient dazu, die Verwirklichung von gesetzlichen und fachlichen 

Konzepten zur demokratischen Partizipation anzuregen und zu verbessern. Die fach-

liche Debatte zur Gestaltung von Partizipation gibt es seit über zwanzig Jahren und sie ist 

hochkomplex. Die gesetzlichen Ansprüche haben sich mit dieser Debatte weiterentwi-

ckelt und fordern ausgearbeitete Konzepte der Beteiligung und Beschwerde von Kindern, 

Jugendlichen und Teilnehmenden in den sozialpädagogischen Angeboten, Projekten und 
Einrichtungen. Mithilfe des Handbuchs lassen sich diese komplexen Anforderungen praxis-

tauglich formulieren und umsetzbar gestalten. Das Pestalozzi-Fröbel-Haus zeigt damit, wie 

es gesetzliche und konzeptionelle Qualitätsstandards erfüllen will.

Das Qualitätshandbuch dient damit zunächst der fachlichen Orientierung der Fachkräfte 

und leitet sie dazu an, täglich demokratische Partizipation von Kindern, Jugendlichen und 

Teilnehmenden zu ermöglichen. Das Handbuch präzisiert, welche Ziele demokratische 
Partizipation im PFH anstrebt und mit welchen Strukturen und Methoden sie konkret 

erreicht werden sollen. Damit eröΊnet das Handbuch handfeste Gestaltungsmöglichkeiten 
hin zu mehr Partizipation, ohne dass die Fachkräfte dies als Überforderung wahrnehmen.

Auf diese Weise  wird eine Anregung fachlicher ReΌexion und Aneignung von Umset-

zungsmöglichkeiten und Konzepten demokratischer Partizipation möglich. Die Qualitäts-

bereiche ergeben nur Sinn für die alltägliche Praxis, wenn die Fachkräfte selbst sie sich 

kritisch-konstruktiv aneignen und entsprechend handeln. Mit dem prozessorientierten und 

dialogisch-reΌexiven Verständnis, das hinter den Standards steht, lassen sie sich Όexibel 
in unterschiedlichen Konstellationen und Situationen anwenden. Sie bleiben grundsätzlich 

ausgerichtet auf die Wirkung, die Partizipationspraxis zu gestalten und dabei weiterzu-

entwickeln. Nur wenn die Fachkräfte ihre Erfahrungen mit demokratischer Partizipation 

reΌektieren und in das Fachgespräch einbringen, um ihre eigenen Qualitätsstandards zu 
verbessern, wird das Qualitätshandbuch ein nützlicher, wirksamer und lebendiger Leit-

faden zur Gestaltung demokratischer Partizipation sein und bleiben.

Dieser Prozess ermöglicht eine fachliche Vertiefung und Weiterentwicklung des Quali-

tätshandbuchs. In gemeinsamer fachlicher Auseinandersetzung und Diskussion entsteht 

ein ganz eigenes Verständnis und Praxismodell demokratischer Partizipation in den 

Tätigkeitsbereichen des PFH, was sich auch fortschreiben lässt. Eine solche „breite Betei-
ligungskultur“ entsprechend dem Leitbild leistet einen Beitrag zu einer demokratischen 

Gesellschaft, in der Kinder, Jugendliche, Teilnehmende und Fachkräfte sich als berechtigte 
und aktive Bürger*innen der Demokratie in der Bundesrepublik und Europa einbringen5. 
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4 Vgl. GEBe-Methode nach Sturzenhecker 2015. 5 Vgl. Unser Leitbild | Pestalozzi-Froebel-Haus.
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1.4 Zur Begründung demokratischer Partizipation in der  
sozialpädagogischen Praxis des Pestalozzi-Fröbel-Hauses

Gesetzliche Begründungen für demokratische Partizipation in der 
Sozialpädagogik

Die Antwort auf die Frage „Warum bedarf es demokratischer Partizipation in der sozial-

pädagogischen Praxis?“ ergibt sich aus gesetzlichen Vorgaben vom Grundgesetz bis zum 

Gesetz zur Ausführung des Kinder- und Jugendhilfegesetzes des Landes Berlin. Hinzu 

kommen sozialpädagogische Begründungen. Diese beiden Begründungsstränge seien 

hier kurz dargestellt.

Die fundamentale Begründung für demokratische Partizipation von Kindern, Jugendlichen 

und Erwachsenen in der demokratischen Gesellschaft und in ihren pädagogischen Institu-

tionen ergibt sich aus dem Grundgesetz Artikel 1 des Grundgesetzes (GG): 

„(1) Die Würde des Menschen ist unantastbar. Sie zu achten und zu schützen ist VerpΌich-

tung aller staatlichen Gewalt. 

(2) Das Deutsche Volk bekennt sich darum zu unverletzlichen und unveräußerlichen 

Menschenrechten als Grundlage jeder menschlichen Gemeinschaft, des Friedens und der 

Gerechtigkeit in der Welt. 

(3) Die nachfolgenden Grundrechte binden Gesetzgebung, vollziehende Gewalt und Recht-

sprechung als unmittelbar geltendes Recht.“

Der letzte Satz macht klar, dass der Staat und seine Einrichtungen (und dazu gehören auch 

die der Kinder- und Jugendhilfe) unmittelbar die Grundrechte befolgen müssen. Diese Rechte 

ergeben sich nicht nur aus dem Grundgesetz, sondern auch aus den Menschenrechten6. 

Der Staat und seine (pädagogischen) Einrichtungen müssen die Würde aller Menschen 

respektieren und schützen. In der deutschen Rechtsprechung wird Würde (mit Kant) als 

Selbstbestimmung de΋niert: Nach der Wertordnung des Grundgesetzes ist der Mensch ein 
Wesen, das „in Freiheit (über) sich selbst bestimmt“.7 Daraus folgt, dass Menschen nicht 

durch staatliches Handeln zum Objekt gemacht werden dürfen. 

Das Grundgesetz gilt für alle Menschen in Deutschland, auch für Kinder, und das ab 

Geburt. Kinderrechtler wie Jörg Maywald betonen, dass Kinderrechte nicht erworben oder 

verdient werden müssen. Sie sind unmittelbarer Ausdruck der jedem jungen Menschen 

innewohnenden menschlichen Würde. Dieses Verständnis von Würde als Selbstbestim-

mung meint nicht eine von anderen Menschen völlig unabhängige oder abgekoppelte 

Autonomie. Menschen können ihre Selbstbestimmung immer nur in Abhängigkeit von und 

in Kooperation mit anderen Menschen realisieren. Menschen sind verletzlich (vulnerabel), 

und das gilt besonders in der Phase von Kindheit und Jugend. Menschen benötigen soziale 

Verbundenheit sowie – in bestimmten Lebensphasen – Schutz und Unterstützung. Daraus 

folgt zweierlei: 

Erstens: Wenn sich Selbstbestimmung nur in sozialen Zusammenhängen verwirklichen 

lässt, wird daraus Mitentscheidung. Menschen müssen im sozialen und gesellschaftlichen 

Zusammenleben aushandeln, wie sie kooperieren und zusammenleben wollen. Die Frei-

heit der Individuen zur Selbstbestimmung und Entfaltung ihrer Persönlichkeit (Art. 2 GG) 

muss mit der Freiheit der anderen abgeglichen werden. Wenn die Bürger des Staates das 

Recht auf eine solche Mitentscheidung haben, nennt man das Demokratie. 

Zweitens: Das Angewiesensein von Menschen auf Unterstützung und Hilfe darf nie dazu 

führen, sie zum Objekt von Fremdbestimmung anderer zu machen. 

Aus dem Recht auf Würde als Selbstbestimmung folgert das Grundgesetz die Rechte und 

Möglichkeiten demokratischer Partizipation der Menschen in Staat und Gesellschaft. Es de΋-

niert, wie die Menschen als Bürger der Bundesrepublik Deutschland mitentscheiden können. 

Im Sozialgesetzbuch VIII (SGB VIII, Kinder- und Jugendhilfegesetz) werden die Hand-

lungsfelder der Kinder- und Jugendhilfe geregelt, zu der auch das Pestalozzi-Fröbel-Haus 

und seine sozialpädagogischen Angebote, Projekte und Einrichtungen gehören. Im SGB VIII 
spiegeln sich die Prinzipien des Grundgesetzes wider. Nach § 1 SGB VIII hat jeder junge 

Mensch das Recht auf „Erziehung zu einer selbstbestimmten, eigenverantwortlichen und 

gemeinschaftsfähigen Persönlichkeit“. Hier wird der Zusammenhang von Selbstbestim-

mung, Eigenverantwortung und Gemeinschaftsfähigkeit klar formuliert. Die verantwortliche 

Entfaltung der eigenen Persönlichkeit steht immer im Zusammenhang mit der Entfaltung 

der anderen in der „Gemeinschaft“ der Bürger*innen einer Demokratie als Entscheidungs-

gemeinschaft. 

Deshalb legt SGB VIII unterschiedliche Rechte und Vorschriften fest, die Partizipation von 

Kindern und Jugendlichen (und teilweise auch der Erziehungsberechtigten) verlangen. So 

bestimmt § 8 SGB VIII: „Kinder und Jugendliche sind entsprechend ihrem Entwicklungs-

stand an allen sie betreΊenden Entscheidungen der öΊentlichen Jugendhilfe zu beteiligen.“ 

Für unterschiedliche Handlungsfelder wie Hilfen zur Erziehung oder die Kinder- und Jugend-

arbeit werden weitere Mitbestimmungsrechte de΋niert. Wichtig ist auch der § 45 SGB VIII, 
der für Tageseinrichtungen (wie zum Beispiel Kitas) sowie die Heimerziehung zur Erteilung 
der Betriebserlaubnis verlangt, dass die Einrichtungen „geeignete Verfahren der Selbstver-
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7 BVerfG, Urteil vom 15.02.2006 – 1 BvR 357/05.
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tretung und Beteiligung sowie der Möglichkeit der Beschwerde in persönlichen Angelegen-

heiten innerhalb und außerhalb der Einrichtung“ gewährleisten.

Das Berliner Gesetz zur Ausführung des Kinder- und Jugendhilfegesetzes, zur Unter-

stützung von Familien und zur Förderung der Beteiligung und Demokratiebildung 

junger Menschen und Familien (AG KJHG) nimmt sogar den Auftrag zur Beteiligung und 

Demokratiebildung in seinen Namen auf. Damit wird die Bedeutung dieser Ziele für die 

Kinder- und Jugendhilfe hervorgehoben. § 5 AG KJHG Berlin regelt die „Beteiligung von 

jungen Menschen und Familien“. In diesem Zusammenhang sei zum Beispiel § 5 Abs. 2 

genannt: „In den Einrichtungen der Jugendhilfe sollen durch Interessenvertretungen der 

jungen Menschen Möglichkeiten der Mitwirkung sichergestellt werden.“ Demnach gilt es, 

Gremien zu schaΊen, die es den jungen Menschen ermöglichen, ihre spezi΋schen Interessen 
in der Einrichtung zu formulieren und an Entscheidungen mitzuwirken. Für die Jugendarbeit 

gibt etwa § 6 vor, dass sie insbesondere der Demokratiebildung junger Menschen dienen 

soll. § 20a AG KJHG Berlin zu den Zielen der allgemeinen Förderung der Erziehung in der 

Familie nennt unter ZiΊer 11, „demokratische Erziehung, Beteiligung und gesellschaftliches 
Engagement zu fördern“.

Das Berliner Gesetz zur Förderung von Kindern in Tageseinrichtungen und Kindertages-

pΌege (Kindertagesförderungsgesetz – KitaFöG) formuliert in § 1 als Aufgaben und Ziele 

der Förderung in Absatz 3 unter Punkt 2, „das Kind auf das Leben in einer demokratischen 

Gesellschaft vorzubereiten, die für ihr Bestehen die aktive, verantwortungsbewusste Teil-
habe ihrer Mitglieder im Geiste der Toleranz, der Verständigung und des Friedens benötigt 
und in der alle Menschen ungeachtet ihres Geschlechts, ihrer sexuellen Identität, ihrer 

Behinderung, ihrer ethnischen, nationalen, religiösen und sozialen Zugehörigkeit sowie 

ihrer individuellen Fähigkeiten und Beeinträchtigungen gleichberechtigt sind“. Hier werden 

die Ziele der Vorbereitung auf demokratisches Handeln mit der Gleichberechtigung aller 

Menschen unabhängig von ihrer Unterschiedlichkeit verbunden. Das umfasst auch die 

Beteiligung von Eltern (KitaFöG im § 14 Elternbeteiligung). 

Zusammenfassend lässt sich festhalten: Für die Praxis der Kinder- und Jugendhilfe in 

den sozialpädagogischen Angeboten, Projekten und Einrichtungen des Pestalozzi-Fröbel-

Hauses ist es also verpΌichtend, die Würde des Menschen zu achten. Dies gilt konkret für 
alle Kinder, Jugendlichen und Erwachsenen, die an den Aktivitäten des PFH teilnehmen. 

Auch aus den Bundes- und Landesgesetzen zur Kinder- und Jugendhilfe folgt, dass eine 

Beteiligung an den Entscheidungen, die die Teilnehmenden betreΊen, gewährleistet sein 
muss. Gerade das Berliner Ausführungsgesetz (AG KJHG) orientiert die Gestaltung dieser 

Beteiligung an den Prinzipien der Demokratie. Daraus ergibt sich der gesetzliche Auftrag an 

das PFH, in seinen Angeboten, Projekten und Einrichtungen für Kinder, Jugendliche, Eltern 

und andere erwachsene Teilnehmende demokratische Partizipation zu ermöglichen. Dabei 
gilt es, die spezi΋schen gesetzlichen Regelungen der Beteiligung auf den unterschiedlichen 
Handlungsfeldern des PFH zu berücksichtigen. 

Sozialpädagogische Begründungen für demokratische Partizipation

Die strukturelle Verankerung demokratischer Partizipation in den Arbeitsfeldern der Kinder- 

und Jugendhilfe im Pestalozzi-Fröbel-Haus ergibt sich auch aus sozialpädagogischer Sicht. 

Die Argumente seien hier stichwortartig benannt. 

	 Demokratische Partizipation mindert die Risiken von Machtungleichheit: Alle 

pädagogischen Settings sind durch Machtungleichheit zwischen Erwachsenen, aus-

gebildeten Fachkräften auf der einen Seite und Kindern, Jugendlichen und weiteren 

Teilnehmenden auf der anderen Seite gekennzeichnet. Machtungleichheit führt leicht 
zu Machtmissbrauch. Eine strukturelle Verankerung von Rechten, Gremien und Ver-

fahren demokratischer Partizipation der Teilnehmenden soll und kann dazu beitragen, 
die Risiken der Machtungleichheit zu mindern.

	 Demokratische Partizipation sichert strukturell die Selbstbestimmung und Mitent-

scheidung: Die Verletzbarkeit (Vulnerabilität) von Menschen in bestimmten Lebens-

phasen oder biographischen Situationen verlangt danach, dass pädagogische Macht 

genutzt wird, um Fürsorge und Schutz zu gewährleisten. Damit entsteht aber auch 

das Risiko der Fremdbestimmung der BetroΊenen durch Pädagog*innen. Menschen 
darf trotz (zeitweiliger) Bedürftigkeit und Verletzbarkeit nicht ihr Recht auf Würde und 

Selbstbestimmung genommen werden. Deshalb sind die Möglichkeiten ihrer Selbst-

bestimmung und Mitentscheidung in den sozialpädagogischen Angeboten, Projekten 

und Einrichtungen strukturell zu sichern. 

	 Demokratische Partizipation achtet die Mündigkeit der Kinder und Jugendlichen: Kinder 

und Jugendliche bedürfen nicht nur der Fürsorge, sondern auch der Erziehung und 

Förderung ihrer Entwicklung. Daraus wird jedoch pädagogisch häu΋g abgeleitet, dass 
sie unmündig seien, also nicht in der Lage, Entscheidungen, die ihr persönliches Leben 

und ihr Leben in der Gemeinschaft betreΊen, kompetent mit anderen auszuhandeln. 
Deshalb sollen sie zur Mündigkeit erst befähigt werden. Das bedeutet aber, ihnen im 

Hier und Jetzt in den konkreten pädagogischen Situationen Selbst- und Mitbestimmung 

vorzuenthalten. Dieses Qualitätshandbuch beruht stattdessen auf der Grundhaltung, 

dass Menschen ab Geburt mündig sind: Sie sind fähig, die sie betreΊenden Fragen der 
gemeinsamen Lebensführung mit anderen Beteiligten auszuhandeln. Das geschieht in 

entwicklungsangemessenen Kommunikationsweisen und zu entsprechenden Themen. 
Um ihr Recht auf mündige Ausübung von Selbstbestimmung und Mitentscheidung zu 

sichern, gilt es, demokratische Partizipation strukturell zu verankern.

	 Demokratische Partizipation ermöglicht die aktive Aneignung und Ausübung von 

Demokratie: Kinder- und Jugendhilfe hat den Auftrag, Demokratiebildung zu fördern 

(siehe zum Beispiel § 5 AG KJHG Berlin). Bildung bedeutet, sich die Welt (d. h. auch 

die demokratische Gesellschaft) durch aktives Handeln anzueignen und dabei die 
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eigene Persönlichkeit in Auseinandersetzung mit den vorgefundenen Bedingungen 

und EinΌüssen zunehmend selbstbestimmt zu entfalten. Demokratie eignet man sich 
durch aktive Ausübung von Demokratie an. Demokratie zu praktizieren und zu reΌek-

tieren, ist Demokratiebildung. Daraus folgt also die Aufgabe, konkrete Möglichkeiten 

demokratischer Partizipation in den sozialpädagogischen Angeboten, Projekten und 

Einrichtungen zu schaΊen.

	 Demokratische Partizipation verpΌichtet die Fachkräfte zur Beachtung der Rechte: 
Fachkräfte sollten eine Haltung des Respekts vor der Würde der Individuen haben 

und deren Entwicklung und Erziehung „zu einer selbstbestimmten, eigenverantwort-

lichen und gemeinschaftsfähigen Persönlichkeit“ (§ 1 SGB VIII) fördern. Aber in einem 

anforderungsreichen und stressigen pädagogischen Alltag reichen innere Haltungen 

manchmal nicht, um Ungerechtigkeit, Willkür und Fremdbestimmung zu verhindern. 

Eine pädagogische Haltung muss eingebettet sein in demokratische Strukturen, die 

den Kindern, Jugendlichen und anderen Teilnehmenden Rechte, Gremien und Ver-

fahren demokratischer Beteiligung zusichern und die Fachkräfte systematisch statt 

willkürlich zur Beachtung dieser Rechte verpΌichtet.

	 Demokratische Partizipation stärkt Gleichberechtigung und Teilhabe: In pädagogi-

schen Institutionen spiegeln sich häu΋g gesellschaftliche Ungleichheit und Ungerech-

tigkeit gegen Personen und Gruppierungen wider. Pädagogik beteiligt sich bisweilen 

an der Zuschreibung von Unterschieden (zum Beispiel in Blick auf Geschlecht, Klasse, 

Religion, Körper oder Ethnie) und verstärkt Ungleichheit in einem solchen Fall noch. 

In der Bundesrepublik darf jedoch niemand aufgrund solcher Kategorien diskrimi-

niert werden, sondern alle sollen gleichermaßen ihr Recht auf freie Entfaltung ihrer 

Persönlichkeit (siehe Art 2. GG) und auf Partizipation wahrnehmen können. Daraus 

ergibt sich der Auftrag an sozialpädagogische Angebote, Projekte und Einrichtungen, 

gegen Ungleichheit, Diskriminierung und Ungerechtigkeit vorzugehen und das Recht 

aller auf gleichberechtigte demokratische Teilnahme zu gewährleisten. Es gilt, demo-

kratische Partizipation inklusiv zu gestalten.

	 Demokratische Partizipation unterstützt den Dialog über Lebensweisen und Hand-

lungsmuster: Professionelle Erziehung und Assistenz von Bildung können in einer 

pluralen Gesellschaft die vielfältigen Adressat*innen nicht einfach an vorgegebene 

Handlungsmuster anpassen. Das, was Fachkräfte Kindern, Jugendlichen und weiterer 

Zielgruppen als gesellschaftlich relevante Orientierungen präsentieren (vorleben) und 

repräsentieren (bewusst zeigen), kann nur Ausgangspunkt eines Dialoges über gute 

und gerechte Lebensweisen sein. Sozialpädagogik lässt sich verstehen als eine wohl-

fahrtsstaatlich-institutionelle Bearbeitung von KonΌikten, die zwischen Individuum 
und Gesellschaft, Lebenswelt und System strukturell unvermeidbar sind. Aufgabe der 

Angebote, Projekte und Einrichtungen des PFH ist es dann, demokratische Strukturen 

der Aushandlung solcher KonΌikte anzubieten.

Zusammenfassend lässt sich festhalten: Mit verschiedenen Argumenten wird begründet, 

dass eine strukturelle Verankerung demokratischer Partizipation in den Angeboten, 

Projekten und Einrichtungen zu den Grundprinzipien fachlichen Handelns in der Sozialpäd-

agogik gehört. So können Teilnehmende wie Fachkräfte die Gestaltung von Pädagogik und 
Lebensführung Einzelner, des Zusammenlebens in den sozialpädagogischen Institutionen 

und – vermittelt über die Kommune – in der Gesellschaft demokratisch aushandeln und 

gemeinsam entscheiden.

1.5 Besonderheiten der Elternbeteiligung 

In der sozialpädagogischen Arbeit mit Kindern und Jugendlichen gilt es auch, das Recht 

der Eltern auf Beteiligung zu berücksichtigen. Eltern haben nach Art. 6 (2) Grundgesetz 

das Recht und die PΌicht zur Erziehung ihrer Kinder. Je jünger Kinder sind, desto wich-

tiger ist die Beteiligung der Erziehungsberechtigten. Deshalb verlangt § 22a SGB VIII: „Die 

Erziehungsberechtigten sind an den Entscheidungen in wesentlichen Angelegenheiten 

der Erziehung, Bildung und Betreuung zu beteiligen.“ Dieser Gedanke wird auch in § 14.2 

des Kindertagesförderungsgesetzes Berlin (KitaFöG) aufgenommen: „Eltern sind in Fragen 

der Konzeption und deren organisatorischer und pädagogischer Umsetzung in der Arbeit 

der Tageseinrichtungen zu beteiligen.“ Dazu bedarf es formaler Beteiligungsgremien wie 
Elternversammlungen, Elternvertretung, Elternbeiräte und Kindertagesstättenausschüsse. 

Auch in den erzieherischen Hilfen ist die Beteiligung der Erziehungsberechtigten gesetzlich 

vorgeschrieben. So haben sie beispielsweise im Kontext der Hilfeplanung das Recht auf 

Mitwirkung bei der Suche nach der geeigneten Hilfe für ihre Kinder (siehe § 36 SGBVIII, § 26 
Jugendhilfe-, Familien- und Jugendfördergesetz Berlin). Sie haben auch das Recht, sich zur 

Beratung oder Klärung von KonΌikten im Zusammenhang mit der Kinder- und Jugendhilfe 
an eine Ombudsstelle zu wenden (§ 9a SGBVIII, § 5a Jugendhilfe-, Familien- und Jugend-

fördergesetz Berlin).
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Insofern gelten die im Folgenden formulierten Qualitätsstandards des PFH für demokrati-

sche Partizipation auch für die Beteiligung von Eltern. Allerdings können bei der Beteiligung 

von Kindern und Jugendlichen auf der einen Seite und der Eltern auf der anderen KonΌikte 
entstehen. Deshalb ist die besondere Rolle der Erziehungsberechtigten bei der Umsetzung 

der Qualitätsstandards gesondert zu berücksichtigen. So ist es bei der Klärung der Beteili-

gungsrechte (Qualitätsbereich 1) notwendig, genau zu klären, welche konkreten Selbst- und 

Mitentscheidungsrechte Eltern in dem Angebot, dem Projekt oder der Einrichtung gesetz-

lich haben oder darüber hinaus haben sollen. Eine solche Klärung gibt den Fachkräften in 

der Zusammenarbeit mit Eltern Sicherheit. Auch die anderen Qualitätsbereiche gilt es, in 

Bezug auf Elternbeteiligung zu prüfen.

1.6 Zur Nutzung des Qualitätshandbuchs

Auf den ersten Blick fordert das Qualitätshandbuch von den Fachkräften in ihren Angeboten, 

Projekten und Einrichtungen eine sehr komplexe Umsetzung demokratischer Partizipation. 

Das Handbuch soll jedoch nach und nach und nicht sofort mit allen seinen Qualitätsberei-

chen angewendet werden. Es geht stattdessen darum, dass sich die Fachkräfte und Teams 
in das Thema demokratischer Partizipation einarbeiten, sich die Qualitätsstandards Schritt 
für Schritt ohne Hektik aneignen und sie in ihre eigene Praxis einΌießen lassen. Dabei sind 
die beiden ersten Qualitätsbereiche zur De΋nition von Rechten der Selbst- und Mitbe-

stimmung und der Entwicklung der dazugehörigen Gremien und Verfahren der Kern aller 

Qualitätsbereiche. Sie sichern die strukturelle Verankerung demokratischer Partizipation. 

Es wird einige Zeit in Anspruch nehmen, die beiden Standards in den Angeboten, Projekten 

und Einrichtungen zu implementieren.

Daraus folgt auch, Grundfragen von Partizipation und Demokratie in der Sozialpädagogik 

im Einzelnen zu diskutieren und für die eigene Arbeit nutzbar zu machen. Gerade weil 

Teams durch die Qualitätsstandards Anregungen zu einer Auseinandersetzung erhalten, 
können sie viel diΊerenzierter und genauer entscheiden, was diese Bereiche für ihre 
Praxis bedeuten und wie sie dort umgesetzt werden sollen. Das Qualitätshandbuch stellt 

zu den einzelnen Qualitätsbereichen eine Grundorientierung zur Verfügung. Diese lassen 

sich jedoch nur in die Praxis umsetzen, wenn die Fachkräfte und Teams auf der Basis der 
Qualitätsstandards des Handbuchs für ihren eigenen fachlichen Alltag, für ihre Zielgruppen 

und Arbeitsweisen geeignete Anwendungsorientierungen entwickeln. 

Das wird zum Beispiel daran ersichtlich, dass der Qualitätsbereich „1 Demokratische Rechte 

der Kinder, Jugendlichen und weiterer Zielgruppen klären (strukturelle Verankerung)“ zwar 

den Anspruch stellt, solche Rechte möglichst detailliert für die Teilnehmenden und die 
Fachkräfte zu de΋nieren, aber sie inhaltlich nicht vorgibt. Daraus folgt, dass die Fachkräfte 
und Teams jeweils für ihre Zielgruppen und vor dem Hintergrund ihrer Rahmenbedin-

gungen entscheiden, welche Rechte der Selbstbestimmung und Mitentscheidung sie den 

Teilnehmenden einräumen und welche sie sich aus guten fachlichen Gründen vorbehalten 
wollen. Das Qualitätshandbuch gibt den Rahmen vor und die einzelnen Angebote, Projekte 

und Einrichtungen füllen ihn so aus, wie es für ihre Arbeit fachlich angemessen erscheint. 

Damit ist es möglich, die allgemeinen Qualitätsbereiche konkret in die Praxis der einzelnen 

Aktivitäten zu übersetzen. Fachkräfte und Teams bekommen nicht Handlungsanweisungen 
vorgesetzt, sondern passen die Grundorientierungen an ihre Arbeitsbedingungen an und 

gestalten so selbst demokratisch die Qualitätsarbeit im PFH mit. 

Gerade die Klärung von Rechten führt zu einer intensiven Diskussion des Grundverständ-

nisses von Sozialpädagogik und Partizipation. Das hilft den Fachkräften, viel genauer als 

sonst üblich im Team ihre eigenen Vorstellungen zu diskutieren und im Konsens eine 
gemeinsame fachliche Position zu erarbeiten. Durch diese Verständigung erlangen die Teams 
eine gegenseitig gesicherte Basis ihres Handelns und ΋nden so eine geteilte Orientierung 
für die alltägliche Partizipationspraxis. Was am Anfang der Beschäftigung mit Partizipation 

manchmal als großer Aufwand erscheint, wird durch die Aneignungsarbeit zur fachlichen 

Handlungssicherheit. Weil die Positionen gemeinsam errungen sind, können sie im Alltag 

der Sozialpädagogik klare Handlungsleitlinien vorgeben. Die Arbeit mit dem Handbuch 

wird zu einer Hilfe statt zu einer Belastung.

Die Umsetzung demokratischer Partizipation in den Angeboten, Projekten und Einrichtungen 

ist keine zusätzliche Sonderaufgabe, sondern kontinuierliche Realisierung der fachlichen 

Handlungsgrundlagen von Sozialpädagogik. Demokratische Partizipation fußt auf der 

absoluten Anerkennung der Würde der Person und ihrer Rechte auf Selbstbestimmung 

und Mitentscheidung8. Diese Prinzipien sind die Basis der alltäglichen Kommunikation und 

Kooperation zwischen Teilnehmenden und Fachkräften. Das gilt für die unterschiedlichsten 
Zielgruppen, Ziele, Inhalte und Arbeitsweisen sowie die spezi΋schen Rahmenbedingungen 
in den Angeboten, Projekten und Einrichtungen. Demokratische Partizipation ist ein alltäg-

liches Handlungsprinzip sozialpädagogischer Pro΋s in der Kinder- und Jugendhilfe.

 
So wird das Handbuch auf zwei Weisen im Alltag nutzbar: 

Erstens können die Fachkräfte und Teams die im Qualitätshandbuch 

definierten Qualitätsbereiche und Standards als Orientierung und 

Reflexion des eigenen fachlichen Handelns im Alltag nutzen. 

Zweitens ermöglichen ihre Rückmeldungen und Praxiserfahrungen in 

systematisch festgelegten Feedbackschleifen eine praxisorientierte 

Weiterentwicklung des Qualitätshandbuchs.  
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2 Handlungsfelder 

für die Gestaltung 

demokratischer 

Partizipation

Wir betrachten sozialpädagogische Einrichtungen als Gesellschaf-
ten im Kleinen, als „embryonic society“, wie es der amerikanische 
Demokratiepädagoge John Dewey genannt hat.

Demokratische Partizipation stellt den Anspruch, dass alle Betei-
ligten in diesen kleinen Gesellschaften das Recht haben, Fragen, 
die sie betreffen, selbst zu entscheiden, sowie in Themen, die das 
Zusammenleben betreffen, demokratisch mitzubestimmen. 

Demokratie bedeutet „Herrschaft des Volkes“, das heißt, die 
Menschen, die in einer Gesellschaft zusammenleben, bilden eine 
Entscheidungsgemeinschaft. Übertragen auf sozialpädagogische 
Einrichtungen folgt daraus: Die Aufträge, Arbeitsweisen und Orga-
nisationsstrukturen von Angeboten, Projekten oder Einrichtun-
gen müssen eine solche demokratische Entscheidungsgemein-
schaft herstellen. Dazu gehört, die organisationalen Strukturen 
der Einrichtungen zu reflektieren: Wie werden Entscheidungs-
gemeinschaften geschaffen, die zu den Rahmenbedingungen des 
Angebots, des Projekts, der Einrichtung oder des Bereichs passen? 
Diese Vorklärung ist nötig, um im Weiteren die Standards demo-
kratischer Partizipation gut umsetzen zu können. 
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a)	 Kindertagesbetreuung und therapeutische Wohngruppen/Einzelwohnen/schul-

bezogene Hilfen zur Erziehung

	 In Kindertageseinrichtungen sowie Angeboten der Hilfen zur Erziehung leben Kinder 

und Jugendliche über einen längeren Zeitraum in mehr oder weniger festen Gruppen 

und Gemeinschaften, die von gegenseitigem Kennen geprägt sind, zusammen. Dies ist 

z. B. in Kindertageseinrichtungen und in Einrichtungen der erzieherischen Hilfen der 

Fall. Demokratische Partizipation richtet sich hier primär an die Kinder oder Jugend-

lichen, zum Teil aber auch an weitere Teilnehmende, z. B. die Eltern. Thematisch geht 
es einerseits um die vielen Entscheidungen des Alltags, die für die Kinder, Jugendlichen 

und Eltern wichtig sind, andererseits auch um grundsätzliche und organisationale 

Planungen und Entscheidungen.

b)	 Ganztagsbetreuung an Grundschulen und schulkooperative Projekte

	 Der Alltag in diesen Angeboten und Projekten richtet sich in erster Linie an Kinder 

und Jugendliche, die primäre Zielgruppe demokratischer Partizipation. Dabei sind 

allerdings die spezi΋schen Einbindungen in Schule zu berücksichtigen. Das bedeutet 
insbesondere, demokratische Partizipation zunächst primär im eigenen sozialpäd-

agogischen Handlungsbereich zu gestalten. Gleichzeitig braucht es ein Konzept der 

Information und Kooperation mit dem Lehrkollegium über Partizipation in den sozial-

pädagogischen Bereichen sowie im Gesamtsystem Schule.

c)	 Sozialräumliche Projekte, Familienförderung und Jugendförderung

	 Kennzeichen dieses Bereichs sind seine OΊenheit in den Sozialraum und seine Ori-
entierung an sozialräumlichen Bedarfen. Damit verbunden ist, dass die Fachkräfte 

mit wechselnden Zielgruppen verschiedenen Alters und auch auf unterschiedlichen 

gesetzlichen Grundlagen arbeiten. Demokratische Partizipation richtet sich daher 

nicht in allen Bereichen an Kinder und Jugendliche (wie bei der Jugendförderung). 

Bei der Umsetzung dieses Handbuchs sind die Fachkräfte zunächst gefordert zu klä-

ren, wer die Zielgruppen sind, die im Sinne dieses Handbuchs demokratisch beteiligt 

werden sollen. Die Elemente demokratischer Partizipation, wie sie dieses Handbuch 

beschreibt, lassen sich auch auf demokratische Arbeit mit erwachsenen Zielgruppen 

(etwa Eltern) übertragen. Gegebenenfalls müssen einige Aspekte von Partizipation 

für die Zielgruppe „übersetzt“ werden. 

In den Einrichtungen des PFH lassen sich vier unterschiedliche Typen von Angeboten, 
Projekten und Einrichtungen erkennen, die Wege beeinΌussen, demokratische Partizipation 
mit allen Beteiligten zu gestalten: 

d)	 Erziehungs- und Familienberatung

	 Die Erziehungs- und Familienberatung richtet sich primär an Eltern und damit an 

Erwachsene. Gleichzeitig ist dieses Angebot dadurch gekennzeichnet, dass es in der 

Regel in Einzelsettings statt΋ndet und einer hohen Vertraulichkeit verpΌichtet ist. Die 
Zielgruppen demokratischer Partizipation sind in diesem Fall die Mütter und Väter 

oder andere Erziehungsverantwortliche, die beraten werden. Die Herausforderung 

besteht darin, ihnen Rechte und Formen einer demokratischen Beteiligung (z. B. an 

Inhalten, Formen oder Rahmenbedingungen) der Beratung zu ermöglichen, ohne die 

Vertraulichkeit zu verletzen. 

Die konkreten Settings für demokratische Partizipation sind auch innerhalb dieser Arbeits-

felder vielfältig und sollten genauer analysiert werden. Das vierte Kapitel zeigt konkretere 

Möglichkeiten auf. Um Beteiligung gut arrangieren zu können, müssen die Teams wissen: 
Was sind die Rahmensettings und Zielgruppen, die unsere Arbeit und auch die Gestaltung 

von Partizipation beeinΌussen?

Dabei können folgende Fragen wichtige Denkanstöße geben:

	 Wer sind die Zielgruppen demokratischer Partizipation in unserer Einrichtung (auf 

die dieses Handbuch angewandt werden soll)?

	 Haben diese Zielgruppen einen regelmäßigen gemeinsamen Alltag in unserem sozial-

pädagogischen Angebot? Kennen sie sich (zumindest in Teilgruppen) und handeln sie 
aufeinander bezogen? 

	 Handelt es sich um länger oder mittelfristig bestehende Zielgruppen oder wechseln 

die Personen häu΋ger?
	 Wie entsteht für einzelne Teilnehmende eine gegenseitige, gemeinsame Handlungs-

wahrnehmung eines Angebots, eines Projekts oder einer Einrichtung (um deshalb an 

der Gestaltung der Angebote beteiligt zu werden)?

	 In welchen Settings/Situationen können sich BetroΊene über ihre Anliegen bei der 
Gestaltung der Arbeit und des Zusammenlebens in der Einrichtung, dem Bereich, 

dem Projekt austauschen?

	 Welche organisationalen Rahmenbedingungen sind bei der Gestaltung demokratischer 

Partizipation zu berücksichtigen?

	 Mit welchen wichtigen Partner*innen ist es erforderlich, regelmäßig zu kooperieren, 

um Partizipationsmöglichkeiten der betroΊenen Kinder, Jugendlichen und der sons-

tigen Zielgruppen zu eröΊnen und zu erweitern?  
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3 Qualitätsbereiche 

demokratischer 

Partizipation in den 

sozialpädagogischen 

Handlungsfeldern des 

Pestalozzi-Fröbel-

Hauses

Im folgenden Kapitel werden die neun Qualitätsbereiche demo-
kratischer Partizipation vorgestellt. Ein Qualitätsbereich fasst 
dabei die jeweiligen Qualitätsstandards und ihre Handlungsschritte 
zusammen.9 In der Rubrik „Kurz und knapp“ erfolgt eine Zusam-
menfassung des dargelegten Qualitätsbereichs.

9 Vgl. Kapitel 1.1.
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Demokratische Rechte der 

Kinder, Jugendlichen und 

weiterer Zielgruppen klären 

(strukturelle Verankerung)

Qualitätsbereich 1:
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„Demokratische Rechte der Kinder, Jugendlichen 
und weiterer Zielgruppen klären“ (strukturelle 
Verankerung)

Die Fachkräfte des PFH orientieren sich in ihrem Handeln an 

folgenden Qualitätsstandards:

a)	 Jedes sozialpädagogische Angebot, Projekt und jede Einrichtung 

des PFH verfügt über einen Rechtekatalog. In ihm sind Selbst- und 

Mitentscheidungsrechte sowie Informations- und Anhörungsrechte 

der Kinder, Jugendlichen und weiteren Zielgruppen zu den Themen-

bereichen, die sie in der Einrichtung betre΍en, geklärt. Ebenso sind 
die Entscheidungsrechte geklärt und begründet, die die Fachkräfte 

sich vorbehalten. Dabei sind die jeweiligen Rahmenbedingungen 

des Handlungsfeldes oder der Einrichtung berücksichtigt.

b)	 Die Fachkräfte orientieren ihr Handeln im Alltag an diesem Rechte-

katalog.

c)	 Die Kinder, Jugendlichen und weiteren Zielgruppen kennen ihre 

Rechte der Selbst- und Mitbestimmung und die Begründungen dafür, 

welche Entscheidungsrechte bei den Fachkräften verbleiben.

Qualitätsstandards 
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Handlungsschritte zur Anwendung dieser Qualitätsstandards

Folgende Schritte helfen bei der Klärung der konkreten Selbst- und Mitbestimmungsrechte 

der Kinder, Jugendlichen und weiteren Zielgruppen in den Angeboten, Projekten oder 

Einrichtungen: 

Schritt 1: 	 Listet auf, in welchen Themenbereichen in eurem Angebot, Projekt oder 
eurer Einrichtung Entscheidungen gefällt werden, die auch die Kinder, 

Jugendlichen und weitere Zielgruppen betreΊen (Beispiele s. o.). 

Schritt 2: 	 Entscheidet, in welcher dieser Themenbereiche ihr die Rechte der Kinder, 
Jugendlichen und weiterer Zielgruppen ausdiΊerenzieren müsst oder wollt. 

Schritt 3: 	 Klärt die konkreten Rechte auf Information, Anhörung, Selbst- und Mitbe-

stimmung der Kinder, Jugendlichen und eurer Zielgruppen sowie die Ent-

scheidungsrechte, die ihr euch als Fachkräfte vorbehaltet, und begründet 

diese. Berücksichtigt dabei die Rahmenbedingungen in eurem Angebot, 

Projekt und eurer Einrichtung. 

Schritt 4: 	 Führt diese Rechte in einem Rechtekatalog für euer Angebot, euer Projekt 

oder eure Einrichtung zusammen.

Schritt 5: 	 Macht den Rechtekatalog den Kindern, Jugendlichen und euren Zielgruppen 

bekannt.

Schritt 6: 	 Prüft, ob ihr den Kindern, Jugendlichen und euren Zielgruppen diese Rechte 

im Alltag auch zugesteht.

Begründung für diesen Qualitätsbereich

Artikel 1 des Grundgesetzes lautet: „Die Würde des Menschen ist unantastbar.“ In der 

deutschen Rechtsprechung bedeutet „Würde“ das Recht des Einzelnen auf Selbstbestim-

mung. Die Freiheit des Einzelnen muss in einer Demokratie jedoch immer mit der Freiheit 

der anderen abgeglichen werden. Daher sind Freiheit und Gleichheit Grundprinzipien der 

Demokratie. Diese gelten auch für Kinder und Jugendliche (UN-KRK). 

Bei Angelegenheiten, die Kinder und Jugend-

liche (und andere Zielgruppen) betreΊen, ist 
es erforderlich, Rechte auf Selbstbestimmung 

und Mitbestimmung, auf Information und 

Anhörung unter den Bedingungen von Frei-

heit und Gleichheit in allen sozialpädagogischen Angeboten, Projekten und Einrichtungen 

sicherzustellen (vgl. § 8 und 45 SGB VIII).

Allerdings liegt die Entscheidungsmacht in sozialpädagogischen Angeboten, Projekten, 

Einrichtungen und Bereichen zunächst vor allem bei den Fachkräften. Damit Kinder, 

Jugendliche oder andere Zielgruppen sich demokratisch beteiligen können, müssen sich die 

Fachkräfte mit den Machtstrukturen in ihrem Angebot, ihrem Projekt und ihrer Einrichtung 

auseinandergesetzt haben. Sie entwickeln ein kritisches Bewusstsein für das Risiko des 

Adultismus. Das heißt, sie müssen klären, in welchen Themenbereichen Kinder, Jugend-

liche oder weitere Zielgruppen von Entscheidungen betroΊen sind und welche konkreten 
Selbst- und Mitentscheidungsrechte sie in diesen Themenbereichen haben sollen. Nur eine 
solche Rechteklärung kann die Einhaltung der Kinder- und Menschenrechte gewährleisten, 

gerade angesichts der strukturellen Entscheidungsmacht der Fachkräfte. Ein Rechteka-

talog unterstützt sowohl Beschwerdeverfahren als auch den institutionellen Kinderschutz  

(s. Qualitätsbereich 7).

Für sozialpädagogische Angebote, Projekte und Einrichtungen gibt es allerdings auch 

Grenzen der Entscheidungsmacht der Kinder, Jugendlichen und weiteren Zielgruppen 

sowie der Fachkräfte. Sie können sich aus rechtlichen Regelungen sowie aus Vorgaben 

der Träger ergeben. Einschränkungen der Entscheidungsfreiheit kommen etwa durch das 
Recht der Eltern auf die Erziehung, durch den Auftrag, Schutz und Fürsorge für Kinder zu 

gewährleisten, oder durch spezi΋sche Aufgaben der Einrichtung zustande. Aus dem Erzie-

hungsrecht der Eltern und aus dem Prinzip der Erziehungspartnerschaft folgt, dass auch 

sie Partizipationsrechte in den Einrichtungen haben (zum Beispiel nach § 22a SGB VIII in 

der Kita) oder benötigen. Einschränkungen der Selbst- und Mitbestimmungsrechte durch 

die Fachkräfte müssen immer gut begründet werden. Denn vorrangig geht es darum, den 

Rechtliche Grundlagen sind:  

- Artikel 1 Grundgesetz 

- UN Kinderrechtskonvention 

- VIII Sozialgesetzbuch § 8, § 45
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Information

Selbstbestimmung

Anhörung

Mitbestimmung

Die Fachkräfte behalten sich vor, eine Entschei-

dung zu fällen, von der Kinder,  Jugendliche 

und weitere Zielgruppen betroΊen sind. Sie 
müssen die BetroΊenen allerdings über ihre 
Entscheidung informieren, sodass diese ihre 

Auswirkungen einschätzen können und orien-

tiert und handlungsfähig bleiben. Zum Recht 

BetroΊener auf Information gehört auch 
die PΌicht der Fachkräfte, sorgfältig zu 
begründen, weshalb sie etwas über die 

Köpfe hinweg entscheiden, und 

den BetroΊenen die Gelegen-

heit dazu zu geben, dagegen 

Protest einzulegen. 

Die Kinder, die Jugendlichen und die 

Teilnehmenden entscheiden ohne Betei-
ligung der Fachkräfte. Dabei kann es um 

Beschlüsse einer Person für sich allein gehen 

oder um Entscheidungen, die eine Gruppe 

oder Teilnehmende eines Angebots, Projekts 
oder einer Einrichtung ohne die Fachkräfte 

treΊen. Im letzteren Fall sind wiederum die 
Verfahren, nach denen eine Entscheidung 

gefällt wird, vorab zu klären.

Die Fachkräfte behalten sich vor, Entschei-

dungen zu fällen. Die Kinder, Jugendlichen 

und die weiteren Zielgruppen werden aber 

vor der Entscheidung angehört und ihre 

Sichtweise gebührend berücksichtigt. Ein 

Anhörungsrecht der Kinder, Jugendlichen und 

Teilnehmenden umfasst auch die PΌicht der 
Fachkräfte zur Information über die schließ-

lich von ihnen getroΊene Entscheidung 
und deren Begründung.  

Die Kinder, die Jugendlichen, die 

weiteren Zielgruppen und die Fachkräfte 

treΊen eine Entscheidung gemeinsam. Dabei 
gilt, dass jede Person nur eine Stimme hat. 

Die Verfahren, nach denen die Entscheidung 

zustande kommt (z. B. durch einfache Mehr-

heit, quali΋zierte Mehrheit, Einstimmigkeit 
o. Ä.), sind vorab zu klären. 

Formen  
von  

Rechten

Abb. 2: Übersicht zu Formen von Rechten (mit den vier Formen ist keine Stufenfolge bezeichnet) 

	 Demokratische Rechte müssen geklärt werden, um die Einhaltung der Kinder- 
und Menschenrechte zu gewährleisten. Diese sind wie im Grundgesetz Art. 1 
und in der UN-Konvention über die Rechte des Kindes festgelegt.

	 Kinder, Jugendliche und die Zielgruppen haben Rechte auf Selbstbestimmung, 
Mitbestimmung, Information und Anhörung.

	 Fachkräfte sollen sich mit den bestehenden Machtstrukturen und Adultismus 
auseinandersetzen sowie klare Regelungen treΊen, welche Rechte mit welchen 
Begründungen gelten.

	 Die Rechte sind in einem Rechtekatalog festgehalten. Dieser dient auch als 
Grundlage für Beschwerdeverfahren und den institutionellen Kinderschutz.

	 Die Entscheidungsfreiheit von Kindern, Jugendlichen und weiteren Zielgruppen 
sowie Fachkräften hat Grenzen, z. B. durch:

	 – das Erziehungsrecht der Eltern,
	 – die Gesetze und
	 – die Vorgaben der Träger oder spezi΋sche Aufgaben der Einrichtung.

Kurz & knapp
Kindern, Jugendlichen, Eltern und Zielgruppen Rechte der Selbst- und Mitbestimmung, 

der Information oder Anhörung zu eröΊnen und diese nur – wo nötig – mit plausibler 
Begründung einzuschränken.  

Die folgende Tabelle gibt eine Übersicht dazu. Dabei sind die hier dargestellten Rechts-

formen keine Stufen, sondern stehen nebeneinander. 
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Demokratische 

Beteiligungsgremien 

und Verfahren gestalten 

(strukturelle Verankerung)

Qualitätsbereich 2:
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„Demokratische Beteiligungsgremien und Verfah-
ren gestalten“ (strukturelle Verankerung)

a)	 Jedes Angebot, Projekt und jede Einrichtung führt mindestens ein 

Beteiligungsgremium ein, das berechtigt ist, Entscheidungen für die 

Entscheidungsgemeinschaft zu fällen.

b)	 Jedes Angebot, Projekt und jede Einrichtung hat geklärt, wie die 

Entscheidungsberechtigung der Gremien zustande kommt.

c)	 Jedes Angebot, Projekt und jede Einrichtung verfügt über eine „Ge-

schäftsordnung“ (Spielregeln) für die Gremien. Dazu sollte auch 

geklärt sein, welcher methodischen Unterstützung die Kinder, 

Jugendlichen oder Zielgruppen bedürfen, um sich gleichberechtigt 

und di΍erenzgerecht an den Entscheidungen zu beteiligen.

Qualitätsstandards 

Die Fachkräfte des PFH orientieren sich in ihrem Handeln an 

folgenden Qualitätsstandards:
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Handlungsschritte zur Anwendung dieser Qualitätsstandards

Schritt 1: 	 Prüft, ob es in eurem Angebot, eurem Projekt oder eurer Einrichtung bereits 

soziale Strukturen, Gruppen oder Gemeinschaften gibt, zu denen jedes 

Kind, jeder Jugendlicher und jede Person eurer Zielgruppe Zugang hat. 

Schritt 2: 	 Klärt, aus welchen dieser Gemeinschaften in eurem Angebot, Projekt oder 

eurer Einrichtung sich Entscheidungsgremien entwickeln könnten. Prüft, 

ob es mehrere solcher Entscheidungsgremien bedarf, damit sich alle be-

teiligen können. Prüft, ob ein repräsentatives Gremium (wie ein Rat oder 

Parlament) nötig ist, das Entscheidungen für alle Beteiligten des Angebots 

oder Projekts oder für die gesamte Einrichtung treΊen kann.

Schritt 3: 	 Falls ein repräsentatives Gremium nötig ist: Bestimmt Verfahren, die sichern, 

dass das Gremium für alle von seinen Entscheidungen BetroΊenen auch 
als entscheidungsberechtigt anerkannt wird (z. B. Wahl, Losen, Rotation …).

Schritt 4: 	 Entwickelt eine Geschäftsordnung, die die Verfahren der Entscheidungs-

΋ndung im Gremium festlegt. Beachtet, dass die Verfahren oΊene Entschei-
dungen ermöglichen und doch gleichzeitig gewährleisten, dass überhaupt 

Entscheidungen zustande kommen. Die Verfahren müssen auch Gleich-

berechtigung und DiΊerenzgerechtigkeit herstellen können.

Schritt 5: 	 Klärt, welche anderen Entscheidungsgremien in eurem Angebot, eurem 

Projekt, eurer Einrichtung existieren (z. B. in der Schule oder im Stadtteil), 

deren Entscheidungsmacht und Verfahren bei der Konzeptionierung von 

Beteiligungsgremien berücksichtigt werden sollten. Prüft auch, welche Pro-

bleme hieraus entstehen könnten und welche Regelungen zum Verhältnis 

der Entscheidungsgremien erforderlich sind.

Begründung für diesen Qualitätsbereich

Insbesondere bei Planungen und Entscheidungen, die mehrere oder alle Zielgruppen in den 

jeweiligen Angeboten, Projekten und Einrichtungen betreΊen10, braucht es Beteiligungs-

gremien. Das sind Gruppen, in denen Kinder, Jugendliche oder die jeweiligen Zielgruppen 

auf geregelte Art und Weise zusammenkommen, um Entscheidungen zu fällen. Gremien 

sind auch wichtig, um sich regelbasiert mit Beschwerden11 zu befassen. Entscheidungen 

entstehen zu Beteiligungsthemen, die in der 

ÖΊentlichkeit der Angebote, Projekte und 
Einrichtungen bereits diskutiert wurden und 

zu denen eine Meinungsbildung stattfand.

Welche Gremien in einem sozialpädagogi-

schen Angebot, einem Projekt oder einer 

Einrichtung geeignet sind, um allen von einem Thema BetroΊenen die Möglichkeit der 
Mitentscheidung zu geben, ist abhängig von den jeweiligen Zielgruppen demokratischer 

Partizipation, von den Besonderheiten des Handlungsfelds sowie dem jeweils konkreten 

Setting der Einrichtung12. Da hier Entscheidungen gefällt werden, die alle betreΊen, muss 
für alle BetroΊenen eindeutig erkennbar sein, wer warum berechtigt (legitimiert) ist, diese 
Entscheidungen zu fällen. Die Art und Weise, wie eine solche Berechtigung erreicht wird, 

kann unterschiedlich sein (Wahl, Los, Rotation usw.). 

Dafür ist zu klären: Welche sozialen Zusammenhänge gibt es in unserem Angebot, unserem 

Projekt oder unserer Einrichtung für die Zielgruppen, die wir beteiligen wollen? Wie können 

wir diese zum Ausgangspunkt von Beteiligungsgremien machen, die Entscheidungen für 

alle fällen? In manchen Fällen sind es die Gruppierungen, die den gemeinsamen Alltag 

teilen, die direkt dafür Entscheidungen treΊen. In größeren Projekten, Einrichtungen oder 
Bereichen kann es darüber hinaus notwendig sein, ein repräsentatives Gremium (wie einen 

Rat oder ein Parlament) zu etablieren, das Planungen und Entscheidungen für die ganze 

Einheit treΊen kann. 

Um in Entscheidungsgremien zu Entscheidungen zu kommen, bedarf es geklärter demo-

kratischer Verfahren. Dazu bedarf es Festlegungen, wie die Gremien so zustande kommen, 

dass sie in den Augen aller BetroΊenen berechtigt sind, über die gemeinsamen Belange zu 
entscheiden. Es muss geklärt sein, wie die Gremien fair und transparent zu Entscheidungen 

kommen. Die Verfahren sollen einerseits oΊen sein, um die anstehenden Entscheidungs-

fragen zu bedenken und zu lösen, und andererseits sicherstellen, dass doch eine Entschei-

dung zustande kommt. Dabei müssen Gleichberechtigung und DiΊerenzgerechtigkeit in 

Beteiligungsgremien kommen auf 

geregelte Art und Weise zusam-

men, um nach einem geklärten 

demokratischen Verfahren Ent-

scheidungen zu fällen. 

10 Vgl. Qualitätsbereich 1 „Demokratische Rechte der Kinder, Jugendlichen und weiterer Zielgruppen klären“.

11 Vgl. Qualitätsbereich 7 „Beschwerdeverfahren für Kinder, Jugendliche und weitere Zielgruppen gestalten“.

12 Vgl. Kapitel 2.
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Die wesentlichen Aspekte dieses Qualitätsbereichs lassen sich wie folgt 
zusammenfassen:

	 Bei Planungen und Entscheidungen, die viele oder alle aus der Zielgruppe 
betreΊen, braucht es Beteiligungsgremien. Das sind Gruppen, in denen sich 
die Beteiligten regelmäßig treΊen, um gemeinsam Entscheidungen zu fällen. 
Gremien helfen auch beim strukturierten Umgang mit Beschwerden.

	 Diese Entscheidungen sollten auf Themen beruhen, die vorher im Angebot, 
Projekt oder in der Einrichtung öΊentlich besprochen wurden, damit die 
Beteiligten sich eine Meinung bilden konnten.

	 Welche Gremienform passend ist, hängt ab von:
	 – der Zielgruppe,
	 – dem Arbeitsfeld,
	 – und dem konkreten Alltag vor Ort.

	 Wichtig ist: Es muss klar erkennbar sein, wer in einem Gremium warum 
mitentscheiden darf. Die Legitimation (also die Berechtigung) kann z. B. 
durch eine Wahl, ein Losverfahren oder durch Rotation entstehen.

	 Damit ein Gremium faire Entscheidungen treΊen kann, braucht es klare 
Abläufe:

	 – Wie kommt das Gremium zustande?
	 – Wie wird sichergestellt, dass alle Beteiligten das Gremium als berechtigt  

	 ansehen?
	 – Wie laufen Diskussionen oΊen, aber trotzdem zielgerichtet ab?
	 – Welche Aufgabe haben Fachkräfte, um die Entscheidungsprozesse zu  

	 unterstützen?

	 Alle diese Punkte sollten in einer Geschäftsordnung geregelt sein. Diese 
sorgt für Transparenz, Gleichberechtigung und Verlässlichkeit bei den 
Entscheidungen.

Kurz & knapp
den Entscheidungen herrschen. Gleichzeitig ist es nötig, dass die Entscheidungsbeteiligten 

und anderen BetroΊenen die Entscheidungen als berechtigt anerkennen können. In der 
Demokratie sind diese Aspekte in der Regel in einer Geschäftsordnung geklärt. 

Zur Sicherstellung demokratischer Verfahren bedarf es auch für die Gremien der Angebote, 

Projekte und Einrichtungen des PFH einer Geschäftsordnung mit folgenden Inhalten:

	 Welche Gremien muss es in unserer Einrichtung geben, damit sich alle Kinder, Jugend-

lichen und weiteren Zielgruppen an der Herstellung von Entscheidungen beteiligen 

können? 

	 In vielen Angeboten, Projekten und Einrichtungen wird es mindestens zwei Gremien 

geben müssen, um auch gruppenübergreifende Entscheidungen treΊen zu können? 

	 In welchem Verfahren wird abgesichert, dass die Diskussionen gleichzeitig ergebnis-

oΊen und zielorientiert erfolgen? Dabei ist zu klären, welche Aufgaben die Fachkräfte 
wahrnehmen, um die Gremienmitglieder in ihrer Meinungsbildung und Entscheidungs-

΋ndung zu unterstützen.
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Beteiligungsthemen erkennen 

und einbringen

Qualitätsbereich 3:
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„Beteiligungsthemen erkennen und einbringen“

a)	 Die Fachkräfte suchen und erkennen Beteiligungsthemen der Ziel-

gruppe. Sie präzisieren die Beteiligungsthemen im Dialog mit der 

Zielgruppe.

b)	 Die Fachkräfte bieten ihrer Zielgruppe vielfältige di΍erenzgerechte 
Medien (Mittel) und Methoden an, um Themen zu benennen und 

sichtbar zu machen.

c)	 Die Fachkräfte bringen selbst fachlich begründete Beteiligungsthe-

men ein.

Qualitätsstandards 

Die Fachkräfte des PFH orientieren sich in ihrem Handeln an 

folgenden Qualitätsstandards:
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Handlungsschritte zur Anwendung dieser Qualitätsstandards

Schritt 1: 	 Beobachtet das Handeln der Kinder, Jugendlichen und der weiteren Ziel-

gruppen im Alltag eures Angebots, Projekts oder eurer Einrichtung. Entdeckt 

in diesem Handeln direkt formulierte oder indirekt demonstrierte Themen, 
die Einzelne und das Zusammenleben und -arbeiten betreΊen könnten. 
Klärt im Team, welche Beteiligungsthemen euch wichtig sind und welche 
Themen ihr einbringen wollt.  

Schritt 2: 	 Greift die Themen auf, indem ihr den jeweiligen Teilnehmenden eine Re-

aktion oder Antwort auf ihre Artikulation gebt, die sie als Personen mit 

ihrem Anliegen anerkennt. Stoßt durch eure Reaktion einen Dialog mit 

ihnen an, der darauf zielt, dass die Teilnehmenden klären, ob, wozu genau 
und wie sie ihr Thema öΊentlich einbringen wollen. Bringt selbst mögliche 
Beteiligungsthemen ein und begründet, warum ihr diese zusammen mit 

den Kindern, Jugendlichen und weiteren Zielgruppen bearbeiten wollt.

Schritt 3: 	 Bietet den Kindern, Jugendlichen und weiteren Zielgruppen Medien (Mit-

tel) an, die für ihren Kommunikationsstil und ihr Anliegen passend sind, 

und unterstützt sie darin, ihr Anliegen gegenüber anderen mit deren Hilfe 

auszudrücken. Nutzt selbst unterschiedliche Medien, um eure Anliegen 

einzubringen.

Schritt 4: 	 Unterstützt die Kinder, Jugendlichen und weitere Zielgruppen dabei, sich 

auszudrücken und ihre Themen auf ihre eigene Art und Weise anderen zu 
vermitteln. Dieser Schritt geht über in Qualitätsbereich 4 „ÖΊentlichkeit 
und Transparenz herstellen“. Unterstützt euch im Team gegenseitig, eure 
Anliegen so einzubringen, dass sie für die Zielgruppen verständlich sind 

und sich von ihnen aufgreifen lassen.

Begründung für diesen Qualitätsbereich

Die Inhalte der demokratischen Auseinandersetzung und Entscheidung entstehen aus der 

gemeinsamen Lebensführung. Das, was die Beteiligten einer Entscheidungsgemeinschaft 

inhaltlich besprechen, entscheiden und umsetzen müssen, nennen wir Beteiligungsthemen. 

Dabei kann es um Interessen von Einzelnen oder Teilgruppen gehen, um KonΌikte, um 
gemeinsame Problemstellungen und vieles mehr. Gemeint sind nicht nur „große“ Themen, 

sondern vor allem auch die vielen „kleinen“ 

Fragen des täglichen Zusammenlebens. Das 

Kriterium ist, ob eine oder mehrere Personen 

vom Thema betroΊen sind. Der demokra-

tische Prozess beginnt damit, dass solche 

Beteiligungsthemen „aufgemacht“ werden: 

Ein Thema wird erkannt, aufgenommen und von den BetroΊenen geklärt – je nach Bedarf 
mit pädagogischer Unterstützung. Dann kann es auch anderen gegenüber vorgebracht 

werden. All das muss öΊentlich geschehen, d. h., alle BetroΊenen müssen aufnehmen 
können, dass ein Beteiligungsthema vorgebracht wird und worum es wem dabei geht. 

Nur dann ist gewährleistet, dass tatsächlich die Mitglieder der Entscheidungsgemeinschaft 

bestimmen, was gemeinsam verhandelt und entschieden werden soll. Dieser Auftakt des 

Beteiligungsprozesses geht dann über in eine öΊentliche Debatte und Vorbereitung von 
Entscheidungen.13 

Beteiligungsthemen können sowohl von den Kindern, Jugendlichen oder Zielgruppen als 

auch von den Fachkräften eingebracht werden.

Themen, die von den Kindern, Jugendlichen oder sonstigen Zielgruppen eingebracht werden, 
sind u. a. geprägt durch Interesse an bestimmten Inhalten, KonΌikten untereinander oder 
liegen in ihrem Handeln oder dem Umgang mit den Fachkräften, um deutlich zu machen, 

dass ihnen etwas nicht zusagt. Manchmal äußern Teilnehmende direkt, wovon sie betroΊen 
sind. Manchmal lässt sich nur an ihrem Handeln ablesen, was sie besonders beschäftigt. 

Die Kinder, Jugendlichen oder anderen Zielgruppen benötigen dann Unterstützung durch 

die Fachkräfte, um ihre Themen zu erkennen und zu klären, worum es ihnen dabei geht. Sie 
brauchen auch Unterstützung, um ihre Themen auf eine für sie passende Weise anderen 
Beteiligten vorzustellen. Das gilt auch für Themen, die Fachkräfte allein entscheiden und 
bei denen die Teilnehmenden nur informiert oder angehört werden. Immer muss es für die 
Teilnehmenden eine Chance geben, ein Thema in die öΊentliche Diskussion einzubringen.

Beteiligungsthemen ΋nden sich in 
den Fragen des täglichen Zusammen-

lebens, von denen eine oder mehrere 

Personen betroΊen sind.

 13 Vgl. Qualitätsbereich 4 „ÖΊentlichkeit und Transparenz herstellen“.
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Die wesentlichen Aspekte dieses Qualitätsbereichs lassen sich wie folgt zusammenfassen:

	 Beteiligungsthemen entstehen aus dem gemeinsamen Alltag in einem Angebot, 
einem Projekt oder einer Einrichtung. Es sind alles Themen, bei denen Kinder, 
Jugendliche, die Zielgruppe*n oder Fachkräfte etwas besprechen, entscheiden 
oder gemeinsam umsetzen möchten, wovon sie betroΊen sind.

	 Das können zum Beispiel sein: 
	 – Interessen von Einzelnen oder Gruppen,
	 – KonΌikte im Alltag,
	 – Probleme, die mehrere betreΊen,
	 – „kleine“ Themen wie Raumgestaltung, Essensregeln oder AusΌüge
	 – oder auch größere Fragen wie neue Projekte oder Personalwechsel.

	 Kinder und Jugendliche sowie die Zielgruppen bringen Beteiligungsthemen 
oft durch ihr Verhalten ein:

	 – Sie zeigen Interesse an bestimmten Dingen.
	 – Sie tragen KonΌikte mit anderen aus.
	 – Sie verweigern sich oder sind unzufrieden.
	 – Oft äußern sie sich nicht direkt. 

	 Die Unterstützung der Fachkräfte liegt:
	 – beim Erkennen des Themas,
	 – beim Verstehen, worum es im Einzelfall konkret geht,
	 – und beim Vorstellen des Themas in der Gruppe.
	 – Auch wenn Kinder, Jugendliche und die Zielgruppen „nur“ informiert oder  

	 angehört werden (nicht mitentscheiden), muss ihnen eine Möglichkeit  
	 zur Beteiligung gegeben werden.

	 Auch Fachkräfte können Beteiligungsthemen einbringen. Zum Beispiel,
	 – wenn ein Thema von den Kindern, Jugendlichen und Zielgruppen nicht  

	 erkannt wird,
	 – wenn es um Entscheidungen im Stadtteil geht (z. B. Baustellen, neue 

Mitarbeitende),
	 – wenn Themen aus dem sozialpädagogischen Auftrag entstehen (z. B.  

	 Umweltprojekte oder Werkstattarbeit)
	 – oder wenn Fachkräfte selbst Wünsche haben (z. B. zur Raumgestaltung).

Kurz & knapp
Themen, die die gemeinsame Lebensführung in der Einrichtung betreΊen, die aber von 
den Kindern und Jugendlichen nicht ohne Weiteres erkannt werden können, sollten die 

Fachkräfte einbringen. Das ist zum Beispiel der Fall, wenn eine Beteiligung an Entschei-

dungsprozessen im Stadtteil gefragt ist oder wenn die Kommune vor der Einrichtung den 

Bürgersteig aufreißen will oder neues Personal eingestellt werden soll. Fachkräfte können 

auch Themen einbringen, die aus dem sozialpädagogischen Auftrag des Angebots, des 
Projekts oder der Einrichtung erwachsen. Das ist beispielsweise der Fall, wenn die Fach-

kräfte in der Natur- und Werkpädagogik Projekte zur Bildung für nachhaltige Entwicklung 

anstoßen und mit den Teilnehmenden zusammen beschließen möchten, ob und wie 
dies geschehen soll. Schließlich können Fachkräfte Beteiligungsthemen auch aus eigener 

BetroΊenheit einbringen, zum Beispiel wenn sie Wünsche an die ästhetische Gestaltung 
der Räume haben. 
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ÖΊentlichkeit und 
Transparenz herstellen

Qualitätsbereich 4:
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„Öffentlichkeit und Transparenz herstellen“

a)	 Die Fachkräfte suchen und erkennen gemeinsam mit den Zielgrup-

pen unterschiedliche Ö΍entlichkeiten in ihrem Handlungsfeld.

b)	 Die Fachkräfte erstellen für und mit allen Zielgruppen Medien und 

Settings, die Information, Transparenz und Diskussion zu Beteili-

gungsthemen ermöglichen.

c)	 Die Fachkräfte unterstützen alle Zielgruppen darin, ihre Beteiligungs-

themen in für sie geeigneter Weise ö΍entlich einzubringen und zu 
diskutieren.

d)	 Die Fachkräfte stellen sicher, dass alle Zielgruppen dieses Recht 

wahrnehmen können.

Qualitätsstandards 

Die Fachkräfte des PFH orientieren sich in ihrem Handeln an 

folgenden Qualitätsstandards:
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Handlungsschritte zur Anwendung dieser Qualitätsstandards

Schritt 1: 	 Prüft, welche ÖΊentlichkeit es (an welchem Ort) in eurem Handlungsfeld 
gibt. Berücksichtigt, dass außer der ÖΊentlichkeit des Handlungsfelds auch 
ÖΊentlichkeiten im Sozialraum wichtig sein können. Klärt im Dialog mit 
den Beteiligten, in welcher ÖΊentlichkeit sie sich welche Kommunikation 
zutrauen und wie ihr sie dabei stärken und unterstützen könnt, ihre Hand-

lungsfähigkeiten zu erweitern.

Schritt 2: 	 Prüft, welche Informationen die Beteiligten brauchen, um kompetent mit-

diskutieren und Entscheidungen vorbereiten zu können. Dazu gehören auch 

Informationen über die vorhandenen Rechte, die Entscheidungsgremien 

und die Verfahren, wie schließlich Entscheidungen gefällt werden. Macht 

alle Informationen zugänglich, die Zielgruppen brauchen, um ein Thema 
komplex kennen und beurteilen zu können.

Schritt 3: 	 Ermöglicht den Kindern, Jugendlichen und weiteren Zielgruppen den Zugang 

zu verschiedenen Medien, mit denen sie ihre unterschiedlichen Positionen 

und Argumente in der jeweiligen ÖΊentlichkeit präsentieren und ausdrü-

cken können. Unterstützt sie im Umgang mit diesen Medien. Prüft dabei 

datenschutzrechtliche Aspekte, die zu berücksichtigen sind. 

Schritt 4: 	 SchaΊt Gelegenheiten, die es den Beteiligten im Alltag eurer Angebote, 
Projekte und Einrichtungen ermöglichen, auch locker und informell über 

anstehende Themen zu diskutieren.

Schritt 5: 	 Bietet moderierte Diskussionsveranstaltungen und -foren an (die nicht 

unbedingt lange dauern müssen), an denen möglichst viele BetroΊene teil-
nehmen können. Macht die Gesprächsregeln solcher Diskussionen bekannt 

und moderiert sie so, dass die Beteiligten erkennen, welche Argumente sie 

einbringen können und wie die Diskussion verläuft. Sorgt dafür, dass sich 

alle auf ihre spezi΋sche Weise gleichberechtigt einbringen und keine Stimme 
untergeht. Versucht die Debatte schließlich auf Entscheidungsalternativen 

zuzuspitzen.

Schritt 6: 	 Dokumentiert und protokolliert den Verlauf und die Ergebnisse solcher Dis-

kussionen auch medial. Übermittelt die Ergebnisse und Alternativen ggf. an 

die Entscheidungsgremien. Dokumentiert wiederum öΊentlich, wie diese 
darüber diskutieren und zu welchen Entscheidungen sie möglicherweise 

gekommen sind.

Begründung für diesen Qualitätsbereich

Demokratische Partizipation bedeutet, dass alle Mitglieder der Entscheidungsgemeinschaft 

über die sie betreΊenden Themen öΊentlich diskutieren und sich an der Entscheidung 
darüber beteiligen können. ÖΊentlich bedeutet, dass alle Beteiligten sich gegenseitig 
über die anstehenden Fragen verständigen. Alle müssen wissen, worum es wem geht, 

und in der Lage sein, sich in die Diskussion einzubringen. Nötig dafür sind Gelegen-

heiten, Settings und Medien (Mittel), um die 

Themen solcher Entscheidungen miteinander 
zu diskutieren, Sachinformation dazu einzu-

holen und zu bewerten, Argumente zu prüfen 

und Entscheidungen in den Gremien vorzu-

bereiten. Die Beteiligten müssen erkennen 

können, wie ein Thema zustande kam und 
welche Informationen es dazu gibt. Sie benö-

tigen also Transparenz über ihre Entscheidungsrechte und die Entscheidungsprozesse. 
Sie müssen verstehen, wer beteiligt ist, wer was will und wer mit welchen Argumenten 

welche Lösungsvorschläge macht. Wenn Beteiligungsthemen entdeckt wurden14, müssen 

alle sehen und hören können, was zum gemeinsamen Thema gemacht wird. 

Um das zu ermöglichen, unterstützen die Fachkräfte die Gestaltung einer demokratischen 

ÖΊentlichkeit. Sie stellen den BetroΊenen und der Entscheidungsgemeinschaft insgesamt 
unterschiedliche Medien (Mittel) zur Verfügung, um ihre Positionen und Argumente auszu-

drücken und anderen bekanntzumachen. Das reicht von gemalten Plakaten über Fotowände 

und Schwarze Bretter bis zu Bildschirmpräsentationen und Postings oder Diskussionen 

in sozialen Medien. Dabei ist darauf zu achten, dass Medien verwendet werden, die die 

Beteiligten selbst schon (aktiv) nutzen und deren Verwendung sie beherrschen. Solche 

Medien können als dauerhafte Struktur angeboten werden (eine Schüler*innenzeitung, 

ein Schwarzes Brett oder datenschutzkonforme Social-Media-Kanäle o. Ä.) oder spontan 
und passend zu Thema und Beteiligten geschaΊen werden (selbstgemalte Bilder, Plakate/
Wandzeitungen, Handzettel, Podcasts etc.). 

Diese Medien dienen auch dazu, Transparenz herzustellen, also den Beteiligten alle nötigen 
Informationen verfügbar zu machen. Die Beteiligten müssen wissen, zu welchen anste-

henden Themen sie welche Rechte auf Information, Anhörung, Selbst- oder Mitbestimmung 
haben15. Sie müssen wissen, wie sie ihre Themen und Interessen am besten einbringen 
und wie diese weiter in der ÖΊentlichkeit verhandelt werden. Zur Transparenz gehört auch 
die Bereitstellung von Sachinformationen zu den diskutierten Themen.

Die betreΊenden Themen sind öΊent-

lich zu besprechen, dafür müssen die 

Beteiligten verstehen, wer beteiligt 

ist, wer was will und wer mit wel-

chen Argumenten welche Lösungs-

vorschläge macht. 

14 Vgl. Qualitätsbereich 3 „Beteiligungsthemen erkennen und einbringen“.

15 Vgl. Qualitätsbereich 1 „Demokratische Rechte der Kinder, Jugendlichen und weiterer Zielgruppen klären“.
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Die wesentlichen Aspekte dieses Qualitätsbereichs lassen sich wie folgt 
zusammenfassen:

	 Demokratische Partizipation heißt: Alle Beteiligten dürfen über Themen, die 
sie betreΊen, öΊentlich sprechen und an Entscheidungen mitwirken.

	
	 ÖΊentlichkeit bedeutet:

	 – Alle wissen, worum es geht.
	 – Alle können ihre Meinung sagen.
	 – Alle können sich austauschen und mitdiskutieren.

	 Um eine transparente Beteiligungskultur zu schaΊen, sollten die folgenden 
Aspekte beachtet werden: 

	 – Ermöglichung von Orten und Zeiten, an denen gemeinsam gesprochen 
	 werden kann;

	 – Einsatz von bekannten und anwenderfreundlichen Medien und Materialien,  
	 um Themen darzustellen (z. B. Plakate, Fotos, digitale Beiträge); 

	 – Bereitstellung und Recherche von Informationen in einer zugänglichen  
	 Sprache, damit alle mitreden können;

	 – Verständnis, wie Entscheidungen entstehen und wer beteiligt ist;
	 – Herstellen von Transparenz über die diskutablen Themen, die Rechte  

	 sowie das Verfahren (Beispiel: Wie kann man ein Anliegen einbringen  
	 und was passiert danach mit dem Thema?).

Kurz & knapp
Um anstehende Themen für alle BetroΊenen öΊentlich in die Diskussion zu bringen, schaΊen 
die Fachkräfte Foren des oΊenen Austausches. Das sind Settings, in denen Informationen 
zu anstehenden Themen über Medien präsent sind und die Beteiligten informell über 
die anstehenden Fragen diskutieren können, z. B. im Flur der Kita, in der Schulmensa, im 

Eingangsbereich des Familienzentrums, in digitalen Räumen. Daraus hervorgehen können 

moderierte Diskussionssettings. Die Fachkräfte sorgen dann für strukturierte Inhalte, Zeit, 

Ort und eine Diskussionsweise (z. B. Morgenkreis, World Café, Input und oΊene Debatte) 
mit Gesprächsregeln. Die Moderation bündelt und dokumentiert öΊentlich Argumenta-

tionsstränge und Lösungsvorschläge. Daraus lassen sich dann Themenstellungen und 
Entscheidungsvorlagen für die Entscheidungsgremien entwickeln, um sie in Beteiligungs-

gremien16 einzubringen.

Alle BetroΊenen müssen die Möglichkeit haben, sich gleichermaßen und doch auf ihre 
jeweils besondere Art in die öΊentlichen Diskussionen einzuschalten. Deshalb gilt es, die 
Zugänge zu den Diskussionsprozessen diΊerenzgerecht zu gestalten17. 

16 Vgl. Qualitätsbereich 2 „Demokratische Beteiligungsgremien und Verfahren gestalten“.

17 Vgl. Qualitätsbereich 5 „DiΊerenzgerechtigkeit und Inklusion gewährleisten“.

3 
Q

u
a

li
tä

ts
b

e
re

ic
h

e



5857 Qualitätshandbuch Qualitätshandbuch

DiΊerenzgerechtigkeit und 
Inklusion gewährleisten

Qualitätsbereich 5:
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„Differenzgerechtigkeit und Inklusion gewährleisten“

a)	 Die Fachkräfte sind sich der Vielfalt der Zielgruppen und ihrer posi-

tiven Potenziale bewusst.

b)	 Die Fachkräfte reȵektieren kritisch, wo und wie Benachteiligung und 
Diskriminierung insbesondere in ihrer eigenen Einrichtung bestehen 

und erzeugt werden.

c)	 Die Fachkräfte sichern für alle unterschiedlichen Beteiligten der 

Zielgruppen gleichberechtigte Zugänge zu den verschiedenen Parti-

zipationsmöglichkeiten des Angebots, des Projekts, der Einrichtung.

d)	 Die Fachkräfte gestalten gemeinsam mit den Zielgruppen Partizi-

pationsprozesse und unterstützen alle dabei, sich gleichberechtigt 

und für sie jeweils angemessen zu beteiligen.

e)	 Die Fachkräfte wissen um die Menschen innerhalb ihrer Zielgruppen, 

die sie noch nicht erreichen.

Qualitätsstandards 

Die Fachkräfte des PFH orientieren sich in ihrem Handeln an 

folgenden Qualitätsstandards:
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Handlungsschritte zur Anwendung dieser Qualitätsstandards

Schritt 1: 	 Macht euch gesellschaftliche und soziale DiΊerenzkonstruktionen bewusst, 
die in eurem Angebot, eurem Projekt oder eurer Einrichtung auftreten 

könnten.

Schritt 2: 	 ReΌektiert, inwieweit euer eigenes pädagogisches Handeln und die Strukturen 
eurer Organisation dazu führen, dass Unterschiedlichkeit zu Ungleichheit 

und Ungerechtigkeit wird. 

Schritt 3: 	 Untersucht, ob und inwieweit Ungleichheitskonstruktionen die Chance von 
Einzelnen oder Gruppierungen auf Zugang zu den Partizipationsmöglich-

keiten be- oder verhindern. Können sich alle kontinuierlich im demokra-

tischen Prozess auf die jeweils für die Person oder die Gruppe passende 

Weise einbringen?

Schritt 4: 	 Klärt im Dialog mit Einzelnen und Gruppierungen, die im demokratischen 

Prozess durch Ungleichheitskonstruktionen benachteiligt werden, wie ihr 

sie so unterstützen könnt, dass für sie möglichst eigenständige und eigen-

verantwortliche Partizipation besser möglich wird. Sucht mit den Beteiligten 

dafür nach jeweils spezi΋sch geeigneten Medien (Mitteln).

Schritt 5: 	 Überlegt zusammen mit den Kindern, Jugendlichen und weiteren Ziel-

gruppen, wo Einzelne oder Gruppierungen im demokratischen Prozess 

benachteiligt oder ausgegrenzt werden, und sucht gemeinsam mit ihnen 

nach Möglichkeiten, Mitverantwortung für die Inklusion zu übernehmen 

und Exklusion zu vermeiden. 

Begründung für diesen Qualitätsbereich

In einer Demokratie haben alle Menschen das Recht auf Partizipation. Dieses Recht dürfen 

sie unabhängig von ihrer individuellen Unterschiedlichkeit beanspruchen. Demokratie ist 

also auf Inklusion angewiesen. Inklusion wird nach AuΊassung des Bundesministeriums 
für Bildung, Familien, Senioren, Frauen und Jugend (BMBFSFJ) verstanden als „die gleich-

berechtigte Teilhabe eines jeden Menschen am gesellschaftlichen Leben […]. Und zwar 
vom frühen Lebensbeginn an bis ins hohe Lebensalter, unabhängig vom Grad eines even-

tuellen Hilfebedarfs.“18 Das Zusammenwirken von Partizipation und Inklusion ist explizit 

im Kinder- und Jugendstärkungsgesetz (KJSG) rechtlich verankert und unterstreicht, dass 

Teilhabe ohne Beteiligung nicht möglich ist. 

Dies erfordert, dass die Angebote, Projekte und Einrichtungen es allen ermöglichen, Themen 
miteinander zu bearbeiten und sich an Entscheidungen zu beteiligen. Es gilt zu vermeiden, 

dass bestimmte Gruppen von Partizipation ausgeschlossen sind. Die Nichtdiskriminierung, 

die Anerkennung von Vielfalt sowie das Recht auf Inklusion sind in der UN-Behinderten-

rechtskonvention festgeschrieben und präzisieren die Verwirklichung der Menschenrechte 

aus der Perspektive von Menschen mit Behinderung.19

Damit dies gelingt, müssen die Fachkräfte die DiΊerenz der Beteiligten berücksichtigen. 
Dazu brauchen sie Kenntnisse und eine Auseinandersetzung damit, nach welchen Katego-

rien Menschen in ihrer Unterschiedlichkeit beschrieben werden, wie z. B. Geschlecht, Alter, 

Entwicklungsstand, Behinderung und körperliche Verfasstheit, Bildungsstand, ethnisch-

kulturelle und soziale Herkunft, ökonomische Situation, sexuelle Orientierungen, Religion/

Weltanschauung, Attraktivität und vieles mehr. 

Wenn Menschen oder Gruppen sich in mehreren dieser sich überlagernden Kategorien von 

der Mehrheitsgruppe unterscheiden (Intersektionalität), besteht ein noch höheres Risiko, 

von Beteiligungsprozessen ausgeschlossen zu werden. Niemand ist ausschließlich durch 

eine Kategorie in seinen Lebenserfahrungen beeinΌusst: Auch die Fachkräfte selbst können 
bewusst oder unbewusst in ihrem beruΌichen Handeln ihren Zielgruppen oder Individuen 
Kategorien zuschreiben. Sie sind in diesem Fall an der Herstellung solcher gesellschaftlicher 

DiΊerenzkonstruktionen beteiligt. Daher gilt es, selbstkritisch zu reΌektieren, ob und wie 
das konkret geschieht und wie es gemindert oder verhindert werden könnte. 

Zudem muss gewährleistet sein, dass sich alle gleichberechtigt und doch zu ihrer Spezi΋k 
passend kontinuierlich am demokratischen Prozess der Mitentscheidung und Mitverant-

18 Vgl. Bundesministerium für Bildung, Familien, Senioren, Frauen und Jugend – Inklusion – BMBFSFJ.

19 Vgl. Übereinkommen über die Rechte von Menschen mit Behinderungen | UN-Behindertenrechtskonvention (u. a. § 21 [1]).
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wortung beteiligen können. Damit Inklusion in demokratischer Beteiligung gelingen kann, 

benötigen alle unterschiedlichen Zielgruppen gleichermaßen den für sie angemessenen 

Zugang zu allen Partizipationsmöglichkeiten des jeweiligen Angebots, des Projekts, der 

Einrichtung. Hierdurch wird u. a. § 1 Recht auf Erziehung, Elternverantwortung, Jugend-

hilfe aus dem SGB VIII Rechnung getragen. Die Jugendhilfe soll zur Realisierung dieses 

Rechts „jungen Menschen ermöglichen oder erleichtern, entsprechend ihrem Alter und 

ihrer [sic] individuellen Fähigkeiten in allen sie betreΊenden Lebensbereichen selbstbe-

stimmt zu interagieren und damit gleichberechtigt am Leben in der Gesellschaft teilhaben 

zu können“ (§ 1 Abs. 3 [2] SGB VIII). 

Um ihr Recht auf Teilhabe und Partizipation wahrnehmen zu können, benötigen sie vielfältige 
Zugänge sowie ihrer DiΊerenz angemessene Beteiligungsmethoden und Unterstützungs-

formen. Dabei darf ein Unterstützungsbedarf nicht zu einer Minderung der Selbst- und 

Mitbestimmungsrechte einzelner Personen 

oder Gruppierungen führen. Inklusion in 

demokratischer Partizipation ist folglich auch 

eine pädagogische Aufgabe: Die Fachkräfte 

müssen erkennen, wer was benötigt, um sich 

konkret beteiligen zu können. Sie müssen 

Zugänge, Verfahren und Unterstützungen 

anbieten, damit alle Unterschiedlichen doch diΊerenzgerecht teilnehmen können. Benach-

teiligungen einzelner Personen oder Gruppierungen bedürfen auch passgenauer Begleitung, 

die ihre spezi΋schen Teilnahmemöglichkeiten erhöht. 

Die pädagogische Unterstützung von Inklusion beginnt damit, dass Fachkräfte analysieren, 

welche unterschiedlichen Zielgruppen welche Potenziale und Behinderungsfaktoren im 

Zugang zu den Beteiligungsmöglichkeiten und dem Beteiligungsprozess haben. Sodann ist 

im Dialog mit den BetroΊenen herauszu΋nden, welche Unterstützung für sie hilfreich ist, 
um sich in die demokratische Partizipation einzubringen. Die BetroΊenen müssen nicht 
nur allgemein mitbestimmen, sondern auch darüber mitentscheiden können, in welcher 
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Weise sie auf Assistenz zurückgreifen, um ihre Beteiligungschancen anzugleichen. Anders 

gesagt: Partizipationsassistenz gilt es, partizipativ zu entwickeln. Im Prozess demokratischer 

Auseinandersetzung und Entscheidungs΋ndung sind die Fachkräfte gefordert, weiter zu 
beobachten, ob und wie gleichberechtigte Teilnahme statt΋ndet, und mit den BetroΊenen zu 
reΌektieren, welche Unterstützung sie in Anspruch nehmen können. Die Aufgabe der Inklu-

sion richtet sich ebenso an die beteiligten Kinder und Jugendlichen sowie Teilnehmenden; 
auch sie sind dafür mitverantwortlich, dass alle gleichberechtigt teilnehmen können.

So ist es notwendig, dass den Teilnehmenden und Zielgruppen ihre konkreten Rechte in 
den Angeboten, Projekten oder Einrichtungen so bekannt gemacht werden, dass sie für 

alle unterschiedlichen Zielgruppen doch gleichermaßen verständlich sind. Dies bedeutet 

auch, dass die Gremien und Verfahren auf eine Weise arbeiten, die den unterschiedlichen 

Beteiligten eine möglichst intensive Partizipation erlaubt, welche auf sie zugeschnitten 

ist. Zum Beispiel ist es notwendig, zwischen Menschen mit unterschiedlichen „Sprachen“ 

(im weitesten Sinne) zu übersetzen. Wer (noch) nicht lesen oder schreiben kann, braucht 

Bilder und Symbole. Wer sich nicht traut, die Stimme zu erheben, benötigt Unterstützung, 

die eigene Aussage oder Position zu klären und sie dann auf realistisch machbare Weise 

öΊentlich vorzubringen. Dafür müssen auch passende Medien (Mittel) gefunden werden. 
Körperliche oder geistige Behinderungen können spezi΋sche Assistenzbedarfe zur Sicherung 
der Beteiligungsmöglichkeiten nötig machen. Auch die Beziehungs- und Machtverhältnisse 

unter den Kindern, Jugendlichen und sonstigen Teilnehmendengruppen (den Peergroups) 
haben EinΌuss auf Zugang zur Partizipation und gleichberechtigte Beteiligungschancen im 
demokratischen Prozess. Deshalb ist es unabdingbar, sie sensibel, ohne Störung oder gar 

Zerstörung der sozialen Strukturen zu berücksichtigen. 

Alle Menschen haben das Recht auf 

Partizipation und sollten über an-

gemessene Zugänge zum Prozess der 

Mitentscheidung und Mitverantwor-

tung beteiligt werden. 



64Qualitätshandbuch

3 
Q

u
a

li
tä

ts
b

e
re

ic
h

e

Die wesentlichen Aspekte dieses Qualitätsbereichs lassen sich wie folgt 
zusammenfassen:

	 In einer Demokratie haben alle Menschen ein Recht auf Partizipation – also 
darauf, sich zu beteiligen und mitzuentscheiden. Dieses Recht gilt unabhängig 
von Alter, (sozialer) Herkunft, sexueller Orientierung, Entwicklungsstand, 
Behinderung, Geschlecht oder anderen Merkmalen.

	 Inklusion bedeutet: Alle müssen die Möglichkeit bekommen, sich 
gleichberechtigt, aber auf ihre eigene Art zu beteiligen. Niemand darf 
ausgeschlossen werden.

	 Manche Menschen sind gleich in mehreren Punkten anders als die Mehrheit. 
Das erhöht das Risiko, ausgeschlossen zu werden. Diese Überlagerung nennt 
man Intersektionalität.

	 Auch Fachkräfte selbst können – bewusst oder unbewusst – Menschen in 
bestimmte Gruppen einordnen. Dies kann Benachteiligung verstärken. 
Deshalb ist es wichtig, selbstkritisch zu hinterfragen, wie man mit Vielfalt 
umgeht.

	 Inklusive Beteiligung sollte diese Aspekte beachten: 
	 – Abbau von (sozialen) Barrieren, die Partizipation verhindern; 
	 – Zugänge für die Zielgruppen schaΊen, um Beteiligung zu ermöglichen; 
	 – Unterstützung anbieten, um Meinungen o. Ä. ausdrücken zu können;
	 – Hilfsmittel nutzen, mit passenden Medien und Materialien arbeiten. 

Kurz & knapp
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Respektvoll interagieren – 

Anerkennung realisieren – 

dialogisch aushandeln

Qualitätsbereich 6:
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„Respektvoll interagieren – Anerkennung reali-
sieren – dialogisch aushandeln“

Die Fachkräfte des PFH orientieren sich in ihrem Handeln an 

folgenden Qualitätsstandards:

Qualitätsstandards 

a)	 Die Fachkräfte reȵektieren miteinander ihre Machtposition und 
Einȵussnahme (als Person und als Fachkräfteteam) in der Kommu-

nikation und Interaktion mit der jeweiligen Zielgruppe.

b)	 Die Fachkräfte erkennen die Beteiligten in der Verschiedenheit ihrer 

Ausdrucksformen an und geben ihnen Resonanz.

c)	 Die Fachkräfte ermöglichen dialogisches Argumentieren (auch in 

Konȵikten).
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Handlungsschritte zur Anwendung dieser Qualitätsstandards

Schritt 1: 	 Beachtet das Dreieck der Interaktion: ich – du – Sache. Findet heraus, wel-

chem Gegenüber es um was geht und wie sie/er das Anliegen mit seiner 

Person und ihrem/seinem Kommunikationsstil verbindet. 

Schritt 2: 	 ReΌektiert, dass von den Aussagen und Handlungen der Fachkräfte starke 
Macht und Dominanz ausgehen können.

Schritt 3: 	 Antwortet respektvoll auf andere Personen, indem ihr zeigt, was ihr von 

dem Anliegen verstanden habt und was das in euch auslöst. Fördert einen 

so entstehenden Dialog. 

Schritt 4: 	 Nehmt möglichst alle Handlungen der Teilnehmenden als Angebot an 
Kommunikation und Mitwirkung wahr. Entdeckt auch hinter unscheinbaren, 

passiven ebenso wie hinter ausdrucksstarken, aggressiven Handlungswei-

sen die Anliegen und den Anerkennungsbedarf der BetroΊenen. 

Schritt 5: 	 Gebt den „Stillen“ eine Stimme und den Aggressiven einen Weg, ihre An-

liegen konstruktiv einzubringen. 

Schritt 6: 	 Bietet den Beteiligten Medien an, um (sich selbst und) ihre Anliegen öΊent-
lich erkennbar zu machen (z. B. durch Fotos, Plakate, Zeichnungen, O-Töne 
etc.).

Schritt 7: 	 Schützt alle Beteiligten vor Kommunikations- und Handlungsweisen der 

Missachtung, wie Gewalt, Herabwürdigung zum Objekt, Behandlung als 

„Nichtmenschen“, Beleidigung, Herabsetzung und Diskriminierung. 

Schritt 8: 	 Thematisiert die Anliegen der Beteiligten als Argumente und klärt diese im 
Dialog.

Schritt 9: 	 Sorgt dafür, dass alle Personen sich mit ihren Anliegen gleichberechtigt 

und auf die für sie passende Weise in argumentative Dialoge einbringen 

können20.

Schritt 10: 	 ReΌektiert kontinuierlich die alltägliche Feinarbeit der Umsetzung dieses 
Qualitätsanspruchs im Team.

Begründung für diesen Qualitätsbereich
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Demokratie lebt – auch in sozialpädagogischen Settings – von der Interaktion, dem aufein-

ander bezogenen kommunikativen Handeln der Beteiligten. Das bedeutet, dass diese sich 

gegenseitig in ihren Menschen- und Bürgerrechten anerkennen und auch in KonΌikten 
respektvoll miteinander umgehen. In sozialpädagogischen Settings sind Fachkräfte gefordert, 

Anerkennung zu gewähren, indem sie verlässliche Beziehungen anbieten, die es den Kindern, 

Jugendlichen und anderen Zielgruppen ermöglichen, sich in den Angeboten, Projekten und 

Einrichtungen als selbstbestimmt und mitbestimmend zu erfahren. Das geschieht auch 

durch die Sicherung von Rechten, Gremien und Verfahren der Mitbestimmung21. Zudem 

entsteht Anerkennung durch Wertschätzung der besonderen Qualitäten von Individuen 

für das Zusammenleben in sozialen Gemeinschaften wie hier den sozialpädagogischen 

Angeboten, Projekten und Einrichtungen. Das bedeutet negativ formuliert aber auch, dass 

alle Beteiligten vor Kommunikations- und Handlungsweisen der Missachtung zu schützen 

sind, z. B. vor Gewalt, Herabwürdigung zum Objekt, Behandlung als „Nichtmensch“, Belei-

digung, Herabsetzung und Diskriminierung. 

Fachkräfte können in sozialpädagogischen Settings Rechte, Gremien und Verfahren de΋-

nieren und klar erkennen, ob diese dann auch genutzt werden. (In sozialpädagogischen 

Settings ist dies so möglich.) Respektvolle Interaktion lässt sich jedoch kaum so genau und 

allgemein festlegen und prüfen. Sie entfaltet sich situativ zwischen konkreten Beteiligten 

und den Inhalten, mit denen sie sich beschäftigen – oder eben auch nicht. Um die Qualität 

respektvoller sozialpädagogischer Interaktionen zu sichern, ist es notwendig, kontinuierlich 

in den Teams der Fachkräfte das eigene Handeln im Hinblick auf die Umsetzung dieser 
Ansprüche gegenseitig zu reΌektieren und dadurch zu verbessern.

Für die Förderung einer respektvollen Interaktion durch die Fachkräfte sind folgende 

Aspekte besonders wichtig:

	 Anerkennende Wahrnehmung der einzelnen Beteiligten und ihrer Äußerungen
	 Bestätigung und Beantwortung der Äußerungen durch Resonanz
	 Gewährleistung der Hör- und Sichtbarkeit der einzelnen Beteiligten und ihrer  

	 Äußerungen auch in KonΌikten
	 Dialogische KonΌiktaushandlung durch Argumentation

21 	Vgl. Qualitätsbereich 1 „Demokratische Rechte der Kinder, Jugendlichen und weiterer Zielgruppen klären“ und Qualitäts-

bereich 2 „Demokratische Beteiligungsgremien und Verfahren gestalten“.

20 	Vgl. Qualitätsbereich 4 „ÖΊentlichkeit und Transparenz herstellen“ und Qualitätsbereich 5 „DiΊerenzgerechtigkeit und 
Inklusion gewährleisten“.
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Anerkennende Wahrnehmung beginnt beim Sehen und Hören des Gegenübers. Schon in 

der Verständigung mit Babys richten sich die Blicke aufeinander und auf die Gegenstände, 

die mit der „Zeigegeste“, wie es der Verhaltensforscher Michael Tomasello beschreibt, 
bezeichnet werden und um die es in der Interaktion gehen soll. So bestätigen sich die Betei-

ligten ihrer gegenseitigen Anerkennung und ihrer Kooperation. Weitere nonverbale Gesten 

und sprachliche Äußerungen begleiten und vertiefen die Verständigung. So gewinnt die 
Sache, die verhandelt wird, zwischen den Beteiligten an Klarheit. Gegenseitige Anerkennung 

der Personen und die Bearbeitung der zwischen ihnen anstehenden Sache (oder Fragen, 

Anliegen, Probleme etc.) geschehen immer im Zusammenhang.

Dabei wird die (verbale oder nonverbale) Äußerung des Gegenübers durch eine Antwort, 
eine Resonanz aufgenommen und bestätigt, aber auch erweitert. Die Antwortenden zeigen 

mit ihrer Resonanz, dass die Äußerung des Gegenübers sie erreicht, sie betriΊt und bewegt: 
Es wird nicht nur zurückgespiegelt, was man verstanden hat, sondern auch wie man darauf 

selbst mit eigenen Gefühlen und Gedanken reagiert. Dadurch kann das Gegenüber sich und 

sein Anliegen als respektiert erkennen und sich wiederum mit einer Antwort einbringen. So 

entwickelt sich über Anrede und Antwort ein Dialog über die anstehenden Themen, Fragen 
und Anliegen. Es entsteht die kommunikative Grundlage demokratischer Verständigung.

Die Gewährleistung der Hör- und Sichtbarkeit 

der einzelnen Beteiligten und ihrer Äuße-

rungen auch in KonΌikten beginnt damit, 
die Äußerungen der anderen als Interesse 
wahrzunehmen und zu beantworten. Das gilt 

besonders auch dann, wenn nicht konkret 

Vorschläge, Kritiken oder Wünsche vorge-

bracht werden. Jede Äußerung des Gegenübers ist zunächst als ein „Angebot“ zu verstehen, 
das gemeinsame Tun auszuhandeln. Sowohl unauΊällige oder stille als auch unbekannte 
oder unverständliche Handlungsweisen von Beteiligten sind damit relevant, ebenso wie 

ausdrucksstarke oder gar aggressive Äußerungen.

Respektvolle Interaktion bedeutet, auch solche Positionierungen wahrzunehmen, aufzu-

nehmen und in die gegenseitige Verständigung zu integrieren. Fachkräfte stellen sicher, 

dass möglichst wenige Äußerungen einschließlich derjenigen, die sie einbringen, „unter-

gehen“, also nicht gehört oder beachtet werden. Einzelne Äußerungsweisen können durch 
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soziale Hierarchien und Machtprozesse, auch durch die Macht der Fachkräfte, beeinΌusst 
oder behindert werden – zum Beispiel dann, wenn Menschen sich nicht trauen, etwas zu 

sagen, weil sie befürchten, die anderen ΋nden ihre Aussagen dumm oder bedeutungslos. 
Fachkräfte müssen sensibel dafür sein, ob Einzelne oder Gruppierungen daran gehindert 

werden mitzusprechen22. Inklusion ist eine Voraussetzung und Sicherung der Beteiligten 

aller am Dialog.

Alle an der demokratischen Partizipation Beteiligten müssen das Recht haben, zu hinter-

fragen, was als selbstverständlich gilt. KonΌikte müssen möglich werden. Dafür ist es 
notwendig, allen KonΌiktbeteiligten zu gewährleisten, dass sie in der ÖΊentlichkeit gesehen 
und gehört werden23. 

Dialogische Aushandlung erfordert die unterschiedlichen Positionierungen in dialogische 

Argumentationsprozesse zu überführen. Anerkennung bedeutet hier, die Äußerungen der 
Beteiligten als Argumente einzubeziehen – das ist besonders die Aufgabe der Fachkräfte. 

Dialogisches Argumentieren zeichnet sich dadurch aus, dass die Beteiligten in der Lage sind, 

ihre eigenen Interessen und Sichtweisen zu äußern und begründet zu vertreten sowie die 

von anderen zu respektieren. Das heißt, die Argumente anzuerkennen, sie gemeinsam zu 

prüfen und zu gegenseitig annehmbaren Lösungen zu kommen, Kompromisse zu bilden 

und vielleicht auch verbleibende Unvereinbarkeiten (Dissens) zu benennen. Diese Prozesse 

moderieren Fachkräfte, nehmen aber auch selbst inhaltlich daran teil. Argumentative 

Aushandlungen verlangen die OΊenheit, sich überzeugen zu lassen und voneinander zu 
lernen. Fachkräfte können solche Diskurse unterstützen, indem sie Begründungen für die 

eigene Position liefern und diese auch von anderen Beteiligten einfordern. Sie können 

im Dialog mit Einzelnen oder kleinen Gruppen respektvoll handeln und anerkennende 

gemeinsame Aushandlungen ermöglichen.

Demokratie lebt von der Interaktion, 
d. h. der Anerkennung der Menschen- 

und Bürgerrechte sowie dem respekt-

vollen nonverbalen und verbalen 

Umgang miteinander.

22 Vgl. Qualitätsbereich 5 „DiΊerenzgerechtigkeit und Inklusion gewährleisten“.
23 Vgl. Qualitätsbereich 4 „ÖΊentlichkeit und Transparenz herstellen“.
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Die wesentlichen Aspekte dieses Qualitätsbereichs lassen sich wie folgt 
zusammenfassen:

	 Demokratie lebt vom Miteinander. Dabei ist wichtig, dass sich alle Beteiligten 
gegenseitig respektieren und die Rechte der anderen anerkennen. Das gilt 
besonders in KonΌikten.

	 Anerkennung zeigt sich im Alltag, nicht nur auf dem Papier. Sie beginnt mit:
	 – dem Wahrnehmen und Ernstnehmen der Kinder und Jugendlichen sowie 

der Zielgruppen;
	 – Antworten auf deren Äußerungen – verbal oder nonverbal;
	 – dem Zuhören und Hinschauen, auch in KonΌikten;
	 – dem Eingehen auf Vorschläge, Kritik oder auch leise Signale.

	 Fachkräfte achten darauf, dass niemand überhört oder übersehen wird – 
auch nicht die Leisen oder Unsicheren.

	 Hierbei hilft das dialogische Aushandeln, indem 
	 – die eigene Meinung vertreten und begründet wird,
	 – andere Meinungen respektiert,
	 – gemeinsam Lösungen gefunden
	 – und auch Unterschiede ausgehalten werden.

	 Fachkräfte unterstützen diese Prozesse:
		  – durch Moderation,
		  – durch eigene Beiträge,
		  – durch das Einfordern von Begründungen.
	 – Dabei gilt: Der Ausgang ist oΊen. Alle können voneinander lernen.

Kurz & knapp
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„Beschwerdeverfahren für Kinder, Jugendliche und 
weitere Zielgruppen gestalten“

Beschwerdeverfahren für 

Kinder, Jugendliche und 

weitere Zielgruppen gestalten

Qualitätsbereich 7:

a)	 Jede Einrichtung entwickelt und nutzt zielgruppenspeziȴsche, ab-

gestimmte Beschwerdeverfahren.

b)	 Die Fachkräfte thematisieren mit den Zielgruppen das Beschwerde-

verfahren und seine Zielsetzungen.

c)	 Die Fachkräfte begrüßen Beschwerden und arbeiten aus ihnen die 

positiven Entwicklungschancen (gemeinsam mit den Zielgruppen) 

heraus.

d)	 Die Fachkräfte geben Rückmeldung über den Stand und das Ergeb-

nis der Beschwerde.
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Qualitätsstandards 

Die Fachkräfte des PFH orientieren sich in ihrem Handeln an 

folgenden Qualitätsstandards:
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Handlungsschritte zur Anwendung dieser Qualitätsstandards

Schritt 1: 	 Bearbeitet die Aspekte von Beschwerdeverfahren, die in der Begründung 

zu diesem Qualitätsbereich genannt wurden24. Entwickelt so ein Beschwer-

deverfahren für euer Angebot, euer Projekt oder eure Einrichtung. 

Schritt 2: 	 Entdeckt einen konkreten, aber nicht zu heftigen Beschwerdeanlass und 

seine Beschwerdeführer*innen im Alltag des Angebots, des Projekts oder 

der Einrichtung. Erprobt die geplante Vorgehensweise daran.

Schritt 3: 	 Korrigiert euer Verfahren in Bezug auf die Erfahrungen mit diesem Beispiel.

Schritt 4: 	 ReΌektiert regelmäßig, zu welchen Anlässen es Beschwerden gab und ob 
und wie sie angemessen bearbeitet wurden. Prüft auch, zu welchen An-

lässen es Unzufriedenheit, Ärger, Verletzungen gibt, die dann doch nicht zu 
Beschwerdeverfahren führen. Sucht nach Verbesserungen eurer Verfahren, 

sodass sie auch solche Fälle aufgreifen können.

Begründung für diesen Qualitätsbereich

Beschwerden gehören zu einer 

rechtsstaatlichen Demokratie und 

können zur Qualitätsverbesserung 

führen. 

3 
Q

u
a

li
tä

ts
b

e
re

ic
h

e

Das Recht, sich zu beschweren, gehört zur rechtsstaatlichen Demokratie und steht auch 

Kindern und Jugendlichen sowie weiteren Zielgruppen in sozialpädagogischen Einrichtungen 

zu. Mit dem Bundeskinderschutzgesetz wurde dieses Recht junger Menschen, sich zu 

beschweren, für einige Handlungsfelder explizit als Voraussetzung für die Erteilung einer 

Betriebserlaubnis ins Achte Sozialgesetzbuch (SGB VIII) aufgenommen. Einrichtungen der 

Kinder- und Jugendhilfe, die einer Betriebserlaubnis bedürfen, müssen die „Möglichkeiten 

der Beschwerde in persönlichen Angelegenheiten innerhalb und außerhalb der Einrichtung“ 

gewährleisten (§ 45 [2], 4. SGB VIII).

Aber auch auf sozialpädagogischen Handlungsfeldern, auf denen die Betriebserlaubnis 

nicht an den Nachweis von Beschwerdeverfahren gekoppelt ist, müssen die Fachkräfte für 

Kinder, Jugendliche und weitere Zielgruppen vor allem aus drei Gründen Beschwerdever-

fahren vorhalten: Sie sind ein Teil des demokratischen Umgangs miteinander und damit 
Teil einer demokratischen Praxis. Wenn etwas 
zum Beispiel nicht klappt, schieΌäuft, kaputt 
oder ungerecht ist, müssen die BetroΊenen 
darauf aufmerksam machen können. Dies 

wiederum muss Prozesse der selbstkritischen 

Hinterfragung auslösen und Verbesserungen 

in Gang bringen. Beschwerdeverfahren tragen zum Schutz von Kindern, Jugendlichen und 

allen anderen Zielgruppen bei, wenn BetroΊene es gelernt haben, schlechte strukturelle 
Zustände oder ÜbergriΊe von Personen nicht hinzunehmen und sich in einfachen und 
zugänglichen Verfahren zu beschweren. Schließlich können Beschwerden auch zur Quali-

tätsverbesserung führen. 

Die Kinder, Jugendlichen und anderen Zielgruppen sollen wissen, dass Beschwerden 

erwünscht sind, denn dies ist eine Frage der Akzeptanz auch einer kritischen Haltung, die 

sich auf den Alltag in den Angeboten, den Projekten oder der Einrichtung auswirkt. Gleich-

zeitig müssen sie deshalb in der Lage sein, sich zu beschweren, es also gelernt haben. Dafür 

braucht es Beschwerdewege, die für die BetroΊenen handhabbar sind. Sie müssen erfahren 
können, dass diese Wege tatsächlich eingehalten und ihre Beschwerden bearbeitet werden. 

Allerdings bringen Menschen ihre Unzufriedenheit, ihre Schwierigkeiten, ihre Kritik, ihre 

Angst und Unsicherheit nicht immer selbstbewusst und sprachlich klar formuliert vor. 

Als Beschwerde kann nicht nur gelten, was präzise formuliert wird und allen formalen 

Ansprüchen genügt. Stattdessen müssen Fachkräfte in der Lage sein, auch im Handeln von 

Kindern, Jugendlichen und den weiteren Zielgruppen einen Ausdruck von Beschwerde zu 

24 Vgl. Begründung für diesen Qualitätsbereich (Qualitätsbereich 7)
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erkennen. Es gilt, Beschwerden als solche zu erkennen, auch wenn man sie nicht direkt als 

solche benennt. Indirekte Ausdrucksweisen von Beschwerden können sich zum Beispiel in 

Mimik, schlechter Laune, Schweigen, Wegbleiben, in Wutausbrüchen oder der Zerstörung 

von Gegenständen ausdrücken. Es ist dann die Aufgabe der Fachkräfte, im Dialog mit den 

BetroΊenen zu prüfen, ob hier versteckte Beschwerdeanlässe vorliegen. Zusammen ist 
herauszu΋nden, worin das Problem liegt und wie es als Beschwerde eingebracht werden 
könnte. Dabei gelten wieder die Qualitätsbereiche eines inklusiven Klärungsdialogs. 

Vor allem Beschwerden über die Fachkräfte selbst sind eine Belastung, sowohl für die 

Fachkräfte, die direkt davon betroΊen sind, als auch für die Kolleg*innen, die ein solches 
Verfahren abwickeln müssen. Genau wie die Zielgruppen müssen auch Fachkräfte in 

Beschwerdeverfahren geschützt werden. Es ist eine Balance erforderlich zwischen der 

Notwendigkeit eines kritischen Hinsehens und dem Schutz der BetroΊenen vor Diskrimi-
nierung. In Beschwerdeverfahren ist auch die Position der betroΊenen Fachkräfte ernst 
zu nehmen und und ihnen eine faire Auseinandersetzung mit der Beschwerde zu ermög-

lichen. Beschwerdeverfahren müssen also auch für die Fachkräfte fair sein und Schutz vor 

Vorverurteilung bieten. 

Auch Fachkräfte, die Beschwerden gegen Kolleg*innen bearbeiten, können in Loyalitäts-

konΌikte geraten. Deshalb sollten es Angebote, Projekte oder Einrichtungen vermeiden, 
die Last der Auseinandersetzung in Beschwerdeverfahren auf die Schultern weniger 

BetroΊener zu legen: Stattdessen emp΋ehlt es sich, auch andere, nicht direkt BetroΊene 
einzuschalten. Das könnten einzelne Teammitglieder, das ganze Team, Personen aus der 
Fachberatung, Leitung oder externe Berater*innen sein. 
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Bei der Entwicklung von Beschwerdeverfahren sind die folgenden Aspekte zu klären:

	 Was sind Themen, über die sich Kinder, Jugendliche sowie weitere Zielgruppen in  
	 diesem Handlungsfeld beschweren könnten?

	 Wie bringen die Kinder, Jugendlichen sowie weiteren Zielgruppen ihre Beschwerden  

	 direkt und indirekt zum Ausdruck?

	 Wie unterstützen die Fachkräfte die Kinder, Jugendlichen sowie weiteren Zielgruppen  

	 dabei, sich zu beschweren?

	 Wie machen die Fachkräfte den Kindern, Jugendlichen sowie weiteren Zielgruppen  

	 transparent, wo und bei wem sie sich beschweren können?

	 Wie dokumentieren Fachkräfte Beschwerden, die sie nicht sofort bearbeiten können?

	 Wie entscheiden die Fachkräfte auf der Basis eines Rechtekatalogs25, wie über  

	 Beschwerden der Kinder, Jugendlichen sowie weiteren Zielgruppen entschieden  

	 wird und wie sie bearbeitet werden?

	 Wie bringen die Fachkräfte im gesamten Verfahren ihren Respekt vor den Zielgruppen  

	 zum Ausdruck und wie stellen sie für alle Transparenz her, zum Beispiel zum Stand  
	 des Verfahrens?26

	 Wie sichern Fachkräfte untereinander ihre Bereitschaft zum gegenseitigen kritischen  

	 Hinschauen und gleichzeitig auch gegenseitiger Fairness und zum Schutz vor  

	 Vorverurteilung, damit die Einrichtung beschwerdefreundlich wird?

	 Wie werden Maßnahmen des institutionellen Kinderschutzes oder des Beschwerde-  

	 managementsystems des Trägers mit Beschwerdeverfahren der Einrichtungen  
	 ergänzt oder kombiniert?

Auf dieser Basis gilt es, ein Beschwerdeverfahren zu verschriftlichen. 

25 Vgl. Qualitätsbereich 1 „Demokratische Rechte der Kinder, Jugendlichen und weiterer Zielgruppen klären“. 

26 Vgl. Qualitätsbereich 4 „ÖΊentlichkeit und Transparenz herstellen“.
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Die wesentlichen Aspekte dieses Qualitätsbereichs lassen sich wie folgt 
zusammenfassen:

	 Kinder, Jugendliche und weitere Zielgruppen haben ein Recht, sich zu 
beschweren. 

	 Dieses Recht ist Teil unserer Demokratie und steht ihnen auch in sozial-
pädagogischen Einrichtungen zu. Es wurde im Bundeskinderschutzgesetz 
im SGB VIII fest verankert (§ 45 Abs. 2). 

	 Auch in Einrichtungen ohne gesetzliche PΌicht sind Beschwerdeverfahren 
wichtig – aus drei Gründen:

	 1.		 Demokratie leben: Wer etwas ungerecht oder falsch ΋ndet, muss das  
		 sagen dürfen.

	 2.		 Kinderschutz sichern: Beschwerden helfen, schlechte Zustände oder  
	 	ÜbergriΊe zu erkennen.

	 3.		 Qualität verbessern: Kritik kann zu echten Verbesserungen führen. 

	 Fachkräfte tragen die Verantwortung, Beschwerden zu ermöglichen, ernst 
zu nehmen und fair zu behandeln – auch gegenüber sich selbst und im Team. 
Damit Beschwerden möglich werden, sind folgende Kenntnisse und Fähigkeiten 
nötig:

	 – Das Wissen: „Beschwerden sind erlaubt und gewünscht“
	 – Die Fähigkeit: „Ich habe gelernt, mich zu äußern“
	 – Einen einfachen Weg: „Ich weiß, wo und wie ich mich beschweren kann“
	 – Das Vertrauen: „Meine Beschwerde wird ernst genommen“

Kurz & knapp
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„Übergänge demokratischer Partizipation in die 
Kommune eröffnen“

Übergänge demokratischer 

Partizipation in die Kommune 

eröΊnen

Qualitätsbereich 8:

a)	 Die Fachkräfte erkunden die Themen ihrer Zielgruppen und berück-

sichtigen dabei deren Lebenslagen und Lebenswelten.

b)	 Die Fachkräfte aktualisieren ihr Wissen um die lokalen Akteur*in-

nen und deren Aufgaben und Aktivitäten innerhalb verschiedener 

Netzwerke.

c)	 Die Fachkräfte unterstützen ihre Zielgruppen dabei, deren Themen 

und Anliegen solidarisch in die kommunale Ö΍entlichkeit und ggf. 
zur Entscheidung zu bringen.
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Qualitätsstandards 

Die Fachkräfte des PFH orientieren sich in ihrem Handeln an 

folgenden Qualitätsstandards:
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Handlungsschritte zur Anwendung dieser Qualitätsstandards

Schritt 1: 	 Analysiert, welche Akteur*innen in der Kommune und dem Kiez handeln, 

welche Bedeutung sie haben und welche Netzwerke es gibt. 

Schritt 2: 	 Stellt fest, welche Themen der Kommune für die Zielgruppen und Teilneh-

menden eures Angebots, eures Projekts oder eurer Einrichtung wichtig sind. 

Berücksichtigt dabei euer Wissen um die Lebenslagen und Lebenswelten 

der Menschen im Kiez.

Schritt 3: 	 Bereitet diese Themen für die Zielgruppen eures Angebots, eures Projekts 
oder eurer Einrichtung so auf, dass ihr sie gemeinsam angehen könnt. 

Schritt 4: 	 Unterstützt eure Zielgruppen dabei, ihre Perspektiven und Interessen in 

die Kommune, den Kiez einzubringen und sie dort mit anderen betroΊenen 
Beteiligten demokratisch auszuhandeln.

Begründung für diesen Qualitätsbereich

Demokratische Partizipation in der 

Kommune begründet sich u. a. durch: 

- § 1 (3.2) SGB VIII
- § 1 (3.5) SGB VIII
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Sozialpädagogische Angebote, Projekte und Einrichtungen sind keine Inseln. Sie sind vielfach 

mit der sie umgebenden Kommune, dem Bezirk, dem Kiez oder Stadtteil verbunden. Demo-

kratische Partizipation beginnt für die Teilnehmenden im Kiez oder Stadtteil, muss aber auch 
die formale politische Struktur des Bezirks einbeziehen, in der (letztlich) Entscheidungen 

getroΊen werden. Das geschieht einerseits durch die Teilnehmenden und Zielgruppen, 
die dort leben, mit den Themen ihres Lebens, die sie mit in die Angebote, Projekte oder 
Einrichtungen einbringen. Die Verbindung zur Kommune entsteht andererseits auch durch 

die institutionelle Einbindung der Angebote, Projekte oder Einrichtungen in die lokalen 

Strukturen: zum Beispiel in die soziokulturellen Verhältnisse, die politischen Strukturen, 

in die sozialökonomische Infrastruktur, in das lokale System der Kinder- und Jugendhilfe 

und anderer sozialer und pädagogischer Organisationen und Dienste.

Die Teilnehmenden der Angebote, Projekte und Einrichtungen des PFH sind nicht nur 
berechtigte Mitbestimmende des Handelns für die Angebote, Projekte und Einrichtungen, 

sondern sie sind auch Bürger*innen der demokratischen Kommune und des Staates. 

Deshalb ist auch ihre demokratische Partizipation in der Kommune zu fördern. Dies folgt 

aus § 1 (3. 2) SGB VIII; demnach soll die Kinder- und Jugendhilfe jungen Menschen ermög-

lichen oder erleichtern, „in allen sie betreΊenden Lebensbereichen selbstbestimmt zu 
interagieren und damit gleichberechtigt am Leben in der Gesellschaft teilhaben zu können“. 

Zudem soll sie nach § 1 (3.5) SGB VIII „dazu beitragen, positive Lebensbedingungen für 
junge Menschen und ihre Familien sowie eine kinder- und familienfreundliche Umwelt zu 

erhalten oder zu schaΊen“. Die Angebote, Projekte und Einrichtungen haben also auch einen 
politischen Auftrag: Selbstbestimmte und gleichberechtige Teilhabe an der Gesellschaft 

bedeutet, in der Kommune demokratisch 

mitzubestimmen. Daher gilt es, die Ziel-

gruppen darin zu unterstützen, eigenaktiv 

und selbstbestimmt demokratische Politik 

zu machen und dies nicht als Fachkräfte für 

sie zu übernehmen. 

Ein Bezug auf die Kommune ist in der Kinder- und Jugendhilfe unumgänglich. Er kann aber 

je nach spezi΋schem Auftrag und konzeptionellen Schwerpunkten nicht gleichermaßen 
intensiv von allen Angeboten, Projekten und Einrichtungen wahrgenommen werden. Die 
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einzelnen Angebote, Projekte und Einrichtungen müssen mit Blick auf ihre Aufträge und 

Ressourcen bestimmen und begründen, wie sie sich zwischen der Sicherung eines fach-

lichen Minimums einer kommunalen Orientierung und einer maximalen Schwerpunkt-

setzung darauf positionieren.

Soll demokratische Partizipation der Zielgruppen in der Kommune gestärkt werden, stehen 

die Fachkräfte vor folgenden Aufgaben: 

	 Die Fachkräfte benötigen Wissen über die Lebenslagen der Teilnehmenden und Ziel-
gruppen. Die Lebenslage bezeichnet den Spielraum, den die Einzelnen und Gruppie-

rungen unter den gesellschaftlichen Rahmenbedingungen ihres Lebens haben, um 

ihre Interessen zu entfalten und demokratisch umzusetzen. Es geht darum, welche 

Verwirklichungschancen das Individuum angesichts seiner gesellschaftlichen Lebens-

umstände erkennen und ergreifen kann. Hier liegt der Ausgangspunkt der demokra-

tischen Partizipation der Individuen und Gruppierungen. 

	 Die Fachkräfte benötigen ebenfalls ein Wissen über die Lebenswelt ihrer Teilneh-

menden und Zielgruppen. Lebenswelt bedeutet das alltägliche, vertraute und selbst-

verständliche Handeln in bekannten und gewohnten sozialen Zusammenhängen. Aus 

ihren lebensweltlichen Deutungs- und Handlungsmustern schöpfen die Personen und 

Gruppierungen ihren subjektiven Umgang mit ihrer Lebenslage. Auch wenn Fachkräfte 

die eher objektive Analyse von Lebenslagen leisten müssen, setzt ihre Förderung 

demokratischen Handelns doch immer bei der Perspektive der Subjekte – also deren 

Lebenswelten – an.

	 Die Fachkräfte benötigen Informationen über die politischen, soziokulturellen und 

ökonomischen Verhältnisse in ihrer Kommune oder ihrem Kiez. Dazu gehören auch 

Analysen zu den sozialen, kulturellen, ökonomischen und politischen Netzwerken 

und Systemen der Kommune, auf die sie sich in ihrem fachlichen Handeln beziehen 

können. Dafür sind die Fachkräfte gefordert, Kontakte zu den kommunalen Akteuren 

herzustellen und angemessen zu pΌegen. 
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	 Die Fachkräfte unterstützen die Teilnehmenden und Zielgruppen in ihrem Hand-

lungsfeld dabei, Themen (Anliegen, Interessen, KonΌikte, Ideen usw.) demokratischer 
Partizipation in der Kommune oder im Kiez zu erkennen, zu klären und von dort aus 

öΊentlich einzubringen. Dabei setzen sie an der lebensweltlichen Perspektive der 
BetroΊenen an. Hierzu können sie sich am Qualitätsbereich 3 „Beteiligungsthemen 
erkennen und einbringen“ und am Qualitätsbereich 4 „ÖΊentlichkeit und Transparenz 
herstellen“ orientieren. 

	 Die Fachkräfte vermitteln den Teilnehmenden und Zielgruppen Themen oder Anlässe, 
die von außen aus der Kommune oder dem Kiez kommen und die für sie relevant 

sein können. Sie unterstützen ihre Teilnehmenden und Zielgruppen dabei, sich diese 
Themen anzueignen, eigene Positionen dazu zu entwickeln und sich damit in öΊent-
liche Diskussionen und Entscheidungen einzubringen. 

	 Die Fachkräfte kooperieren in kommunalen politischen Fragen mit anderen Organi-

sationen, insbesondere der Kinder- und Jugendhilfe vor Ort. Ziel ist es, gemeinsame 

Themen zu entdecken, die ihre Teilnehmenden und Zielgruppen in der Kommune 
betreΊen, und diese aufzunehmen. Ein solches Zusammenwirken kann den Betrof-
fenen stärkere politische EinΌussmöglichkeiten eröΊnen.
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Die wesentlichen Aspekte dieses Qualitätsbereichs lassen sich wie folgt 
zusammenfassen:

	 Sozialpädagogische Einrichtungen sind keine Inseln. Sie sind eng mit dem Kiez, 
dem Stadtteil oder der Kommune verbunden. Demokratische Mitbestimmung 
beginnt dort, wo die Kinder, Jugendlichen oder Familien (die Zielgruppen) 
leben – im Alltag, im Stadtteil. Sie muss aber auch die formale Politik vor 
Ort einbeziehen, also zum Beispiel den Bezirksrat oder andere kommunale 
Gremien.

	 Teilnehmende von Angeboten, Projekten und Einrichtungen sind nicht 
nur Nutzer*innen. Sie sind auch „Bürger*innen“ und haben ein Recht auf 
Mitbestimmung in der Gesellschaft.

	 Fachkräfte können demokratische Teilhabe in der Kommune stärken, indem 
sie:

	 – 	 Themen der Teilnehmenden und Zielgruppen erkennen und gemeinsam  
	 bearbeiten (z. B. Interessen, Ideen, KonΌikte im Kiez);

	 – 	 Anlässe aus der Kommune aufgreifen und für Teilnehmende und  
	 Zielgruppen verständlich machen;

	 – 	 Beteiligung ermöglichen, z. B. durch öΊentliche Diskussionen oder  
	 politische Aktionen;

	 – 	 Kooperationen mit anderen Einrichtungen suchen, um die Stimme  
	 der Zielgruppen zu verstärken.

	 Damit die Fachkräfte die demokratische Teilhabe fördern, brauchen sie 
	 – 	 Wissen über die Lebenslagen, d. h., welche Möglichkeiten bestehen für  

	 die Zielgruppe*n, ihre Interessen zu verwirklichen;
	 – 	 Verständnis für die Lebenswelt, d. h. Kenntnisse über das alltägliche  

	 Leben, die Routinen, Erfahrungen, Sichtweisen der Zielgruppe*n; 
	 – 	 Kenntnisse über die Kommune, d. h., die sozialen, politischen und  

	 wirtschaftlichen Strukturen des Stadtteils sind bekannt und es bestehen  
	 Netzwerke mit anderen Akteur*innen vor Ort.

Kurz & knapp
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„Demokratiepraxis reflektieren und politische Themen 
einbeziehen“

Demokratiepraxis 

reΌektieren und politische 
Themen einbeziehen 

Qualitätsbereich 9:

a)	 Die Fachkräfte kennen und nutzen Dokumentationsmethoden, die 

geeignet sind, die Beteiligungsprojekte und -prozesse der Zielgrup-

pen transparent und reȵektierbar zu machen.

b)	 Die Fachkräfte verwenden politische Begri΍e und entwickeln ein 
gemeinsames demokratisches Verständnis.

c)	 Die Fachkräfte diskutieren mit den Zielgruppen ebenso über kom-

plexe und kontroverse Themen.
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Qualitätsstandards 

Die Fachkräfte des PFH orientieren sich in ihrem Handeln an 

folgenden Qualitätsstandards:
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Handlungsschritte zur Anwendung dieser Qualitätsstandards

Schritt 1: 	 Dokumentiert Beteiligungsprojekte und -prozesse so, dass sie auch von 

euren Teilnehmenden und Zielgruppen verstanden werden.

Schritt 2: 	 ReΌektiert auf dieser Grundlage gemeinsam, welche demokratischen Schritte 
ihr gegangen seid und wie die Einzelnen diese Schritte erfahren haben.

Schritt 3: 	 Nutzt in diesen Gesprächen BegriΊe aus der politischen Demokratie und 
klärt ggf. gemeinsam, was sie konkret bedeuten. 

Schritt 4: 	 Sprecht mit den Teilnehmenden oder Zielgruppen auch über abstrakte 
politische Themen.

Begründung für diesen Qualitätsbereich

Die ReΌexion der Demokratiepraxis 
macht Beteiligung erfahrbar. 
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Damit Partizipation bei den Kindern und Jugendlichen und anderen Zielgruppen zu demo-

kratischer politischer Bildung wird, braucht es die ReΌexion der konkreten Beteiligungser-

fahrungen, eine Nutzung politischer BegriΊe sowie Gespräche auch über abstrakte Themen 
von Demokratie und politischem Geschehen in Kommune und Gesellschaft.

Was genau im Beteiligungsprozess geschehen ist, wird den Kindern, Jugendlichen und 

weiteren Zielgruppen häu΋g erst dann deutlich, wenn sie die eigene Demokratiepraxis 
reΌektieren:

	 Was war das gemeinsame Problem, das es zu bewältigen galt?

	 Welche Ideen gab es und wie wurden sie geprüft?

	 Wie ist es schließlich zu einer Entscheidung gekommen?

	 Wie bewerten die Beteiligten diesen Prozess heute? 

Erst wenn man sich auf die einzelnen Schritte, die man durchlaufen hat, zurückbesinnt, 

wird häu΋g deutlich, was Beteiligung konkret ausmacht. In einer solchen Distanzierung 
von den erlebten demokratischen Handlungsprozessen wird es zudem möglich, diese zu 

kritisieren, beispielsweise mit Blick auf Probleme einer gleichberechtigten und gerechten 

Partizipation. Hier wird es möglich, ungerechtfertigte Macht- und Herrschaftsprozesse zu 

kritisieren. Erst über eine Benennung der Erfahrungen, die gemacht wurden, entstehen 

BegriΊe, die auch auf andere Situationen und Handlungsfelder in der demokratischen 
Politik in Kommune und Gesellschaft über-

tragbar sind. Damit steigert sich die eigene 

politische Urteils- und Handlungsfähigkeit. 

Um solche ReΌexionsprozesse möglich zu machen und an die manchmal komplexen Betei-
ligungsprozesse zu erinnern, bedarf es Dokumentationen – Fotos, Videos, Wandplakate 

oder Projekttagebücher. Auf deren Basis können die Kinder, Jugendlichen und weiteren 

Zielgruppen einerseits nachvollziehen, um welche Inhalte es ging. Andererseits wird es 

ihnen so möglich, über die Entscheidungsprozesse und konkreten Machtverhältnisse zu 

sprechen: 

	 Wer hat wie und warum welche Entscheidung getroΊen?
	 An welchen Entscheidungen waren sie selbst beteiligt und welche wurden ohne ihre 

Mitwirkung getroΊen?
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In diesen Gesprächen sollten die Fachkräfte immer wieder BegriΊe aus der politischen 
Demokratie verwenden und zum Beispiel von demokratischen Rechten, Wahlen oder dem 

Grundgesetz sprechen. So gelingt es den Kindern, Jugendlichen und weiteren Zielgruppen 

leichter, eine Verbindung zwischen der „kleinen Demokratie“ im Angebot, im Projekt oder 

in der Einrichtung und der „großen Demokratie“ in der Gesellschaft herzustellen. 

Politische Bildung bedeutet ebenfalls, über Themen von Demokratie und Politik außer-

halb der Angebote, der Projekte oder der Einrichtungen zu sprechen. Das erfordert von 

den Fachkräften zum einen, die Themen, die die Teilnehmenden aus der „großen Politik“ 
mitbringen, wahrzunehmen und weiterzuführen. Zum anderen sind sie auch gefordert, 

selbst politische Themen einzubringen, die für die jeweiligen teilnehmenden Personen 
und Gruppierungen bedeutsam sein können.27 Politische Themen können sich im sozialen 
Nahraum ergeben, wie beispielhaft bei der Planung neuer Fahrradwege, der Veränderung 

von ÖΊnungszeiten des Jugendzentrums, den Problemen von Armut, Drogenkonsum und 
Obdachlosigkeit im Kiez. Es sollte ebenso auch über Themen des Miteinanders wie Gleich-

heit, Gerechtigkeit, Freiheit und Solidarität gesprochen werden. Dies ließe sich wieder in 

Verbindung mit weiteren Themen wie beispielsweise Handeln in der digitalen Welt, queeres 
Leben, Flucht und Migration bringen. Auch Klimawandel, Kriege, Naturkatastrophen, Hunger 

und anderes beschäftigen die Kinder, Jugendlichen und weitere Zielgruppen. Die Themen 
gemeinsam zu besprechen, dabei FachbegriΊe kennen und nutzen zu lernen und eigene 
Handlungsansätze zu suchen, hilft Kindern, Jugendlichen sowie weiteren Zielgruppen 

mögliche Gefühle passiver Auslieferung an mächtige politische Prozesse mindestens zu 

reduzieren und demokratische Handlungsmöglichkeiten zu entwickeln.
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Die wesentlichen Aspekte dieses Qualitätsbereichs lassen sich wie folgt 
zusammenfassen:

	 Damit Beteiligung mehr ist als nur Mitmachen, braucht es ReΌexion. Kinder, 
Jugendliche und andere Zielgruppen sollen über ihre Erfahrungen nachdenken. 
So lernen sie, was Demokratie bedeutet und wie sie funktioniert – im Kleinen 
wie im Großen. 

	 Im Rückblick wird erfahrbar, was Beteiligung erlebbar gemacht hat. Daher ist 
es wichtig, gemeinsam zu überlegen:

	 – Was war das Problem?
	 – Welche Ideen wurden eingebracht?
	 – Wie ΋el die Entscheidung?
	 – Wie fühlen wir uns mit dem Ergebnis?

	 Durch diese Rückschau erkennen die Zielgruppen, was Mitbestimmung konkret 
bedeutet. Sie lernen auch, ob alle gleichberechtigt beteiligt waren oder ob 
jemand mehr Macht hatte. So entsteht ein Bewusstsein für Gerechtigkeit 
und demokratische Rechte.

	 Damit die Beteiligungsprozesse nachvollziehbar bleiben, sollten sie dokumentiert 
werden – zum Beispiel mit Fotos, Videos, Plakaten oder Tagebüchern.

	 Fachkräfte sollten dabei bewusst politische BegriΊe wie Wahl, Grundgesetz 
oder Rechte verwenden. Das verbindet die kleine Demokratie in der Einrichtung 
mit der großen Demokratie in der Gesellschaft.

Kurz & knapp
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27 Vgl. Qualitätsbereich 8 „Übergänge demokratischer Partizipation in die Kommune eröΊnen“.
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4 Handlungsfelder der 

sozialpädagogischen 

Praxis und ihre 

Besonderheiten bei 

der Anwendung der 

Qualitätsstandards 

Da bei der Umsetzung demokratischer Partizipation in den vier 
Handlungsfeldern des PFH unterschiedliche Gegebenheiten zu 
berücksichtigen sind, werden die einzelnen Standards im Folgenden 
beispielhaft für die in Kapitel 2 beschriebenen vier Handlungsfelder 
konkretisiert.
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4.1 Handlungsfelder 

Kindertagesbetreuung 

und therapeutische 

Wohngruppen / 

Einzelwohnen / 

schulbezogene Hilfen 

zur Erziehung
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a)	 Jedes sozialpädagogische Angebot, Projekt und jede Einrichtung des PFH verfügt 

über einen Rechtekatalog. In ihm sind Selbst- und Mitentscheidungsrechte sowie 

Informations- und Anhörungsrechte der Kinder, Jugendlichen und weiteren Ziel-

gruppen zu den Themenbereichen, die sie in der Einrichtung betre΍en, geklärt. 
Ebenso sind die Entscheidungsrechte geklärt und begründet, die die Fachkräfte 

sich vorenthalten. Dabei sind die jeweiligen Rahmenbedingungen des Handlungs-

feldes oder der Einrichtung berücksichtigt.

b)	 Die Fachkräfte orientieren ihr Handeln im Alltag an diesem Rechtekatalog.

c)	 Die Kinder, Jugendlichen und weiteren Zielgruppen kennen ihre Rechte der Selbst- 

und Mitbestimmung und die Begründungen dafür, welche Entscheidungsrechte 

bei den Fachkräften verbleiben.

In den verschiedenen Angeboten, Projekten und Einrichtungen in diesem Handlungsfeld 

geht es bei der Rechteklärung vor allem darum, Rechte der Information, der Anhörung, der 

Selbstbestimmung und Mitbestimmung in den Themenbereichen diΊerenziert zu klären, 
die das Zusammenleben im gemeinsamen Alltag betreΊen. Das sind z. B. Rechte der Kinder 
und Jugendlichen in den Themenbereichen Mahlzeiten, Schlafen, Hygiene, Sexualität, 
Spielen, Angebote, Projekte, Raumgestaltung, Personal oder Finanzen. Dabei ist es wesent-

lich, Entscheidungen, die sich die Fachkräfte als die ihren vorbehalten, gut zu begründen.

In Kindertageseinrichtungen ließe sich in Bezug auf den Themenbereich Mahlzeiten 
Folgendes formulieren:

Jedes Kind hat das Recht, selbst zu entscheiden, was und wie viel es isst. Es hat das 

Recht darauf, angehört zu werden, welche Mahlzeiten es zu Mittag geben soll. Die 

Fachkräfte behalten sich die Entscheidung vor zu bestimmen, in welchen Zeiträumen 

das Mittagessen statt΋ndet. 

In einer Wohngruppe könnte zum Themenbereich Raumgestaltung Folgendes gelten:

Die Jugendlichen haben das Recht, innerhalb ihres individuellen Budgets selbst zu 

entscheiden, wie ihr eigenes Zimmer möbliert ist. Jede*r Jugendliche hat das Recht 

mitzuentscheiden, wie die Gemeinschaftsräume gestaltet sind. Die Fachkräfte behalten 

sich das Recht vor zu entscheiden, wie die Küchenzeile gestaltet ist. 

a)	 Jedes Angebot, Projekt und jede Einrichtung führt mindestens ein Beteiligungsgre-

mium ein, das berechtigt ist, Entscheidungen für die Entscheidungsgemeinschaft 

zu fällen.

b)	 Jedes Angebot, Projekt und jede Einrichtung hat geklärt, wie die Entscheidungs-

berechtigung der Gremien zustande kommt.

c)	 Jedes Angebot, Projekt und jede Einrichtung verfügt über eine „Geschäftsordnung“ 

(Spielregeln) für die Gremien. Dazu sollte auch geklärt sein, welcher methodischen 

Unterstützung die Kinder, Jugendlichen oder Zielgruppen bedürfen, um sich gleich-

berechtigt und di΍erenzgerecht an den Entscheidungen zu beteiligen.

In den verschiedenen Angeboten, Projekten und Einrichtungen in diesem Handlungsfeld 

΋nden sich i. d. R. bereits von der Organisation vorgegebene Gemeinschaften, an die 
Beteiligungsgremien angeschlossen werden können – z. B. Gruppen oder Bezugsgruppen 

in der Kita, die WG in stationären Hilfen zur Erziehung (HzE) oder die Gruppen, in denen 

die schulbezogenen HzE angeboten werden. Diese können auch als Beteiligungsgremien 

auftreten. In größeren Einrichtungen ist es darüber hinaus notwendig, ein repräsentatives 

Gremium zu installieren, das stellvertretend Planungen und Entscheidungen für die ganze 

Einrichtung treΊen kann.
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a)	 Die Fachkräfte suchen und erkennen Beteiligungsthemen der Zielgruppe. Sie prä-

zisieren die Beteiligungsthemen im Dialog mit der Zielgruppe.

b)	 Die Fachkräfte bieten ihrer Zielgruppe vielfältige di΍erenzgerechte Medien (Mittel) 
und Methoden an, um Themen zu benennen und sichtbar zu machen.

c)	 Die Fachkräfte bringen selbst fachlich begründete Beteiligungsthemen ein.

Beteiligungsthemen in den verschiedenen Angeboten, Projekten und Einrichtungen dieses 

Handlungsfelds entstehen zunächst aus dem gemeinsamen Alltag. Welche Ideen oder 

Wünsche werden von den Kindern, Jugendlichen oder weiteren Zielgruppen geäußert? 

Dabei gilt es insbesondere zu überprüfen, ob sich in KonΌikten oder Widerständen mögliche 
Themen für die Beteiligung der Kinder, Jugendlichen oder weiteren Zielgruppen verbergen. 
Gleichzeitig sind die Fachkräfte gefordert zu prüfen, welche Themen, die sich nicht direkt 
aus dem Alltag ergeben (z. B. organisatorische Fragen), sie gezielt in Beteiligungsprozesse 

einbringen möchten. 

 

a)	 Die Fachkräfte suchen und erkennen gemeinsam mit den Zielgruppen unterschied-

liche Ö΍entlichkeiten in ihrem Handlungsfeld.

b)	 Die Fachkräfte erstellen für und mit allen Zielgruppen Medien und Settings, die 

Information, Transparenz und Diskussion zu Beteiligungsthemen ermöglichen.

c)	 Die Fachkräfte unterstützen alle Zielgruppen darin, ihre Beteiligungsthemen in für 

sie geeigneter Weise ö΍entlich einzubringen und zu diskutieren.

d)	 Die Fachkräfte stellen sicher, dass alle Zielgruppen dieses Recht wahrnehmen 

können.

Für die Kita bedeutet dieser Standard, Beteiligungsthemen und Informationen in der 

KitaöΊentlichkeit so aufzubereiten, dass sie möglichst alle Kinder verstehen können. Dabei 
΋ndet „ÖΊentlichkeit“ überall dort statt, wo mehrere Kinder und Erwachsene zusammen-

kommen: z. B. in Stammgruppen, auf Vollversammlungen, in Gremien, aber auch beim 

gemeinsamen Mittagessen. Um allen Kinder Transparenz zu ermöglichen, gilt es, ihnen vor 
allem sinnliche Erfahrungen zum jeweiligen Thema zu eröΊnen. Wenn es um eine neue 
Wandfarbe geht, bietet es sich etwa an, große Laken in der entsprechenden Farbe an die 

Wände zu hängen, um die Wahlmöglichkeiten zielgruppengerecht sichtbar zu machen. 

Wenn es darum geht, auf dem Außengelände neue Spielmöglichkeiten zu schaΊen, sollten 
die Kinder vorher Erfahrungen mit den verschiedenen Möglichkeiten gemacht haben, z. 

B. auf AusΌügen zu anderen Spielorten. Eine wichtige Rolle spielen auch Visualisierungen 
etwa der Kinderrechte oder Protokolle. 

In Wohngruppen ist zwischen den familienanalog-privaten Beziehungsstrukturen und 

einer demokratischen ÖΊentlichkeit zu unterscheiden. Gerade in familienähnlichen Settings 
werden Themen und Debatten häu΋g schon in den alltäglichen Interaktionen gelöst. Sie 
bekommen gar nicht den Status eines gemeinsamen Themas, das mit allen verhandelt 
wird. Deshalb gilt es, Kommunikationsstrukturen zu schaΊen und Medien zu nutzen, die 
es ermöglichen, Inhalte und KonΌikte für alle transparent erkennbar und diskutierbar zu 
machen. Das können regelmäßig angebotene formale Kommunikationsformate sein wie 

beispielsweise ein Gruppenabend, ein Plenum, eine ReΌexionsrunde oder eine Gruppen-

therapie. Medial kann es ein Schwarzes Brett geben oder einen gemeinsamen Social-Media-

Account. Manchmal benötigen die Kinder und Jugendlichen auch anonyme Möglichkeiten, 

um sich in den familienähnlichen Beziehungen frei zu äußern. Auch im Einzelwohnen und 

in den schulbezogenen Hilfen zur Erziehung muss geprüft werden, wo ÖΊentlichkeit 
statt΋ndet. Im engen Zusammenleben in diesem Handlungsfeld kann auch Transparenz 
leicht verloren gehen, weil alles so selbstverständlich aus dem gemeinsamen Alltag zu 

entstehen scheint. Deshalb müssen die Fachkräfte bewusst darauf achten, alle für die 

Gestaltung des Zusammenlebens wichtigen Informationen öΊentlich medial zu präsen-

tieren und kommentierbar zu machen.
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a)	 Die Fachkräfte sind sich der Vielfalt der Zielgruppen und ihrer positiven Potenziale 

bewusst.

b)	 Die Fachkräfte reȵektieren kritisch, wo und wie Benachteiligung und Diskriminie-

rung insbesondere in ihrer eigenen Einrichtung bestehen und erzeugt werden.

c)	 Die Fachkräfte sichern für alle unterschiedlichen Beteiligten der Zielgruppen 

gleichberechtigte Zugänge zu den verschiedenen Partizipationsmöglichkeiten des 

Angebots, des Projekts, der Einrichtung.

d)	 Die Fachkräfte gestalten gemeinsam mit den Zielgruppen Partizipationsprozesse 

und unterstützen alle dabei, sich gleichberechtigt und für sie jeweils angemessen 

zu beteiligen.

e)	 Die Fachkräfte wissen um die Menschen innerhalb ihrer Zielgruppen, die sie noch 

nicht erreichen. 

Der Alltag in der Kita ist von einer großen Vielfalt der Kinder, Fachkräfte und Eltern gekenn-

zeichnet, die es bei der Umsetzung von Partizipation zu berücksichtigen gilt. Insbesondere 

sehr junge Kinder oder Kinder mit Behinderungen und chronischen Erkrankungen können 

besondere Unterstützung benötigen, um sich zu beteiligen. Auch die Ausdrucks- und 

Sprachfähigkeit der Beteiligten ist zu berücksichtigen. 

In den Angeboten, Projekten und Einrichtungen in den Hilfen zur Erziehung gilt es insbe-

sondere wahrzunehmen, inwieweit bisherige Partizipationserfahrungen oder die Erfahrung 

der Missachtung von Rechten und der Nichtbeteiligung die Partizipationsmöglichkeiten 

der Einzelnen beeinträchtigen und wie hier Unterstützung aussehen könnte. Solche 

Erfahrungen können aus der Vorgeschichte in Familien und Einrichtungen stammen und 

zu Behinderungen etwa im Bereich Lernen, Sprache, emotionale und soziale Entwicklung 

oder gar Traumata geführt haben, deren negative Auswirkung auf die Wahrnehmung der 
Partizipationsrechte bedacht und gemindert werden müssen.

Obwohl manche formale Partizipationsrechte gesetzlich vorgeschrieben sind (wie die Hilfe-

planung), ist doch zu beachten, wie einzelne Kinder, Jugendliche und weitere Zielgruppen in 

diesen Settings, die gekennzeichnet sind von großem Machtüberhang von Institutionen und 

Fachkräften, befähigt werden können, oΊen ihre Interessen und Positionen zu vertreten. 

a)	 Die Fachkräfte reȵektieren miteinander ihre Machtposition und Einȵussnahme 
(als Person und als Fachkräfteteam) in der Kommunikation und Interaktion mit 

der jeweiligen Zielgruppe.

b)	 Die Fachkräfte erkennen die Beteiligten in der Verschiedenheit ihrer Ausdrucks-

formen an und geben ihnen Resonanz.

c)	 Die Fachkräfte ermöglichen dialogisches Argumentieren (auch in Konȵikten).

In der Kita erfahren die Kinder in der Regel das erste Mal, wie Menschen außerhalb der 

Familie miteinander interagieren, und können so ihre Interaktionsfähigkeiten, die sie 

bislang in der Familie erworben haben, erweitern. Wenn sie erfahren, dass die Fachkräfte 

ihnen zuhören und Resonanz geben, gelingt es auch den Kindern immer besser, mitein-

ander respektvoll und anerkennend zu interagieren. Bereits sehr junge Kinder versuchen 

auszudrücken, warum sie etwas wollen oder nicht. Dies können Fachkräfte unterstützen. 

Im Alltag der Kita fehlt zum Beispiel durch Personalmangel und Arbeitsbelastung phasen-

weise die Zeit, Kindern angemessen zuzuhören.

Kinder, Jugendliche und weitere Teilnehmende, die in Wohngruppen oder im Einzel-

wohnen untergebracht sind oder schulbezogene Hilfen zur Erziehung besuchen, können 

in ihren Herkunftsfamilien Interaktionsformen erfahren haben, die weniger von Respekt 

und Anerkennung geprägt waren. Diese könnten auch ihre Art der Interaktion im Angebot, 

dem Projekt oder der Einrichtung prägen. Wenn die Fachkräfte im sozialpädagogischen 

Alltag respektvoll und anerkennend interagieren, ermöglichen sie den Kindern, Jugendlichen 

und weiteren Zielgruppen alternative Interaktionserfahrungen und regen entsprechende 

Bildungsprozesse an.
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a)	 Jede Einrichtung entwickelt und nutzt zielgruppenspeziȴsche, abgestimmte Be-

schwerdeverfahren.

b)	 Die Fachkräfte thematisieren mit den Zielgruppen das Beschwerdeverfahren und 

seine Zielsetzungen.

c)	 Die Fachkräfte begrüßen Beschwerden und arbeiten aus ihnen die positiven Ent-

wicklungschancen (gemeinsam mit den Zielgruppen) heraus.

d)	 Die Fachkräfte geben Rückmeldung über den Stand und das Ergebnis der Beschwerde.

In der Kita sind Beschwerdeverfahren so zu gestalten, dass auch junge Kinder, Kinder 

mit Beeinträchtigungen und chronischen Erkrankungen oder Kinder mit traumatischen 

Erfahrungen die Möglichkeit haben, sich zu beschweren. Die Beschwerdeverfahren müssen 

also diΊerenzsensibel sein. Das gilt insbesondere in Bezug auf die unterschiedliche Art und 
Weise, wie Kinder Beschwerden ausdrücken, vor allem wenn sie diese nicht direkt sprach-

lich formulieren. So kann es auch Ausdruck einer Beschwerde sein, wenn sich Kinder in 

der Krippe beim Wickeln mit dem ganzen Körper von der wickelnden Person abwenden 

oder Regeln wiederholt überschreiten. Auch hinter Rückzug oder aggressivem Verhalten 

können sich Beschwerden verstecken. Dabei können Beschwerden nicht nur Personen 

und Beziehungen betreΊen, sondern auch äußere Zustände, wie beispielsweise kaputte 
Möbel, fehlerhafte Spielgeräte oder die Raumgestaltung.

Kinder, Jugendliche und weitere Zielgruppen in Wohngruppen, dem Einzelwohnen oder 

schulbezogenen Hilfen zur Erziehung könnte die Erfahrung gemacht haben, dass ihre 

Anliegen und Beschwerden bislang eher selten gehört und aufgenommen wurden. So 

konnten sie nicht lernen, wie man sich konstruktiv beschwert. Beschwerden dieser Kinder, 

Jugendlichen und weiteren Zielgruppen können sich auch darin ausdrücken, dass sie ständig 

„auf Krawall gebürstet“ sind, ohne dass sie direkt in der Lage wären, Kritik zu äußern. Sie 

sind darauf angewiesen, dass sie in ihrer Form, sich zu beschweren, Unterstützung erhalten. 

Gerade aufgrund der häu΋g engen Beziehungsstrukturen in diesen Settings kann es für 
BetroΊene aber schwer sein, eine Ansprechperson für ihre Beschwerden zu ΋nden. Sie 
benötigen Personen, zu denen sie einerseits Vertrauen haben, die andererseits aber nicht 

zu eng in das Beziehungsnetzwerk der Einrichtung einbezogen sind. 

Wenn es sich um Beschwerden über Fachkräfte handelt, muss ein Beschwerdever-

fahren gleichzeitig sichern, dass die Fachkräfte in diesem Prozess fair behandelt werden. 

Beschwerden dürfen weder ignoriert werden noch zu Vorverurteilungen von Mitarbeitenden 

führen. Das Recht der Kinder und Jugendlichen und weiteren Zielgruppen, sich „zur Bera-

tung in sowie Vermittlung und Klärung von KonΌikten im Zusammenhang mit Aufgaben der 
Kinder- und Jugendhilfe nach § 2 und deren Wahrnehmung durch die öΊentliche und freie 
Jugendhilfe an eine Ombudsstelle wenden [zu] können“ (§ 9a SGB VIII), muss so umgesetzt 

werden, dass die BetroΊenen das Recht kennen und wissen, wie sie es in Berlin konkret 
wahrnehmen können. Auch im Hilfeplangespräch müssen Möglichkeiten der Beschwerde 

eröΊnet werden. 

Finden in erlaubnispΌichtigen Einrichtungen Grenzüberschreitungen durch Erwachsene 
statt, ist nach § 47 SGB VIII die zuständige Behörde darüber zu informieren. 

a)	 Die Fachkräfte erkunden die Themen ihrer Zielgruppen und berücksichtigen dabei 

deren Lebenslagen und Lebenswelten.

b)	 Die Fachkräfte aktualisieren ihr Wissen um die lokalen Akteur*innen und deren 

Aufgaben und Aktivitäten innerhalb verschiedener Netzwerke.

c)	 Die Fachkräfte unterstützen ihre Zielgruppen dabei, deren Themen und Anliegen 

solidarisch in die kommunale Ö΍entlichkeit und ggf. zur Entscheidung zu bringen.

Bereits Kitakinder sind an vielen Themen in ihrer sozialräumlichen Umgebung inter-

essiert. Wenn Fachkräfte mit den Kindern Organisationen und soziale Orte im Stadtteil 

aufsuchen, erweitert sich ihr Blick auf gesellschaftliche Zusammenhänge. Dabei sehen die 

Kinder viele Dinge schon aufgrund ihrer eigenen geringeren Größe anders. Wenn Kinder 

im Stadtteil ihre Lieblingsspielorte oder die Orte fotogra΋eren, an denen sie sich nicht so 
gerne aufhalten, erhalten Erwachsene wichtige Hinweise für mehr Kinderfreundlichkeit 

im Sozialraum. So können sie die Kinder dabei unterstützen, ihren Blick in die Kommune 

oder den Kiez einzubringen. 
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Fachkräfte der Kita sind zudem Expert*innen für die Lebensverhältnisse und Lebenslagen 

von Kindern und Eltern vor Ort. Im Sinne des § 1 SGB VIII gehört es zu ihren Aufgaben, 

sich im Interesse der Kinder und ihrer Familien in kommunale Diskussionen einzumischen 

und Verwaltung und Lokalpolitik zu beraten. Wo nötig, tun sie dies anwaltschaftlich für 

ihre Zielgruppen, aber suchen immer nach Möglichkeiten, dass diese sich selbst für ihre 

Interessen politisch einbringen. 

Auch Kinder, Jugendliche und weitere Zielgruppen in therapeutischen Wohngruppen, im 

Einzelwohnen oder in schulbezogenen Hilfen zur Erziehung können in ihrem Sozialraum 

und in anderen Institutionen wie beispielsweise der Schule immer mal wieder in KonΌikte mit 
anderen geraten. Nicht immer können sie diese aufgrund ihrer Problemlagen ohne Weiteres 

bewältigen. Vielmehr kann es sein, dass ihre Bewältigungsversuche zu einer Eskalation der 

KonΌikte führen. Gleichzeitig erfahren sie, dass ihnen von vornherein zugeschrieben wird, 
Probleme auszulösen. Daher sind die Fachkräfte gefordert, die Kinder, Jugendlichen und 

weitere Zielgruppen so zu unterstützen, dass sie an der Bearbeitung solcher KonΌikte im 
Gemeinwesen aktiv als gleichberechtigte Bürger*innen teilnehmen können. 

Darüber hinaus ist es für Kinder, Jugendliche und weitere Zielgruppen in diesen Handlungs-

settings wichtig, ihre Erfahrung von Stigmatisierung, Diskriminierung und Ausgrenzung 

in ihrem sozialräumlichen Lebensumfeld öΊentlich zu kritisieren und Verbesserungen 
einzufordern. Die Fachkräfte sind gefordert, sie dabei zu unterstützen und sich für ihre 

Interessen demokratisch in der Kommune einzusetzen.

a)	 Die Fachkräfte kennen und nutzen Dokumentationsmethoden, die geeignet sind, 

die Beteiligungsprojekte und -prozesse der Zielgruppen transparent und reȵektier-

bar zu machen.

b)	 Die Fachkräfte verwenden politische Begri΍e und entwickeln ein gemeinsames 
demokratisches Verständnis.

c)	 Die Fachkräfte diskutieren mit den Zielgruppen ebenso über komplexe und kont-

roverse Themen.

In der Kita sind Projektdokumentationen Teil der allgemeinen Bildungsförderung. Die 
gemeinsame ReΌexion des Handelns in Gesprächen verstärkt die Bildungserfahrungen 
der Kinder. Das gilt auch für die ReΌexion von Partizipation. Indem sie über Beteiligungs-

prozesse sprechen, können die Kinder ihre konkreten Erfahrungen verallgemeinern und 

stehen ihnen dann als abstraktere BegriΊe und Fähigkeiten zur Verfügung. Auch politische 
Themen wie zum Beispiel Armut, Kriege, Umweltthemen beschäftigen bereits junge Kinder 
und können entsprechend mit ihnen thematisiert werden. Dies unterstützt sie auch dabei, 

solche Geschehnisse zu verarbeiten. 

Auch für Kinder, Jugendliche und weitere Zielgruppen in Wohngruppen, im Einzelwohnen 

oder den schulbezogenen Hilfen zur Erziehung ist es wichtig, die eigene Demokratie-

praxis zu reΌektieren und sich als wirksame Akteure in den gesellschaftlichen und politi-
schen Zusammenhängen, in denen sie leben, zu erfahren. Für sie kann es relevant sein, 

Prozesse der gesellschaftlichen Stigmatisierung und Ausgrenzung kritisch zu benennen 

und öΊentlich anzugehen. ReΌexionen über demokratische politische Prozesse in den 
Einrichtungen und in der Kommune können sie dabei unterstützen, Fähigkeiten politisch 

aktiven Handelns für ihre eigenen Interessen auszubilden.
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4.2 Ganztagsbetreuung 

an Grundschulen und 

schulkooperative 

Projekte
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a)	 Jedes sozialpädagogische Angebot, jedes Projekt und jede Einrichtung des PFH 

verfügt über einen Rechtekatalog. In ihm sind Selbst- und Mitentscheidungsrechte 

sowie Informations- und Anhörungsrechte der Kinder, Jugendlichen und weiteren 

Zielgruppen zu den Themenbereichen, die sie in der Einrichtung betre΍en, geklärt. 
Ebenso sind die Entscheidungsrechte geklärt und begründet, die die Fachkräfte sich 

vorbehalten. Dabei sind die jeweiligen Rahmenbedingungen des Handlungsfeldes 

und der Einrichtung berücksichtigt.

b)	 Die Fachkräfte orientieren ihr Handeln im Alltag an diesem Rechtekatalog.

c)	 Die Kinder, Jugendlichen und weiteren Zielgruppen kennen ihre Rechte der Selbst- 

und Mitbestimmung und die Begründungen dafür, welche Entscheidungsrechte 

bei den Fachkräften verbleiben.

In Angeboten, Projekten und Einrichtungen im Handlungsfeld Ganztagsbetreuung an 

Grundschulen und schulkooperativen Projekten sind vor allem Themenbereiche wie 
Mahlzeiten, Angebote, Arbeitsgemeinschaften, Programmgestaltung, AusΌüge, Raum-

gestaltungen, Raumnutzung, Lernziele, Lernmethoden, Gespräche mit Eltern, Personal 

oder Finanzen relevant. Dabei können die Fachkräfte nur Rechte formulieren, die in ihrem 

Handlungsbereich liegen.

So ließe sich in einer Einrichtung der Ganztagsbetreuung ein Recht zum Themenbereich 
Angebote wie folgt formulieren:

Alle Kinder und Jugendlichen haben das Recht, selbst zu entscheiden, an welchem Angebot 

sie teilnehmen. Die Kinder und Jugendlichen haben das Recht mitzuentscheiden, welche 

Angebote zur Verfügung gestellt werden. Die Fachkräfte behalten sich vor, zu entscheiden, 

in welchen Räumen die Angebote statt΋nden.

 

a)	 Jedes Angebot, Projekt und jede Einrichtung führt mindestens ein Beteiligungsgre-

mium ein, das berechtigt ist, Entscheidungen für die Entscheidungsgemeinschaft 

zu fällen.

b)	 Jedes Angebot, Projekt und jede Einrichtung hat geklärt, wie die Entscheidungs-

berechtigung der Gremien zustande kommt.

c)	 Jedes Angebot, Projekt und jede Einrichtung verfügt über eine „Geschäftsordnung“ 

(Spielregeln) für die Gremien. Dazu sollte auch geklärt sein, welcher methodischen 

Unterstützung die Kinder, Jugendlichen oder weiteren Zielgruppen bedürfen, um 

sich gleichberechtigt und di΍erenzgerecht an den Entscheidungen zu beteiligen.

Da Ganztagsbetreuung und schulbezogene Kooperationen stark mit der Organisations-

struktur der Schule verbunden sind (z. B. der Organisation der Kinder und Jugendlichen 

in Klassen oder vorhandenen Partizipationsgremien wie Klassenräten), gilt es hier zu 

prüfen, welche Beteiligungsgremien für den sozialpädagogischen Bereich möglich und 

geeignet sind. Wo gibt es im sozialpädagogischen Bereich Gruppen, in denen die Kinder 

und Jugendlichen sich kennen und aufeinander bezogen handeln oder teilnehmen können? 

In welchen Settings können sie dann Entscheidungen für ihre Gruppe oder das gesamte 

Angebot treΊen?
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a)	 Die Fachkräfte suchen und erkennen Beteiligungsthemen der Zielgruppe. Sie prä-

zisieren die Beteiligungsthemen im Dialog mit der Zielgruppe.

b)	 Die Fachkräfte bieten ihrer Zielgruppe vielfältige di΍erenzgerechte Medien (Mittel) 
und Methoden an, um Themen zu benennen und sichtbar zu machen.

c)	 Die Fachkräfte bringen selbst fachlich begründete Beteiligungsthemen ein.

In den Angeboten, Projekten und Einrichtungen in diesem Handlungsfeld stehen zunächst 

insbesondere Beteiligungsthemen im Vordergrund, die in dem sozialpädagogisch gestal-

teten Teil von Schule aufkommen. Dazu gehört z. B. im Ganztag und in schulkooperativen 

Projekten die Entstehung des inhaltlichen Angebots: Wie entdeckt man im Alltag, was 

die Kinder und Jugendlichen interessiert, wie sie die Angebote ΋nden oder ob sie etwas 
verändern möchten? In der Gestaltung der Angebote selbst sind Themen zu erwarten, die 
das Zusammenleben betreΊen wie zum Beispiel: Es müssen Regeln bestimmt werden; 
KonΌikte weisen auf Schlichtungs- und Lösungsbedarfe hin; Kooperationen funktionieren 
nicht; soziale Integration einzelner oder von Gruppierungen wird zum Problem. Zudem 

gibt es im Ganztag viele Fragestellungen der Organisation des Alltags (Wer kommt wie 

in die Angebote? Wer wird wann abgeholt usw.?), aus denen Themen für demokratische 
Beteiligung entstehen können.

 

a)	 Die Fachkräfte suchen und erkennen gemeinsam mit den Zielgruppen unterschied-

liche Ö΍entlichkeiten in ihrem Handlungsfeld.

b)	 Die Fachkräfte erstellen für und mit allen Zielgruppen Medien und Settings, die 

Information, Transparenz und Diskussion zu Beteiligungsthemen ermöglichen.

c)	 Die Fachkräfte unterstützen alle Zielgruppen darin, ihre Beteiligungsthemen in für 

sie geeigneter Weise ö΍entlich einzubringen und zu diskutieren.

d)	 Die Fachkräfte stellen sicher, dass alle Zielgruppen dieses Recht wahrnehmen 

können.

Damit die Kinder und Jugendlichen ÖΊentlichkeit als solche erfassen, sind die Fachkräfte 
gefordert, diese zunächst im sozialpädagogischen Angebot der Schule erkennbar werden 

zu lassen. Die Kinder und Jugendlichen müssen sich hier als berechtigte Mitdiskutant*innen 

und Mitentscheider*innen über die Angelegenheiten des Ganztags oder des schulkoope-

rativen Projekts wahrnehmen können. Eine solche ÖΊentlichkeit, in der die Beteiligten 
Themen gemeinsam aufbringen und diskutieren, ist zunächst in den einzelnen Angeboten, 
Aktivitäten und Projekten vorhanden. Mögliche Kommunikationsstrukturen sind Bespre-

chungsrunden in den Angeboten oder eine Vollversammlung für alle. Es muss ebenfalls 

geklärt werden, wo und wie sich Transparenz herstellen lässt, wie Kinder und Jugendliche 
vielfältige Informationen erhalten, diskutieren und kommentieren können. Die Nutzung 

von Medien mag an die häu΋g kreativ-künstlerischen Angebote im Ganztag anknüpfen und 
deren Mittel nutzen, z. B. eine Ganztags- oder Schüler*innenzeitung, ein öΊentlicher Screen 
mit selbst fotogra΋erten Bildkommentaren oder ein Podcast mit Interviews der Beteiligten.
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a)	 Die Fachkräfte sind sich der Vielfalt der Zielgruppen und ihrer positiven Potenziale 

bewusst.

b)	 Die Fachkräfte reȵektieren kritisch, wo und wie Benachteiligung und Diskriminie-

rung insbesondere in ihrer eigenen Einrichtung bestehen und erzeugt werden.

c)	 Die Fachkräfte sichern für alle unterschiedlichen Beteiligten der Zielgruppen 

gleichberechtigte Zugänge zu den verschiedenen Partizipationsmöglichkeiten des 

Angebots, des Projekts, der Einrichtung.

d)	 Die Fachkräfte gestalten gemeinsam mit den Zielgruppen Partizipationsprozesse 

und unterstützen alle dabei, sich gleichberechtigt und für sie jeweils angemessen 

zu beteiligen.

e)	 Die Fachkräfte wissen um die Menschen innerhalb ihrer Zielgruppen, die sie noch 

nicht erreichen. 

Da dieses Handlungsfeld eng mit Schule verbunden ist, gilt es zu prüfen, ob es neben den 

allgemeinen DiΊerenzkategorien (z. B. Geschlecht, Alter, Entwicklungsstand, Behinderung, 
körperliche Verfasstheit, Bildungsstand, ethnisch-kulturelle und soziale Herkunft, ökono-

mische Situation, sexuelle Orientierungen, Religion/Weltanschauung, Attraktivität u. v. m.) 
weitere Gruppen von Kindern und Jugendlichen gibt, die durch spezi΋sch schulische DiΊe-

renzkonstruktionen besonders benachteiligt werden (zum Beispiel durch schlechte Leis-

tungen oder Stigmatisierung als Störer*innen). Sie dürfen aufgrund dieser Zuschreibungen 

nicht behindert werden, ihre Partizipationschancen wahrzunehmen. 

Den Unterschied zwischen den Partizipationsmöglichkeiten, -rechten, -gremien und 

-verfahren im sozialpädagogischen Ganztag einerseits und der Schule andererseits müssen 

die Kinder und Jugendlichen erfassen. Ganztagsschule als demokratischer Ort darf nicht 

Themen und KonΌikte von Beteiligten ausschließen, sondern muss diesen eine oΊene 
Diskussion ermöglichen. 

 

a)	 Die Fachkräfte reȵektieren miteinander ihre Machtposition und Einȵussnahme 
(als Person und als Fachkräfteteam) in der Kommunikation und Interaktion mit 

der jeweiligen Zielgruppe.

b)	 Die Fachkräfte erkennen die Beteiligten in der Verschiedenheit ihrer Ausdrucks-

formen an und geben ihnen Resonanz.

c)	 Die Fachkräfte ermöglichen dialogisches Argumentieren (auch in Konȵikten).

In schulbezogenen Handlungsfeldern beeinΌussen häu΋g vor allem zwei Aspekte die 
Interaktion: die komplexe Organisation und der Zeitdruck. Im manchmal unübersichtli-

chen und stressigen Alltag des Ganztags mit diversen Zielgruppen können Artikulationen 

von Kindern und Jugendlichen von den Fachkräften leicht als „Störung“ empfunden oder 

auch gar nicht wahrgenommen werden. Dies könnte mangelnden Respekt der Kinder 

und Jugendlichen nach sich ziehen. Insbesondere der Zeitdruck im Ganztag kann zu einer 

Missachtung der Zielgruppen und ihrer Artikulationen führen, weil es Zeit kosten würde, 

darauf einzugehen. 

Werden im Ganztag Arbeitsgemeinschaften, Kurse oder Ähnliches angeboten, entsteht für 
die Fachkräfte oft ein pädagogischer Druck, ihre Handlungsplanung zu Ende zu bringen. 

Mitunter provoziert dies Kinder und Jugendliche zu unvorhergesehenen Artikulationen, die 

ignoriert oder sogar abgewiesen werden. So geht Respekt verloren und erst recht erreicht 

man keinen Dialog, in dem man klären kann, worum es den Kindern und Jugendlichen geht. 
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a)	 Jede Einrichtung entwickelt und nutzt zielgruppenspeziȴsche, abgestimmte Be-

schwerdeverfahren.

b)	 Die Fachkräfte thematisieren mit den Zielgruppen das Beschwerdeverfahren und 

seine Zielsetzungen.

c)	 Die Fachkräfte begrüßen Beschwerden und arbeiten aus ihnen die positiven Ent-

wicklungschancen (gemeinsam mit den Zielgruppen) heraus.

d)	 Die Fachkräfte geben Rückmeldung über den Stand und das Ergebnis der Beschwerde.

Im Schulleben ist es manchmal schwer zu entscheiden, ob Beschwerden Gegenstand der 

Sozialpädagogik sind oder in Schulzuständigkeit liegen. Wenn sich Kinder und Jugendliche 

über Mobbing beschweren, betriΊt das sowohl die Sozialpädagogik als auch die Schule, da 
Mobbing komplex im gesamten Schulalltag entsteht und gemeinsam bearbeitet werden 

muss. Hier gilt es, Übergänge zu schaΊen. Wenn sich Kinder und Jugendliche über Lehrper-

sonen und/oder Sozialpädagog*innen beschweren, muss geklärt sein, wer im Beschwerde-

verfahren dafür wie zuständig ist – sowohl bei Beschwerden über sachliche Zustände als 

auch über Personen.

Aber auch für die sozialpädagogischen Angebote und Projekte selbst ist es erforderlich, 

Beschwerdewege zu planen: Welche Streitigkeiten unter Kindern und Jugendlichen können 

auch als Beschwerde gelten? Wie geht man mit stillem oder passivem Protest um? Wer sind 

die Vertrauenspersonen für die Kinder und Jugendlichen, gegenüber denen sie Beschwerden 

äußern? Wie macht man in großen Teams von Hauptamtlichen und Honorarkräften die 
Bearbeitung von Beschwerden über Personen erst möglich? 

Auch für den Fall, dass Familienmitglieder sich beschweren oder Kinder und Jugendliche von 

ihnen beauftragt werden, sich zu beschweren, müssen Beschwerdewege vorgesehen sein. 

a)	 Die Fachkräfte erkunden die Themen ihrer Zielgruppen und berücksichtigen dabei 

deren Lebenslagen und Lebenswelten.

b)	 Die Fachkräfte aktualisieren ihr Wissen um die lokalen Akteur*innen und deren 

Aufgaben und Aktivitäten innerhalb verschiedener Netzwerke.

c)	 Die Fachkräfte unterstützen ihre Zielgruppen dabei, deren Themen und Anliegen 

solidarisch in die kommunale Ö΍entlichkeit und ggf. zur Entscheidung zu bringen.

Die Begegnung mit der Kommune beginnt für die Ganztagsschule bereits direkt jenseits 

des Schultors, zum Beispiel durch die Verkehrsprobleme, die die Autotransporte der Kinder 

und Jugendlichen zur Schule auslösen oder durch KonΌikte mit Nachbarn, wenn Kinder 
und Jugendliche außerhalb der Schule angeblich zu laut sind, andere Grundstücke betreten 

oder Müll hinterlassen. Die Kinder und Jugendlichen berichten in Ganztagsbetreuung und 

Projekten, was sie in ihrem Leben außerhalb der Schule interessiert und beschäftigt. Die 

Fachkräfte sind gefordert, solche Themen und KonΌikte aufzugreifen und die Kinder und 
Jugendlichen zu unterstützen, diese Auseinandersetzungen zu verstehen und sich selbst 

aktiv einzubringen.

Ganztagsbetreuung und schulkooperative Projekte arbeiten häu΋ger mit anderen 
pädagogischen und sozialen Einrichtungen im Stadtteil zusammen. Hier können die Fach-

kräfte darauf hinwirken, dass solche Netzwerke die Anliegen der Kinder und Jugendlichen 

im Stadtteil ins Zentrum stellen, statt nur die eigenen institutionellen Sichtweisen und 

Interessen zu thematisieren.

Zudem ist Schule ein interessanter Kooperationspartner für Verwaltung und Politik, weil 

hier die meisten Kinder und Jugendlichen erreicht werden können. Die Fachkräfte können 

Kinder und Jugendliche dabei unterstützen, in diesen Kooperationen ihre Themen einzu-

bringen, sich die nötigen Sachinformationen anzueignen und öΊentlich zu vertreten. Dabei 
sind Funktionalisierungen durch Politik und Verwaltung zu vermeiden.
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a)	 Die Fachkräfte kennen und nutzen Dokumentationsmethoden, die geeignet sind, 

die Beteiligungsprojekte und -prozesse der Zielgruppen transparent und reȵektier-

bar zu machen.

b)	 Die Fachkräfte verwenden politische Begri΍e und entwickeln ein gemeinsames 
demokratisches Verständnis.

c)	 Die Fachkräfte diskutieren mit den Zielgruppen ebenso über komplexe und kont-

roverse Themen.

In diesem Handlungsfeld tangieren ReΌexionen mit Kindern und Jugendlichen über Parti-
zipation und Demokratie häu΋g sowohl den sozialpädagogischen als auch den unterricht-
lichen Teil von Schule. Mithilfe von Dokumentationen zu Mitentscheidungsprozessen gilt es 
daher auch zu untersuchen, wo die Handlungs- und Entscheidungsspielräume der Kinder 

und Jugendlichen lagen und wie sie möglicherweise von wem wie eingeschränkt wurden. 

Daraus folgt, sich gemeinsam für eine gleichberechtigte und gerechte Partizipation der 

Gestaltung von Schule und Ganztag einzusetzen. Politische Themen von Stadtteil über 
Kommune bis hin zur globalen Perspektive beschäftigen die Kinder und Jugendlichen und 

dringen so in Schule ein.

Für eine Vertiefung der Beschäftigung mit solchen politischen Themen ist es hilfreich, 
wenn sich Fachkräfte der Sozialpädagogik und Lehrkräfte darüber austauschen, welche 

politischen Themen die Kinder und Jugendlichen aktuell beschäftigen und wie man sie 
aufgreifen kann. Dafür ist eine gewisse politische Informiertheit nötig, um solche Themen 
erkennen zu können und sich zu trauen, sie mit den Beteiligten anzugehen. 
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4.3 Sozialräumliche 

Projekte, Familien- und 

Jugendförderung
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a)	 Jedes sozialpädagogische Angebot, Projekt und jede Einrichtung des PFH verfügt 

über einen Rechtekatalog. In ihm sind Selbst- und Mitentscheidungsrechte sowie 

Informations- und Anhörungsrechte der Kinder, Jugendlichen und weiteren Ziel-

gruppen zu den Themenbereichen, die sie in der Einrichtung betre΍en, geklärt. 
Ebenso sind die Entscheidungsrechte geklärt und begründet, die die Fachkräfte 

sich vorbehalten. Dabei sind die jeweiligen Rahmenbedingungen des Handlungs-

feldes oder der Einrichtung berücksichtigt.

b)	 Die Fachkräfte orientieren ihr Handeln im Alltag an diesem Rechtekatalog.

c)	 Die Kinder, Jugendlichen und weiteren Zielgruppen kennen ihre Rechte der Selbst- 

und Mitbestimmung und die Begründungen dafür, welche Entscheidungsrechte 

bei den Fachkräften verbleiben.

In diesem Handlungsfeld ergeben sich die Themenbereiche, zu denen Selbst- und Mitbe-

stimmungsrechte zu klären sind, auch daraus, welche Zielgruppen oder Gruppen von 

Nutzer*innen beteiligt werden sollen. Dann gilt es, auch die unterschiedlichen Aktivitäts-

formen der jeweiligen teilnehmenden Gruppe zu berücksichtigen. Es wird vorgeschlagen, 

zunächst mit einer spezi΋schen Zielgruppe zu beginnen.

So könnte in der Jugendförderung ein Recht zum Themenbereich selbstorganisierte 
Angebote wie folgt aussehen:

Die Jugendlichen haben das Recht, im Jugendhaus eigene Angebote zu gestalten, soweit 

Raum zur Verfügung steht. Gemeinsam mit den Fachkräften wird ein Regelkatalog erar-

beitet, der für selbstorganisierte Angebote gilt. Die Fachkräfte behalten sich das Recht vor 

zu entscheiden, wie viele Finanzmittel für die selbstorganisierten Angebote zur Verfügung 

gestellt werden.

Ein Recht zum Themenbereich Mahlzeiten in einem Stadtteilzentrum könnte wie folgt 

aussehen:

Die Teilnehmenden haben das Recht, in den Räumen der Stadtteilarbeit gemeinsam Mahl-
zeiten vorzubereiten und einzunehmen. Die Fachkräfte behalten sich das Recht vor, einen 

Regelkatalog zu entwickeln, der dafür zu beachten ist. 

a)	 Jedes Angebot, Projekt und jede Einrichtung führt mindestens ein Beteiligungsgre-

mium ein, das berechtigt ist, Entscheidungen für die Entscheidungsgemeinschaft 

zu fällen.

b)	 Jedes Angebot, Projekt und jede Einrichtung hat geklärt, wie die Entscheidungs-

berechtigung der Gremien zustande kommt.

c)	 Jedes Angebot, Projekt und jede Einrichtung verfügt über eine „Geschäftsordnung“ 

(Spielregeln) für die Gremien. Dazu sollte auch geklärt sein, welcher methodischen 

Unterstützung die Kinder, Jugendlichen und weiteren Zielgruppen bedürfen, um 

sich gleichberechtigt und di΍erenzgerecht an den Entscheidungen zu beteiligen.

Welche Beteiligungsgremien im Feld der sozialräumlichen Projekte, Familien- und Jugend-

förderung sinnvoll sind, ist abhängig von den Zielgruppen, die beteiligt werden sollen28, 

und der Organisationsform des Angebots, Projekts oder der Einrichtung. Kennzeichen 

dieses Handlungsfelds sind die OΊenheit bezüglich der Zielgruppen und der Inhalte sowie 
die freiwillige Teilnahme. So weiß man in der OΊenen Kinder- und Jugendarbeit nicht 

verlässlich, welche Kinder und Jugendlichen kommen. Gleiches gilt für die Nachbarschafts- 

und Familienzentren. Immer wieder ist zu klären, wer genau die Zielgruppe ist, worum 

es inhaltlich geht und wer in welchen Handlungssettings Entscheidungen fällt. Es bedarf 

daher der Gremien, die für diese OΊenheit geeignet sind. 

28 Vgl. Kapitel 2.
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a)	 Die Fachkräfte suchen und erkennen Beteiligungsthemen der Zielgruppe. Sie prä-

zisieren die Beteiligungsthemen im Dialog mit der Zielgruppe.

b)	 Die Fachkräfte bieten ihrer Zielgruppe vielfältige di΍erenzgerechte Medien (Mittel) 
und Methoden an, um Themen zu benennen und sichtbar zu machen.

c)	 Die Fachkräfte bringen selbst fachlich begründete Beteiligungsthemen ein.

Die Zielgruppen von Beteiligung sind in den sozialräumlichen Projekten und in der 

Familien- und Jugendförderung sehr heterogen und unterschiedlich in den Alltag des 

Angebots, Projekts oder der Einrichtung integriert. Längerfristige Teilnehmende können 
sich anders einbringen als Einzelne oder Gruppen, die neu sind oder erst gefunden werden 

müssen. Auch die Methoden der Themen΋ndung müssen an die Kommunikationsstile der 
Zielgruppe(n) angepasst sein. So sind viele Jugendliche über digitale Medien ansprechbar, 

während andere eher den direkten Kontakt benötigen. Wer am Angebot teilnimmt, kann 

dort von Fachkräften beobachtet und befragt werden. Im Dialog ist es möglich, Themen 
besser zu klären und mit den BetroΊenen Wege zu entwickeln, wie sie ihr Thema öΊent-
lich einbringen wollen. Im Stadtteil sind aktivierende Befragungen ein Mittel, um darüber 

Gruppen zu bilden, die ihre Anliegen selbstbestimmt vertreten. Themen von Noch-nicht-
Teilnehmenden entdeckt man auch über Vernetzung mit anderen Akteur*innen im Stadt-
teil, die vielleicht Themen sehen, die in der eigenen Arbeit noch nicht aufgegriΊen wurden. 
Anonyme Befragungsmethoden mögen helfen, Themen zu entdecken, die bislang niemand 
im Blick hatte. Es gilt auch selbstkritisch zu reΌektieren, ob und wie Fachkräfte bestimmte 
Themen vermeiden oder gar verhindern und wie man dem abhelfen könnte. 

 

a)	 Die Fachkräfte suchen und erkennen gemeinsam mit den Zielgruppen unterschied-

liche Ö΍entlichkeiten in ihrem Handlungsfeld.

b)	 Die Fachkräfte erstellen für und mit allen Zielgruppen Medien und Settings, die 

Information, Transparenz und Diskussion zu Beteiligungsthemen ermöglichen.

c)	 Die Fachkräfte unterstützen alle Zielgruppen darin, ihre Beteiligungsthemen in für 

sie geeigneter Weise ö΍entlich einzubringen und zu diskutieren.

d)	 Die Fachkräfte stellen sicher, dass alle Zielgruppen dieses Recht wahrnehmen 

können.

Im Handlungsfeld sozialräumliche Projekte, Familien- und Jugendförderung gibt es 

mindestens zwei Arten von ÖΊentlichkeit: die ÖΊentlichkeit im Sozialraum, in dem das 
Projekt Zielgruppen und Themen ansprechen will, und die ÖΊentlichkeit in der Einrichtung 
oder dem Projekt selbst. Arbeitsweisen, die aus der Einrichtung in den Stadtteil hinausrei-

chen, brauchen dafür Kommunikationsmedien und Kommunikationssettings: zum Beispiel 

eine Website und Präsenz in sozialen Medien, Infoveranstaltungen, Schnupperkurse oder 

Ähnliches. Gleichzeitig gilt es, an den Orten im Stadtteil präsent zu sein. Diese Medien und 
Settings müssen es ermöglichen, Themen aus dem Zusammenleben im Sozialraum aufzu-

greifen und darzustellen und gleichzeitig darüber zu informieren, wie die Einrichtung oder 

das Projekt damit umgeht.

In der BinnenöΊentlichkeit (also für die Personen, die schon an Angeboten oder am Projekt 
teilnehmen) braucht es Medien und Strukturen, damit sich alle Besucher*innen auch als 

berechtigte Mitglieder an öΊentlichen Diskussionen und Entscheidungsprozessen erkennen 
und einbringen können. Infoscreens, Meckerkästen, Flipcharts mit aktuellen Infos usw. 

stellen solche Möglichkeiten dar. Dabei ist zu beachten, dass die häu΋g sehr unterschied-

lichen Zielgruppen unterschiedliche Weisen der Ansprache, Information und Artikulation 

benötigen, wie zum Beispiel die Nutzung der Schriftsprache, die Verwendung einfacher 

oder visueller Sprache oder verschiedene Nationalsprachen. Zu anstehenden Themen 
der Entscheidungsgemeinschaft muss es aber auch Kommunikationssettings geben, in 

denen die Beteiligten sich von Angesicht zu Angesicht sehen und miteinander diskutieren 

können. Um Transparenz herzustellen, gilt es zu klären, welche Informationen in welchen 
ÖΊentlichkeiten auf welche Art und Weise angeboten werden sollen oder dürfen. 
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a)	 Die Fachkräfte sind sich der Vielfalt der Zielgruppen und ihrer positiven Potenziale 

bewusst.

b)	 Die Fachkräfte reȵektieren kritisch, wo und wie Benachteiligung und Diskriminie-

rung insbesondere in ihrer eigenen Einrichtung bestehen und erzeugt werden.

c)	 Die Fachkräfte sichern für alle unterschiedlichen Beteiligten der Zielgruppen 

gleichberechtigte Zugänge zu den verschiedenen Partizipationsmöglichkeiten des 

Angebots, des Projekts, der Einrichtung.

d)	 Die Fachkräfte gestalten gemeinsam mit den Zielgruppen Partizipationsprozesse 

und unterstützen alle dabei, sich gleichberechtigt und für sie jeweils angemessen 

zu beteiligen.

e)	 Die Fachkräfte wissen um die Menschen innerhalb ihrer Zielgruppen, die sie noch 

nicht erreichen. 

Ein spezi΋sches Inklusionsthema in diesem Feld ergibt sich durch die Freiwilligkeit der Betei-
ligung. So entsteht schnell ein Unterschied zwischen Stammbesucher*innen, unregelmäßig 

Teilnehmenden und ganz Neuen. Schon der (Neu-)Zugang zu den Einrichtungen kann von 
den Insidern be- oder verhindert werden. Dies gilt auch für den Zugang zu Partizipations-

möglichkeiten: Einerseits sind die Stammbesucher*innen für die Kontinuität demokrati-

scher Prozesse extrem wichtig und damit erlangen auch ihre Inhalte und Positionen große 

Bedeutung, andererseits haben sie damit auch eine große Bestimmungsmacht. Wer selten 

oder neu kommt, wer ungewohnte oder eigensinnige Themen hat, bedarf mitunter einer 
besonderen Unterstützung, um sich auf jeweils geeignete Weise in die Partizipation einzu-

bringen. In diesem Handlungsfeld ist es erforderlich, die Programmgestaltung zwischen 

den Zielgruppen, Besucher*innen und Fachkräften auszuhandeln. Die Fachkräfte haben 

aber strukturell aufgrund ihrer Kontinuität ein großes Machtpotenzial. Es ist zu berück-

sichtigen, welche Personen, Gruppierungen und Interessen aufgrund von thematischen 

und sozialen Vorlieben der Fachkräfte ein- oder ausgeschlossen werden. 

 

a)	 Die Fachkräfte reȵektieren miteinander ihre Machtposition und Einȵussnahme 
(als Person und als Fachkräfteteam) in der Kommunikation und Interaktion mit 

der jeweiligen Zielgruppe.

b)	 Die Fachkräfte erkennen die Beteiligten in der Verschiedenheit ihrer Ausdrucks-

formen an und geben ihnen Resonanz.

c)	 Die Fachkräfte ermöglichen dialogisches Argumentieren (auch in Konȵikten).

Das Handlungsfeld der sozialräumlichen Projekte, Familien- und Jugendförderung ist durch 

sehr heterogene Zielgruppen gekennzeichnet, was beispielsweise die Altersstufen, Geschlechter, 

kulturellen Hintergründe, Bildungsstände und Demokratieerfahrungen betriΊt. Dadurch wird 
es notwendig, bei den wechselnden Teilnehmenden immer wieder neu zu erkunden, welchen 
Respekt sie auf welche Weise benötigen, um sich im Angebot, dem Projekt oder der Einrichtung 

als willkommen und anerkannt zu erfahren. In der Begründung zu diesem Qualitätsstandard 

werden Grundannahmen respektvoller Interaktion genauer ausgeführt. Sie sind in den Angeboten, 

Projekten und Einrichtungen des Handlungsfeldes für und mit den jeweils Beteiligten zu konkre-

tisieren. Dies verlangt auch, bei den Zielgruppen nichts als selbstverständlich vorauszusetzen, 

sondern vorsichtig und herantastend auszuloten, wer was benötigt und was mit wem möglich ist. 

Die freiwillige (und deshalb wenig planbare) Teilnahme von Kindern und Jugendlichen verführt 
dazu, nur noch mit den Teilnehmenden respektvoll zu interagieren, die häu΋g kommen und 
mit denen sich die Kommunikation eingespielt hat. Das gilt auch für die Beteiligten, die sich 

gut selbst vertreten und in Aushandlungen einbringen können. Es geht also darum, auch neue, 

sporadische, unauΊällige, stille Teilnehmende respektvoll in die demokratischen Mitbestim-

mungsprozesse aufzunehmen.

Gerade bei jugendlichen Zielgruppen kann es zu Artikulationsweisen kommen, die provo-

zieren, konfrontieren, Grenzen verletzen sowohl durch Aggressivität als auch durch Rückzug 

bis hin zur Selbstverletzung. So etwas kann Fachkräfte an ihre Grenzen bringen. Auch wenn 

hier manchmal klare Interventionen und Grenzsetzungen nötig sein können, ist es gleichzeitig 

notwendig, Respekt zu zeigen und die hinter solchen Aktionen liegenden Themen und Bedarfe 
mit den Teilnehmenden dialogisch zu erkunden. Wo Fachkräfte überfordert sind und gegen-

seitige Anerkennung verloren geht, wird ReΌexion und Unterstützung im Team oder durch 
Supervision nötig. 
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a)	 Jede Einrichtung entwickelt und nutzt zielgruppenspeziȴsche, abgestimmte Be-

schwerdeverfahren.

b)	 Die Fachkräfte thematisieren mit den Zielgruppen das Beschwerdeverfahren und 

seine Zielsetzungen.

c)	 Die Fachkräfte begrüßen Beschwerden und arbeiten aus ihnen die positiven Ent-

wicklungschancen (gemeinsam mit den Zielgruppen) heraus.

d)	 Die Fachkräfte geben Rückmeldung über den Stand und das Ergebnis der Beschwerde.

Aufgrund der Freiwilligkeit des Besuchs dieser Einrichtungen können die Teilnehmenden 
einfach wegbleiben, wenn ihnen etwas nicht gefällt. Daher sind Wege zu ΋nden, wie man 
Beschwerden entdeckt, die durch stillschweigendes Wegbleiben zum Ausdruck kommen. 

Auch muss es für die sehr unterschiedlichen Teilnehmendengruppen jeweils für sie spezi΋sch 
handhabbare Möglichkeiten geben, Beschwerden zu kommunizieren. Dies gilt zum Beispiel 

für unterschiedliche Sprachfähigkeiten aufgrund des Alters oder der Familiensprache. Auch 

in der komplexen Gesamtsituation der Einrichtungen und Projekte mit unterschiedlichsten 

Gruppen und Angeboten bedarf es der Klärung, auf welchen Ebenen, wie und von wem 

Beschwerden erhoben und transparent bearbeitet werden können. 

 

a)	 Die Fachkräfte erkunden die Themen ihrer Zielgruppen und berücksichtigen dabei 

deren Lebenslagen und Lebenswelten.

b)	 Die Fachkräfte aktualisieren ihr Wissen um die lokalen Akteur*innen und deren 

Aufgaben und Aktivitäten innerhalb verschiedener Netzwerke.

c)	 Die Fachkräfte unterstützen ihre Zielgruppen dabei, deren Themen und Anliegen 

solidarisch in die kommunale Ö΍entlichkeit und ggf. zur Entscheidung zu bringen.

Für das Feld der sozialräumlichen Projekte, Familien- und Jugendförderung ist die fachliche 

Perspektive auf den Sozialraum und die Kommune grundlegend. Hier ist es zentral, die 

demokratische Partizipation unterschiedlicher Zielgruppen im Kiez zu stärken. Detaillierter 

werden dazu bei den Begründungen dieser Qualitätsstandards Vorschläge gemacht. So 

zum Beispiel entdecken sozialräumliche Projekte neue Zielgruppen über die Analysen 

von Lebenslagen und Lebenswelten in ihrem Einzugsgebiet oder die OΊene Kinder- und 
Jugendarbeit greift die Themen auf, die ihre Zielgruppen im Kiez beschäftigen. In beiden 
Fällen geht es darum, die Zielgruppen zu unterstützen, ihre Stimme zu erheben und sich 

politisch in die Gestaltung des Lebens im Kiez einzubringen.
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a)	 Die Fachkräfte kennen und nutzen Dokumentationsmethoden, die geeignet sind, 

die Beteiligungsprojekte und -prozesse der Zielgruppen transparent und reȵektier-

bar zu machen.

b)	 Die Fachkräfte verwenden politische Begri΍e und entwickeln ein gemeinsames 
demokratisches Verständnis.

c)	 Die Fachkräfte diskutieren mit den Zielgruppen ebenso über komplexe und kont-

roverse Themen.

Insbesondere sozialräumliche Projekte beschäftigen sich immer wieder mit kommunalen 

politischen Themen.29 Wenn Fachkräfte Beteiligungsprojekte dokumentieren und mit den 

Zielgruppen über politische Themen reΌektieren, unterstützen sie diese gleichzeitig darin, 
sich die Strukturen und Prozesse demokratischen Handelns in der Kommune und darüber 

hinaus anzueignen und selbstständig zu nutzen. Auch die großen KonΌikte der Gesellschaft 
in der Kommune und der Welt schlagen sich im Sozialraum nieder. Im Sinne argumenta-

tiver Debatten und Meinungsbildung in der demokratischen ÖΊentlichkeit des Angebots, 
des Projekts oder der Einrichtung sind die Fachkräfte gefordert, diese Themen dialogisch 
aufzugreifen. Es ist notwendig, angesichts hart umstrittener Themen Foren des Austauschs 
und der Argumentation anzubieten, in denen unter den Bedingungen von Anerkennung 

und Fairness gestritten werden kann. Diese Prozesse benötigen Dokumentation und 

ReΌexion, um mit den darin zu erwartenden Schwierigkeiten öΊentlicher Debatten und 
Machtprozesse kritisch-konstruktiv und demokratisch umgehen zu lernen.

29 Vgl. Qualitätsstandard 8 „Übergänge demokratischer Partizipation in die Kommune eröΊnen“.
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4.4 Erziehungs- und 

Familienberatung



136135 Qualitätshandbuch Qualitätshandbuch

4 
H

a
n

d
lu

n
gs

fe
ld

e
r

a)	 Jedes sozialpädagogische Angebot, Projekt und jede Einrichtung des PFH verfügt 

über einen Rechtekatalog. In ihm sind Selbst- und Mitentscheidungsrechte sowie 

Informations- und Anhörungsrechte der Kinder, Jugendlichen und weiteren Ziel-

gruppen zu den Themenbereichen, die sie in der Einrichtung betre΍en, geklärt. 
Ebenso sind die Entscheidungsrechte geklärt und begründet, die die Fachkräfte 

sich vorbehalten. Dabei sind die jeweiligen Rahmenbedingungen des Handlungs-

feldes oder der Einrichtung berücksichtigt.

b)	 Die Fachkräfte orientieren ihr Handeln im Alltag an diesem Rechtekatalog.

c)	 Die Kinder, Jugendlichen und weiteren Zielgruppen kennen ihre Rechte der Selbst- 

und Mitbestimmung und die Begründungen dafür, welche Entscheidungsrechte 

bei den Fachkräften verbleiben.

Die Erziehungs- und Familienberatung als Handlungsfeld richtet sich in erster Linie an 

Erwachsene. Mögliche Themenbereiche, in denen Rechte erarbeitet werden können, sind: 
Beratung, Raumgestaltung, Termingestaltung oder Wunschberater*innen.

So könnte in der Erziehungs- und Familienberatung ein Recht zum Thema Beratung wie 
folgt aussehen: 

Die Besucher*innen haben das Recht, über die Inhalte der Beratung selbst zu entscheiden, 

solange nicht der Verdacht auf Kindeswohlgefährdung besteht. Sie haben das Recht zu 

entscheiden, ob und wer sie bei der Beratung begleiten soll, solange es sich nicht um 

gerichtsnahe Beratungen handelt. Sie haben das Recht, die Beratung zu jedem Zeitpunkt 

und ohne Angabe von Gründen abzubrechen. Die Fachkräfte behalten sich das Recht vor, 

Angebotszeiten zu bestimmen.

a)	 Jedes Angebot, Projekt und jede Einrichtung führt mindestens ein Beteiligungsgre-

mium ein, das berechtigt ist, Entscheidungen für die Entscheidungsgemeinschaft 

zu fällen.

b)	 Jedes Angebot, Projekt und jede Einrichtung hat geklärt, wie die Entscheidungs-

berechtigung der Gremien zustande kommt.

c)	 Jedes Angebot, Projekt und jede Einrichtung verfügt über eine „Geschäftsordnung“ 

(Spielregeln) für die Gremien. Dazu sollte auch geklärt sein, welcher methodischen 

Unterstützung die Kinder, Jugendlichen und weiteren Zielgruppen bedürfen, um 

sich gleichberechtigt und di΍erenzgerecht an den Entscheidungen zu beteiligen.

Oberstes Gebot der Erziehungs- und Familienberatung ist die Niedrigschwelligkeit. 

Diese wird unter anderem durch die Vertraulichkeit und Anonymität der Beratung gewähr-

leistet. Beratungssettings geschehen mit Einzelnen (oder Paaren). Sie sind in hohem Maß 

von individualisierten Prozessen und Vertraulichkeit geprägt und die Tatsache oder der 
Anlass, sich in Beratung zu begeben, ist häu΋g schambesetzt. Wöchentlich ändert sich das 
Beratungssetting, d. h., die Klienten der Erziehungs- und Familienberatung treΊen nicht als 
Gruppe der Beratenden aufeinander. Sie teilen während des Beratungsprozesses keinen 

gemeinsamen Alltag. Daher ist es hier nicht möglich, Beteiligungsgremien zu etablieren. 

Um den (erwachsenen) Zielgruppen trotzdem die Rechte und Möglichkeiten zu geben, 

Themen verlässlich einzubringen, die nicht nur ihren Einzelfall betreΊen, und ggf. auch an 
Entscheidungen zur Gestaltung der Beratungsangebote mitzuwirken, ist Unterstützung 

erforderlich. Dabei geht es darum, sie darin zu bestärken, sich als Teilnehmende einer 
Einrichtung wahrzunehmen, in der es auch andere individuell BetroΊene gibt, für die die 
gemeinsame Struktur des Beratungsangebots besteht.

Hierfür gilt es, Strukturen zu etablieren, die jeder und jedem niedrigschwellig die Möglich-

keit bieten, sich zu beschweren oder Kritik, Wünsche und Anregungen zu formulieren.
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a)	 Die Fachkräfte suchen und erkennen Beteiligungsthemen der Zielgruppe. Sie prä-

zisieren die Beteiligungsthemen im Dialog mit der Zielgruppe.

b)	 Die Fachkräfte bieten ihrer Zielgruppe vielfältige di΍erenzgerechte Medien (Mittel)
und Methoden an, um Themen zu benennen und sichtbar zu machen.

c)	 Die Fachkräfte bringen selbst fachlich begründete Beteiligungsthemen ein.

In der Erziehungs- und Familienberatung geht es darum, auch in Einzelberatungen zu 

entdecken, ob es Themen, Problemstellungen, Interessen und KonΌikte der einzelnen 
Klient*innen gibt, die sich nicht nur auf die spezi΋schen Inhalte und Prozesse der Beratung 
beziehen, sondern auf die Gestaltung der Beratung durch die Einrichtung. So könnten zum 

Beispiel Probleme der räumlichen Erreichbarkeit und zeitlichen Nutzbarkeit ein Thema von 
Klient*innen sein. Auch könnten Bedarfe für inhaltlich spezialisierte Beratungen deutlich 

werden (Gewalttätigkeit von Männern, Spielsucht o. Ä.). BetroΊene könnten Ideen entwi-
ckeln, ihre Themenstellung zusammen mit anderen von ähnlichen Fragen BetroΊenen in 
der Beratungsstelle anzugehen. Vielleicht werden auch Themen deutlich, die nicht nur den 
engeren psychosozialen Zusammenhang des Einzelfalls betreΊen, sondern aus strukturellen 
Lebensverhältnissen von BetroΊenengruppen in Stadtteil und Gesellschaft entstehen und 
einen Übergang in politische Partizipation benötigen. 

 

a)	 Die Fachkräfte suchen und erkennen gemeinsam mit den Zielgruppen unterschied-

liche Ö΍entlichkeiten in ihrem Handlungsfeld.

b)	 Die Fachkräfte erstellen für und mit allen Zielgruppen Medien und Settings, die 

Information, Transparenz und Diskussion zu Beteiligungsthemen ermöglichen.

c)	 Die Fachkräfte unterstützen alle Zielgruppen darin, ihre Beteiligungsthemen in für 

sie geeigneter Weise ö΍entlich einzubringen und zu diskutieren.

d)	 Die Fachkräfte stellen sicher, dass alle Zielgruppen dieses Recht wahrnehmen 

können.

In diesem Handlungsfeld gibt es strukturell kaum ÖΊentlichkeit, weil die Teilnehmenden 
individuell und vertraulich beraten werden. Demokratische Mitentscheidung ΋ndet 
wahrscheinlich eher in Gremien wie ReΌexionsrunden oder Beiräten statt. Daher ist die 
Herstellung von Transparenz umso wichtiger: Wer wird über welche Angebote, Settings und 
Mitbestimmungsmöglichkeiten wie informiert? Welche Informationen liegen im Eingangs-

bereich aus? Welche Informationen soll und kann es in den Beratungsräumen geben? Das 

sind zum Beispiel Hinweise, mit denen die Möglichkeiten des Feedbacks, der Beschwerde, 

der Mitbestimmung an der Arbeit der Beratungsstelle etc. erläutert werden. Wenn in den 

Beratungsräumen solche Infos über Beteiligungsmöglichkeiten ausliegen, können auch 

die Berater*innen im Einzelfall Schnittstellen zu den Beteiligungsmöglichkeiten herstellen, 

indem sie darauf aufmerksam machen. Sie können die Klient*innen so auch unterstützen, 

für sie und mit ihnen passende Zugänge zu entwickeln.
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a)	 Die Fachkräfte sind sich der Vielfalt der Zielgruppen und ihrer positiven Potenziale 

bewusst.

b)	 Die Fachkräfte reȵektieren kritisch, wo und wie Benachteiligung und Diskriminie-

rung insbesondere in ihrer eigenen Einrichtung bestehen und erzeugt werden.

c)	 Die Fachkräfte sichern für alle unterschiedlichen Beteiligten der Zielgruppen 

gleichberechtigte Zugänge zu den verschiedenen Partizipationsmöglichkeiten des 

Angebots, des Projekts, der Einrichtung.

d)	 Die Fachkräfte gestalten gemeinsam mit den Zielgruppen Partizipationsprozesse 

und unterstützen alle dabei, sich gleichberechtigt und für sie jeweils angemessen 

beteiligen zu können.

e)	 Die Fachkräfte wissen um die Menschen innerhalb ihrer Zielgruppen, die sie noch 

nicht erreichen. 

Wie in den anderen Handlungsfeldern gilt es, auch in der Erziehungs- und Familienbera-

tung darauf zu achten, dass die typischen DiΊerenzmerkmale wie Geschlecht, ethnische 
oder soziale Herkunft etc. nicht zu einer Behinderung der Teilhabe und Teilnahme an der 
demokratischen Partizipation in der Erziehungs- und Familienberatung führen. Zudem 

kann es sein, dass die psychosozialen Belastungen bestimmter Individuen oder Familien 

dazu führen, dass sie die Hilfeangebote nicht annehmen. Daher ist es besonders wichtig, 

auf Niedrigschwelligkeit zu achten und im Bedarfsfall in andere Hilfen zu vermitteln.

 

a)	 Die Fachkräfte reȵektieren miteinander ihre Machtposition und Einȵussnahme 
(als Person und als Fachkräfteteam) in der Kommunikation und Interaktion mit 

der jeweiligen Zielgruppe.

b)	 Die Fachkräfte erkennen die Beteiligten in der Verschiedenheit ihrer Ausdrucks-

formen an und geben ihnen Resonanz.

c)	 Die Fachkräfte ermöglichen dialogisches Argumentieren (auch in Konȵikten).

Respektvolle Interaktion und dialogische Erkundung der Fragen und Probleme sowie 

Anerkennung des Verständnisses wie der Lösungsvorstellungen der Klient*innen gehören 

zu den fachlichen Handlungsstandards von Beratung. Doch keine sozialpädagogische oder 

therapeutische Interaktion ist frei vom Risiko der fehlerhaften Einschätzung oder gar Gering-

schätzung des Gegenübers. So können in der Beratung eigene psychische Reaktionen und 

Projektionen auf die Person und Fragestellung von Klient*innen eine oΊene, respektvolle 
Interaktion behindern. Diese sollten dann im Team oder in der Supervision bearbeitet 
werden. Auch können schwere psychosoziale Problemstellungen von Menschen in der 

Beratung den Blick darauf trüben, dass sie sehr wohl Interesse an Partizipation haben. 

Diese Fehleinschätzung könnte den Respekt ihnen gegenüber verringern. Klient*innen 

sollen trotz ihrer Problembelastung immer auch in ihrem Potenzial und Willen zur Parti-

zipation anerkannt werden. 
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a)	 Jede Einrichtung entwickelt und nutzt zielgruppenspeziȴsche, abgestimmte Be-

schwerdeverfahren.

b)	 Die Fachkräfte thematisieren mit den Zielgruppen das Beschwerdeverfahren und 

seine Zielsetzungen.

c)	 Die Fachkräfte begrüßen Beschwerden und arbeiten aus ihnen die positiven Ent-

wicklungschancen (gemeinsam mit den Zielgruppen) heraus.

d)	 Die Fachkräfte geben Rückmeldung über den Stand und das Ergebnis der Beschwerde.

Für Klient*innen in Beratungssettings ist es nicht immer leicht, sich zu beschweren. Sie 

sind aufgrund ihrer psychosozialen Belastung auf Beratung angewiesen und stehen damit 

auch in einem Abhängigkeitsverhältnis zu den Berater*innen. Wer auf Hilfe angewiesen ist, 

vermeidet es häu΋g, die Unterstützer*innen zu kritisieren, aus Sorge, die Hilfe zu verlieren. 
Zudem ist ein Beratungssetting auf die teilnehmenden Klient*innen und Berater*innen 

beschränkt. Oft kennen die Klient*innen keine anderen Fachkräfte in der Einrichtung. Eine 

Beschwerde kann deshalb zunächst nur in diesem engen Beziehungsverhältnis statt΋nden 
und dadurch erschwert werden. Klient*innen benötigen in diesem Setting auch Beschwer-

demöglichkeiten außerhalb des direkten Beratungssettings. Das bedeutet zum Beispiel, 

anonyme Beschwerden zu ermöglichen oder für Beschwerden den Kontakt zu anderen 

Vertrauenspersonen aus der Einrichtung oder von außerhalb zu eröΊnen. Es gilt, sich der 
strukturellen Schwierigkeiten der Beschwerde im Beratungssetting bewusst zu sein und 

den Klient*innen für sie passende Wege der Kritik und Beschwerde zu eröΊnen.

 

a)	 Die Fachkräfte erkunden die Themen ihrer Zielgruppen und berücksichtigen dabei 

deren Lebenslagen und Lebenswelten.

b)	 Die Fachkräfte aktualisieren ihr Wissen um die lokalen Akteur*innen und deren 

Aufgaben und Aktivitäten innerhalb verschiedener Netzwerke.

c)	 Die Fachkräfte unterstützen ihre Zielgruppen dabei, deren Themen und Anliegen 

solidarisch in die kommunale Ö΍entlichkeit und ggf. zur Entscheidung zu bringen.

Aufgrund der Orientierung von Beratung an Individuum und Familiensystemen stehen 

Fragen des Lebens der BetroΊenen in der Kommune weniger im Zentrum dieser Arbeit. Aus 
konzeptioneller Perspektive demokratischer Partizipation wäre jedoch auch ein Augenmerk 

darauf zu richten, welche Probleme der Beratenen Zusammenhänge mit den Lebensver-

hältnissen im Stadtteil oder im Kiez aufweisen. Solche Themen könnten es nötig machen, 
dass Erziehungs- und Familienberatung öΊentlich anwaltschaftlich auf problematische 
Lebensbedingungen und politischen Handlungsbedarf hinweist. Wo Beratung anwalt-

schaftlich handelt, stellt sich gleichzeitig auch immer die Frage, ob nicht die Klient*innen 

selbst bemächtigt werden könnten, ihre Kritiken und Interessen öΊentlich zu vertreten. 
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a)	 Die Fachkräfte kennen und nutzen Dokumentationsmethoden, die geeignet sind, 

die Beteiligungsprojekte und -prozesse der Zielgruppen transparent und reȵektier-

bar zu machen.

b)	 Die Fachkräfte verwenden politische Begri΍e und entwickeln ein gemeinsames 
demokratisches Verständnis.

c)	 Die Fachkräfte diskutieren mit den Zielgruppen ebenso über komplexe und kont-

roverse Themen.

Auch in der Erziehungs- und Familienberatung können Beratungsthemen zu Lebensver-

hältnissen in Stadtteil und Gesellschaft entstehen. In solchen Fällen bietet sich auch hier 

eine ReΌexion dieser Partizipationsprozesse an. In Situationen sich überlagernder Krisen 
können diese einen mitunter negativen EinΌuss auf psychosoziale Be΋ndlichkeiten und 
Bewältigungsfähigkeiten von Menschen in der Beratung haben. Eine politisch bewusste 

Beratung wird die Ursachen solcher individuellen Gefühle und Problemlagen ebenfalls 

thematisieren.
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